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Eine klassische Kritik an der Nutzung der Staatsverschuldung besteht darin, dass sie 
den Blick auf die Wirklichkeit verstellt, „uns über unsere wirkliche Lage zu verblenden 
sucht“, wie Ricardo schreibt. Die aktuelle Finanzpolitik in Deutschland liefert Anschau-
ungsmaterial. Seit Jahren wachsen die Staatsausgaben schneller als die Wirtschafts-
leistung. Immer wieder hat man Wege gesucht und gefunden, die Finanzierung durch 
Kredite zu sichern. So kumulieren sich nun die Finanzlöcher, der Anpassungsbedarf 
wächst und mithin die fi nanzpolitischen Risiken.

Als im Jahr 2020 zum ersten Mal eine Notlage gemäß Art. 115 (2) GG festgestellt wurde, 
begann eine massive kreditfi nanzierte Ausweitung der Staatsausgaben. Nach Ende der 
Ausnahmen sind sie aber nicht wieder auf das Vorkrisenniveau zurückgeführt worden. 
Die Beschlüsse vom März 2025 zur Lockerung der Schuldenbremse verschaff en dem 
Bund, aber auch den Ländern, weitere Spielräume für Verschuldung und für eine Fort-
setzung der fi skalischen Expansion. Der Haushalt des Bundes ist gleichsam ein Brenn-
spiegel der Entwicklung. Laut Bundesrechnungshof liegen die geplanten Ausgaben des 
Bundes im Jahr 2026 unter Berücksichtigung der Extrahaushalte um rund 75 % über de-
nen des Jahres 2019. Die Einnahmen stiegen indes nur um 20 %. Die Lücke wird durch 
Kredite fi nanziert. Berücksichtigt man die Ausgaben in den sogenannten Sondervermö-
gen Infrastruktur und Bundeswehr ist im laufenden Jahr jeder dritte Euro kreditfi nanziert.

Die im März 2025 neu geschaff enen Kreditspielräume sollten aus Sicht des Gesetzge-
bers eigentlich genutzt werden, um einen Aufwuchs der Verteidigungs- und Investiti-
onsausgaben zu ermöglichen. Diese Spielräume verschaff ten der schwarz-roten Koa-
lition zunächst einmal Luft, um einen Haushalt für das Jahr 2026 durch das Parlament 
zu bringen, ohne die in der Finanzplanung bereits bestehenden Lücken, im Haushalts-
jargon „Handlungsbedarfe“, zu schließen. Wie Bundesbank, Bundesrechnungshof und 
zuletzt das ifo Institut errechneten, wurde die Verschuldung dann weitaus stärker aus-
geweitet als die Ausgaben für Verteidigung und öff entliche Investitionen. Die Bundes-
regierung verweist zur Rechtfertigung unter anderem auf nicht ausfi nanzierte Hand-
lungsbedarfe in der Finanzplanung. Dies erscheint politisch nachvollziehbar. Schon die 
Ampelkoalition zerbrach ja am Konfl ikt über die Haushaltspolitik, nachdem der Versuch 
gescheitert war, die Notlagenkredite zu nutzen, um die Ausgabenexpansion fortzuset-
zen. Letztlich ist dies aber ein Eingeständnis, dass man die bereits angelegte Ausga-
bendynamik eben doch weiter durch Schulden fi nanzieren will. Im vergangenen Herbst 
zeichnete sich dann bereits ab, dass der Bund trotz der zusätzlichen Kreditmittel in den 
Jahren 2027 bis 2029 rund 170 Mrd. € einsparen muss, um insbesondere die Vorgaben 
der Schuldenbremse einzuhalten.

Nun rückt die Aufstellung des Bundeshaushaltes 2027 näher und die damit verbunde-
nen Probleme kehren in die öff entliche Debatte zurück. Zwischenzeitlich bestand die 
Hoff nung, dass die Finanzlücken durch leicht höhere Steuereinnahmen geringer ausfal-
len könnten. Im Eckwertebeschluss summieren sich die Handlungsbedarfe für die Jah-
re 2027 bis 2029 im Bundeshaushalt auf nurmehr rund 100 Mrd. €. Allerdings zeigt die 
Fortschreibung der Finanzplanung eine weitere Lücke für das Jahr 2030 von 60 Mrd. €. 
Auch hier wird deutlich, dass die Finanzpolitik sich lediglich eine Atempause verschaff t 
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hat; die zugrunde liegende Ausgabendynamik ist nach wie vor intakt und schlägt nur 
etwas später im Bundeshaushalt auf. Zusätzlich ist zu beachten, dass die Finanzlücke 
nun angesichts der weiter eingetrübten wirtschaftlichen Entwicklung und der Revision 
der Steuerschätzung wieder größer ausfällt. Weiter angefeuert wird die Ausgabendy-
namik von der Zinsentwicklung. Während im Jahr 2020 das Zinsniveau noch deutlich 
unterhalb der Wachstumsrate lag und etwa 10-jährige Anleihen mit negativen Renditen 
notierten, hat sich das Zinsumfeld längst gedreht; die Rendite liegt heute bei knapp 3 %. 
Die höheren Zinsen treff en dabei auf einen deutlich gestiegenen Schuldenstand. Zu Be-
ginn des Jahres 2020 lag der Schuldenstand des Bundes bei rund 1,2 Bill. €. Am Ende 
des laufenden Jahres dürfte er bei rund 2 Bill. € liegen. In den folgenden Jahren wird er 
unter Berücksichtigung der Eckwerte auf 2,8 Bill. € im Jahr 2030 steigen. Entsprechend 
explodieren die Zinsausgaben. Die Bundesbank errechnet einen Anstieg der Zinsbe-
lastung des Bundes von etwa 6,4 Mrd. € im Jahr 2020 auf knapp 80 Mrd. € im Jahr 2030. 
Zusätzlich wird der Bund nun von den Tilgungspfl ichten für die Notlagenkredite einge-
holt. Schon die letzte Bundesregierung hatte deren Tilgung verschoben. Vorgesehen ist 
derzeit, dass die Tilgung im Jahr 2028 zeitgleich mit der Tilgung der außerordentlichen 
EU-Schulden beginnt. Schon signalisiert die Bundesregierung aber, dass man sie doch 
noch weiter aufschieben will. Auch hier gilt indes, aufgeschoben ist nicht aufgehoben.

Weitgehend ohne mediale Aufmerksamkeit vollzog sich bei den Kommunen eine 
durchgreifende Verschlechterung der Haushaltslage. Im vergangenen Jahr verzeich-
nete die Finanzstatistik ein Defi zit von rund 32 Mrd. € und in diesem Jahr wird ein 
Fehlbetrag von 30 Mrd. € erwartet. Auch dies refl ektiert in erster Linie eine Ausgaben-
expansion etwa im Bereich der Sozialhilfe, bei den Personalausgaben und Zinsen. 
Defi zite, zumal in dieser Höhe, sind aber für die kommunale Ebene untypisch, schon 
weil dies nicht mit den haushaltsrechtlichen Vorgaben für Kommunen vereinbar sein 
dürfte, wie der unabhängige Beirat des Stabilitätsrats notiert. Nach Berechnungen 
von Destatis betrug die Deckungslücke im vergangenen Jahr 7,5 % der Ausgaben, 
ein Extremwert, der in den 35 Jahren der Aufzeichnung noch nie erreicht wurde. 
Während sich politische Interessengruppen also endlich mit der fragwürdigen For-
derung durchgesetzt haben, dass der Bund Mittel für eine Übernahme kommunaler 
„Altschulden“ bereitstellt, werden bereits die „Altschulden“ von morgen produziert.

Die Ausgabendynamik entfaltet sich auch bei den Sozialversicherungen. Eine Kredit-
fi nanzierung ist hier eigentlich ausgeschlossen; daher steigen neben den Bundeszu-
schüssen die Beitragssätze. Summierten sich diese Sätze im Jahr 2020 noch knapp un-
ter einer Obergrenze von 40 %, vollmundig als Sozialgarantie kommuniziert, liegen sie 
im laufenden Jahr bei 42,3 %. In den folgenden Jahren werden sie weiter deutlich stei-
gen, für das Jahr 2030 werden vom Sachverständigenrat rund 45 % erwartet. Deutsch-
land dürfte dann endgültig den Spitzenwert in der Abgabenbelastung auf Arbeit unter 
den OECD-Ländern erreichen. Auch hier ist die Finanzpolitik versucht, regelwidrig die 
Kreditfi nanzierung zu nutzen, um den Problemdruck zu senken, indem der Bund den 
Sozialversicherungen als fi nanzielle Transaktionen verkleidete Kredite gewährt.

Noch profi tiert Deutschland davon, dass es bisher immer wieder gelang, das Ausgaben-
wachstum mit den laufenden Einnahmen in Einklang zu bringen. Entsprechend konnte 
sich Deutschland als Stabilitätsanker in Europa zu besonders günstigen Konditionen ver-
schulden. Die gesamtstaatliche Defi zitquote dürfte in diesem Jahr bei rund 4 % liegen 
und sich im kommenden Jahr auf 5 % zubewegen. Zieht man die derzeit geltende Aus-
nahme für Verteidigung ab, dürfte die EU-Vorgabe von höchstens 3 % verletzt werden. 
Wenn sich diese Entwicklung verfestigt, wird die Finanzpolitik in ein neues Regime ge-
raten, in welchem ihr eine Lösung ohne Infl ation nicht mehr zugetraut wird. Dann müss-
ten die erforderlichen Anpassungen noch größer ausfallen. Die Finanzpolitik sollte die 
letztlich unvermeidliche Korrektur der Ausgabenexpansion daher jetzt in Angriff  nehmen.
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Steuersenkungen

Eigentor für die arbeitende Mitte?

Dieser Tage beginnt die Fußball-WM. Bei der Steuer- und 
Abgabenbelastung der arbeitenden Mitte ist Deutschland 
seit langem Vize-Weltmeister. Nur in Belgien (WM-Grup-
pe  G) werden die Arbeitseinkommen der Normalverdie-
ner noch stärker gebeutelt. Das macht sich auf dem wirt-
schaftspolitischen Platz bemerkbar. Normal- und Besser-
verdiener spielen auf schwerem Rasen mit angezogener 
Handbremse. Mehr (Lauf)Arbeit lohnt sich begrenzt, weil 
der Zusatzverdienst mit 45 % Abgaben weggegrätscht 
wird. Die geburtenstarke Boomer-Generation, Vorbild bei 
Zuverlässigkeit, Arbeitsmoral und Ballsicherheit, geht vom 
Platz und in die Rente. Die Jüngeren spielen angesichts 
der starken Viererkette aus Lohnsteuer, Sozialbeiträgen, 
hohem Transferabbau und dysfunktionalem Wohnungs-
markt auf Ballbesitz und Schonung statt auf Pressing und 
Laufarbeit; sie pfl egen ihre Arbeit-Leben-Bilanz. Es fehlen 
gute, billige und willige Spieler. Die Wirtschaftskrise ent-
spannt die Lage, reißt aber Löcher in die öff entlichen Haus-
halte. Und mit den USA ist ein Großsponsor weggefallen.

Trotz Lockerung der Schuldenbremse geht dem Verein 
das Geld aus – es droht Lizenzentzug. Das Haushaltsde-
fi zit läuft auf über 3 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP)
hoch. Wahlversprechen wie Mütterrente oder Gastro-
Steuersenkung schlagen ins Kontor. Die Exportindustrie, 
traditionell Sturmspitze in der Champions League, schwä-
chelt und droht abzusteigen. Die Digitalisierung sitzt auf 
der Reservebank und kommt nur selten zum Einsatz. Und 
die maroden Sozialsysteme schwächen die Abwehr.

Ab 2028 sollen Unternehmen entlastet werden. Das Geld 
geht erst mal vor allem an Reiche und Superreiche, die 
die großen Unternehmen besitzen. Sie sollen mehr inves-
tieren und die Wirtschaft beleben – ein Steilpass ins Un-
gewisse. Ob die Stürmer ihn verwerten, ist unsicher, weil 
die sonstigen Rahmenbedingungen nicht stimmen: läh-
mende Bürokratie, teure Energiekosten, keine Fachkräfte 
und überteuerte Wohnungspreise für Mitarbeitende. Geld 
schießt eben keine Tore, siehe Wolfsburg.

Die fi skalische Spielregel des modernen Steuer- und Sozial-
staats lautet: Masse füllt Kasse. Die Mittelschichten spürbar 
zu entlasten kostet den Haushalt viel Geld. Eine Entlastung 
um einen Prozentpunkt bei den Sozialbeiträgen bedeutet für 
die Renten- und Arbeitslosenkasse Mindereinnahmen von 
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16 Mrd. €, bei der Kranken- und Pfl egekasse von 19 Mrd. €. 
Ein Prozentpunkt bei der Mehrwertsteuer bedeutet 16 Mrd. €. 
Die wird aber nicht gesenkt, sondern perspektivisch erhöht 
werden – der steuerpolitische Elefant im Raum.

Entlastungen bei der Einkommensteuer bringen wenig 
für die arbeitende Mitte – weil die nur wenig Einkommen-
steuer zahlt. Natürlich kann man im Eingangsbereich 
entlasten und die Steuersätze oben moderat erhöhen. 
Oder Steuerprivilegien bei Immobilien und Erbschaften 
abschaff en. Oder die Vermögensteuer wieder einführen, 
um Rieseneinkommen stärker zu erfassen, die gar nicht 
erst in der Einkommensteuererklärung auftauchen. Damit 
kann man mehrere 10 Mrd. € zusätzliche Einnahmen im 
Jahr erreichen. Aber das saniert den Haushalt nicht wirk-
lich und belastet die Standortbedingungen weiter.

Die Union fürchtet Steuererhöhungen. Dann bleibt nur: an 
die Ausgaben ran. Die sind seit den Krisen deutlich ge-
stiegen; die „Staatsquote“ liegt inzwischen bei über 50 % 
des BIP – und da beginnt bekanntlich laut Helmut Kohl 
der Sozialismus. Aber die Unions-Politiker liefern nicht auf 
dem Platz, ebenso wenig wie die FDP-Leichtliberalen in 
der Ampelregierung geliefert hatten. Denn: Um sinnvoll zu 
sparen, muss man erst investieren. Etwa in Behörden, um 
neu zu strukturieren und zu digitalisieren.

Wer mittelfristig nennenswerte Beträge in den öff entli-
chen Haushalten mobilisieren will, muss an Subventionen 
und Sozialleistungen ran. Da geht es um viel Geld: 32 % 
des BIP oder 62 % der Staatsausgaben. Mit dem Rasen-
mäher drübergefahren und um 5 % gekürzt, spart folglich 
1,6 % des BIP, das sind 74 Mrd. € im Jahr. Aber das wird 
ordentlich wehtun – vor allem, wenn man noch gründli-
cher durchforstet, um die Spreu vom Weizen zu trennen.

Für die gebeutelten Mittelschichten geht das leicht nach 
hinten los. Sie sparen, wenn es gut läuft, 200 bis 400 € im 
Jahr bei Lohnsteuer oder Sozialbeiträgen. Diese werden 
leicht aufgewogen durch höhere Zuzahlungen beim Arzt, 
weniger Rente, Pfl egeleistungen, Elterngeld und Stütze 
oder weniger Zuschüsse für die neue Heizung. Oder eben 
durch die Mehrwertsteuererhöhung. Da sich die Regie-
rung nicht an größere Ausgabenkürzungen herantraut, 
wird diese sicherlich kommen. Ebenso wie Gerüchte und 
Durchstechereien um den Trainerwechsel bei anhaltender 
Negativserie. Der wird wahrscheinlicher, wenn bei den 
Mittelschichten am Ende mehr Netto vom Brutto weniger 
Brutto vom Netto bedeutet. Wenn das Punkteverhältnis 
aus öff entlichen Leistungen und Steuern in die Miesen 
gerät, gerät das untere Mittelfeld in die Abstiegszone.

Stefan Bach

DIW Berlin  
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Chancengleichheit

Jungen im Bildungsrückstand

Im neuen Chancenmonitor1 berechnen wir, wie stark die 
Bildungschancen der Kinder in Deutschland von Ge-
schlecht und sozialer Herkunft abhängen. Dazu nutzen 
wir die Daten von knapp 68.000 Kindern und Jugendli-
chen im Alter von 10 bis 18 Jahren aus dem Mikrozensus 
2022 (der für die Analysen aktuell verfügbaren Welle).

Es zeigt sich, dass Jungen systematisch geringere Bil-
dungschancen haben als Mädchen: Während 43,5 % der 
Mädchen ein Gymnasium besuchen, sind es nur 36,9 % 
der Jungen – ein Rückstand von 6,6 Prozentpunkten. Die-
ser Gender-Gap zu Lasten der Jungen zieht sich durch 
alle sozialen Gruppen. Allerdings fällt er in den obersten 
Bildungs- und Einkommensgruppen etwas geringer aus. 
Er verstärkt sich im Verlauf der Schulzeit und beträgt im 
Alter von 16 bis 18 Jahren sogar knapp 10 Prozentpunkte. 

Noch stärker fallen die Unterschiede nach sozialer Her-
kunft aus. So liegt die Wahrscheinlichkeit, ein Gymnasium 
zu besuchen, beispielsweise bei knapp 17 %, wenn ein 
Kind mit Eltern ohne Abitur aus dem untersten Einkom-
mensviertel ohne Migrationshintergrund aufwächst. Im 
Gegensatz dazu liegt sie bei über 80 %, wenn das Kind 
mit Eltern mit Abitur aus dem obersten Einkommensviertel 
mit Migrationshintergrund aufwächst. Dabei fallen Bildung 
und Einkommen der Eltern besonders stark ins Gewicht. 
Nimmt man die Geschlechterunterschiede hinzu, reicht 
die Wahrscheinlichkeit des Gymnasialbesuchs von 14 % 
bei Jungen in der am stärksten benachteiligten Gruppe bis 
zu über 82 % bei Mädchen in der privilegiertesten Gruppe.

Im Vergleich zum ersten Chancenmonitor, der sich auf 
Daten vor der Coronapandemie (2019) bezog, ist die 
Sachlage hinsichtlich der Ungleichheit der Bildungschan-
cen in Deutschland qualitativ sehr ähnlich. In der lang-
fristigen Betrachtung wurde in den 1960er Jahren das 
„katholische Arbeitermädchen vom Land“ als Kunstfi gur 
der Bildungsbenachteiligung kreiert. Die Benachteiligung 
nach der sozialen Herkunft hat sich seither verfestigt. 

1 Der Chancenmonitor wurde am ifo Zentrum für Bildungsökonomik im 
Auftrag von „Ein Herz für Kinder“ erstellt: Wößmann, L., Freundl, V., 
Pfaehler, F., Schoner, F. & Tsaberiaba, O. (2026). Der Chancenmonitor 
von ifo und „Ein Herz für Kinder”: Große Bildungsunterschiede nach 
sozialer Herkunft – Jungen seltener auf dem Gymnasium. ifo Schnell-

dienst digital, 7(5).
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Im Gegensatz dazu hat sich das Geschlechterverhältnis 
mittlerweile umgekehrt.

Bei Chancengerechtigkeit sollte jeder Mensch – unab-
hängig von Geschlecht oder Familie – das eigene Poten-
zial entfalten können. Weil Kinder diese Umstände nicht 
selbst wählen können, sollten ihre Chancen im Leben da-
von unabhängig sein. Deutschland ist davon weit entfernt.

Der Besuch des Gymnasiums ist nur einer von zahlrei-
chen Indikatoren für Bildungschancen. Selbstverständ-
lich ist es nicht für jedes Kind die beste Bildungsentschei-
dung, auf ein Gymnasium zu gehen. Aber die Chance da-
rauf sollte nicht von Herkunft oder Geschlecht abhängen. 
In der Studie berichten wir auch über alternative Maße, 
die ungleiche Bildungschancen in ähnlicher Weise bele-
gen. Wirtschaftlich gesehen ist der Gymnasialbesuch je-
denfalls sehr relevant: Menschen mit Abitur verdienen im 
Durchschnitt monatlich netto 42 % mehr als Menschen 
ohne Abitur. Die Forschung legt nahe, dass die Bildungs-
probleme der Jungen sich in schlechteren Erwerbsmög-
lichkeiten am Arbeitsmarkt, aber auch in erhöhten Krimi-
nalitätsrisiken junger Männer widerspiegeln werden.

Ungleichheiten bei den Bildungschancen sind änderbar. 
Das zeigen die vielfach belegten starken positiven Eff ek-
te zahlreicher bildungspolitischer Maßnahmen für Kinder 
aus benachteiligten Verhältnissen. Maßnahmen mit der 
Gießkanne reichen aber meist nicht aus: Benachteiligte 
Kinder müssen gezielt gefördert werden.

In beiden Dimensionen – Geschlecht und soziale Herkunft 
– gibt es Handlungsoptionen für ausgeglichenere Bil-
dungschancen. Die Bildungschancen von Jungen können
durch mehr männliche Erzieher und Lehrkräfte sowie ei-
ne Refl ektion von Geschlechterstereotypen, Unterrichts- 
und Erziehungsformen verbessert werden. Eine frühe
Förderung sollte sich auf Lesekompetenzen und Selbst-
regulation der Jungen ausrichten. Auch Elternarbeit und
außerschulische Maßnahmen tragen dazu bei, die Bil-
dungsaspiration von Jungen zu stärken.

Die Chancen von Kindern aus benachteiligten Familien 
können durch frühkindliche Bildungsangebote und Un-
terstützung der Familien verbessert werden. Schulen 
mit vielen benachteiligten Kindern sollten besonders gu-
te Lehrkräfte erhalten, und die Aufteilung auf Schularten 
sollte später erfolgen. Außerschulisch helfen kostenfreie 
Nachhilfe- und Mentoring-Programme.

Prof. Dr. Ludger Wößmann, Vera Freundl, Franziska Pfaehler, 

Dr. Florian Schoner, Olesia Tsaberiaba

ifo Zentrum für Bildungsökonomik; Ludwig-Maximilians-Universität 

München 
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Bundestariftreuegesetz

Vom Bund in die Fläche

Lang und zäh war der Gesetzgebungsprozess, aber seit 
dem 1. Mai 2026 ist das Bundestariftreuegesetz (BTTG) in 
Kraft. Gerade rechtzeitig, um bei den vielen öff entlichen In-
vestitionen zu greifen, die in den kommenden Jahren aus 
den Sondervermögen des Bundes getätigt werden. Das 
Gesetz verpfl ichtet im Kern die von ihm beauftragten Un-
ternehmen, ihren Beschäftigten branchentypische Tarif-
löhne zu zahlen. Das lässt sich als Baustein einer Strategie 
zur Stärkung der Tarifbindung verstehen, zu der die Bun-
desregierung laut EU-Mindestlohnrichtlinie verpfl ichtet ist.

Was lässt das Gesetz erwarten? Eine Wirkung hat sich 
bereits vor seinem Inkrafttreten gezeigt, nämlich die Sig-
nalwirkung für mehrere Bundesländer, die noch nicht über 
ein eigenes Tariftreuegesetz verfügen. Mehrere von ihnen 
hatten dies bereits seit Jahren angekündigt; das Geran-
gel um das BTTG hatte die Gesetzgebungsprozesse auf 
Länderebene jedoch eingefroren. Nach Verabschiedung 
des BTTG im Februar 2026 sind nun in sechs Bundeslän-
dern (Hamburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Hessen, 
Nordrhein-Westfalen, Brandenburg) die Pläne für eigene 
Tariftreuegesetze konkretisiert worden. Es zeichnet sich 
ab, dass künftig die große Mehrheit der Bundesländer die 
öff entlichen Aufträge von Ländern und Kommunen mit der 
Aufl age vergeben werden, dass Tarifl öhne gezahlt werden.

Was die Auswirkungen auf die Entlohnung betriff t, gibt es 
verschiedene Möglichkeiten. Denkbar ist, dass nicht-tarif-
gebundene Bieter lediglich das geforderte Minimum tun: 
nämlich dem Teil ihrer Beschäftigten für die Dauer des öf-
fentlichen Auftrags diejenigen tarifl ichen Arbeitsbedingun-
gen zu gewährleisten, die per Tariftreuegesetz verlangt 
werden. Denn die Regelungen verlangen bislang nicht 
von Unternehmen, dass sie sich selbst an einen Tarifver-
trag binden, der dauerhaft und für alle Beschäftigten gilt 
(originäre Tarifbindung). Das verhindert nicht zuletzt das 
Wettbewerbsrecht – welches auch ein Grund für die kom-
pliziert anmutende und beschränkte Tarifl ohnpfl icht ist.

Dennoch verbessert auch diese beschränkte Pfl icht die 
Arbeitsbedingungen vieler Beschäftigter, aber eben ohne 
Nachwirkung. Ob und unter welchen Bedingungen die Ta-
riftreuegesetze helfen, die originäre Tarifbindung zu stär-
ken, und so einen zweiten Ausstrahlungseff ekt (im Sinne 
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einer breiteren und nachhaltigeren Wirkung als der Geset-
zestext kodifi ziert) zu erzielen, ist off en. Belastbare Befun-
de gibt es noch nicht (Jaehrling & Schulten, 2026).

Plausibilitätsgestützte Überlegungen sprechen dafür – zu-
mindest unter bestimmten Bedingungen. Denn für bereits 
tarifgebundene Unternehmen sinkt der Anreiz zur Tarif-
fl ucht. Verstärkt wird dies durch den Ausstrahlungseff ekt. 
Denn wenn Tariftreue in Deutschland fl ächendeckend zur 
Norm(alität) wird, fi nden tarifgebundene Unternehmen ge-
nügend öff entliche Ausschreibungen, bei denen ihr tarifl i-
ches Lohnniveau kein Wettbewerbsnachteil ist. Und um-
gekehrt steigt für nicht-tarifgebundene Unternehmen der 
Anreiz, sich mit den neuen Gegebenheiten zu arrangieren 
– statt Ausschreibungen mit Tariftreueaufl agen zu meiden.

Für eine häufi g wiederholte Annahme, kleinere Unterneh-
men würden durch Tariftreuegesetze benachteiligt, man-
gelt es hingegen an Plausibilität. Denn Generalunterneh-
men, die typischerweise einen Teil ihres Auftrags an kleine 
und mittlere Unternehmen (KMU) weiterreichen, müssen 
nun darauf achten, dass auch diese Tarifl öhne zahlen, 
können den Preisdruck also nicht weiterreichen. Davon 
profi tieren KMU, die bislang aufgrund dieses Preisdrucks 
das Nachsehen hatten.

Voraussetzung für die Wirkung der Regelungen ist, dass 
sie tatsächlich und zügig zur Normalität werden. Die vielen 
Ausnahmen und hohe Schwellenwerte sowohl im BTTG 
als auch in einer Reihe von Ländergesetzen schwächen 
die potenziellen Wirkungen ab. Nachbesserungen sind 
wünschenswert. Damit die hohen öff entlichen Ausgaben 
im Rahmen des Sondervermögens Infrastruktur und Kli-
maneutralität zudem nicht nach altem Muster fl ießen, son-
dern Tarifl öhne in die Fläche zu bringen, ist zudem eine 
zügige Umsetzung nötig. Das ist nicht trivial, da gerade für 
die Entwicklung transparenter, bürokratiearmer und da-
durch auch wirksamer Prozeduren für die Vergabepraxis 
zu Beginn ein erheblicher verwaltungsseitiger Aufwand 
erforderlich ist (wie die Erfahrungen in Berlin, Bremen und 
dem Saarland zeigen). Bund und Länder sind also gut 
beraten, ausreichend administrative Ressourcen für die 
Verwaltungsumsetzung bereitzustellen und durch Zusam-
menarbeit Synergieeff ekte zu nutzen. Andernfalls droht 
der durch das BTTG entstandene Schwung zu verpuff en.

Dr. Karen Jaehrling

Universität Duisburg-Essen
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Neue „konzertierte Aktion“?

Politiker wie der niedersächsische Ministerpräsident Olaf 
Lies fordern eine „konzertierte Aktion“, um der aktuellen 
Krise Herr zu werden. Nachdem Bundeskanzler Friedrich 
Merz zuletzt auf dem DGB-Bundeskongress mit Reform-
ankündigungen auf Protest stieß, wurde im Koalitions-
ausschuss verabredet, die Sozialpartner Anfang Juni zum 
Dialog einzuladen. Dies könnte der Startpunkt sein, um 
Reformvorhaben an einem runden Tisch voranzubringen.

Solche tripartistischen Bündnisse waren in vielen Nach-
barländern in den 1990er Jahren ein recht erfolgreiches 
Mittel, um die Konvergenzkriterien zu erfüllen, deren Ein-
haltung für die Qualifi kation zur Europäischen Währungs-
union notwendig war. Auch hierzulande gibt es Vorläufer.

Den ersten Versuch unternahm die Große Koalition aus 
CDU/CSU und SPD 1967. Bundeswirtschaftsminister Karl 
Schiller wollte die erste schwere Nachkriegsrezession 
durch aktive Konjunktursteuerung überwinden. Die Lohn-
politik sollte stabilisierend wirken. Das gelang zunächst. Da 
die Krise jedoch schneller als gedacht vorüber war, erwies 
sich die Lohnmäßigung für die Gewerkschaften als Bume-
rang. Es kam 1969 zu wilden Streiks. Die Gewerkschaften 
wollten die Kontrolle über die Lohndynamik zurückgewin-
nen. Als mit der ersten Ölpreiskrise strukturelle Herausfor-
derungen hinzukamen, scheiterte die „konzertierte Aktion“.

In den späten 1990er Jahren sollten Reformen zum Abbau 
der strukturell verfestigten Arbeitslosigkeit vereinbart wer-
den. Die neue rot-grüne Bundesregierung startete unter 
Bundeskanzler Gerhard Schröder ein „Bündnis für Arbeit, 
Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“. Auch hier gelang 
es kurzfristig, die Lohnpolitik einzubinden. Letztlich schei-
terte das Bündnis jedoch an unüberbrückbaren Diff eren-
zen. Die Bundesregierung setzte daraufhin ihre Reformen 
(Agenda 2010) gegen den Widerstand der Gewerkschaften 
durch. Die SPD wurde dadurch nachhaltig geschwächt.

2022/2023 startete Kanzler Olaf Scholz, der eine Ampel-
Koalition anführte, eine konzertierte Aktion, um eine Lohn-
Preis-Spirale im Zuge des Energiepreisschocks abzuweh-
ren, die sich nach dem russischen Angriff  auf die Ukraine 
ergab. Das Bündnis währte nicht lange, war aber durchaus 
wirkungsvoll. Die Bundesregierung gab den Sozialpart-
nern eine steuer- und abgabenfreie „Infl ationsausgleichs-

DOI: 10.2478/wd-2026-0098

Wirtschaftsdienst, 2026, 106(6), 399

JEL: E61, J50, J58

©  Der/die Autor:in 2026. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

prämie“ an die Hand, die reichlich genutzt wurde. Auch 
wenn sie verteilungspolitisch nicht zielgenau war und ge-
ringe Einkommen oft leer ausgingen, sorgte sie dafür, dass 
sich die Löhne krisenkonformer verhielten als dies nach 
den Ölpreisschocks der 1970er Jahre der Fall war.

Nicht zu vergessen: Bundeskanzlerin Angela Merkel setzte 
in der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/2009 „Kanzler-
runden“ an, um mit Konjunkturprogrammen die Konjunk-
tur zu stützen und über Kurzarbeit negative Auswirkungen 
der Krise auf den Arbeitsmarkt zu minimieren. Die erwei-
terten Möglichkeiten zur Nutzung der Kurzarbeit wurden 
von den Sozialpartnern dankbar aufgenommen.

Die Erfahrungen dieser Episoden sind gemischt. Während 
die längerfristig angelegten tripartistischen Bündnisse 
in den 1970er und 2000er Jahren scheiterten, waren die 
kurzfristig angelegten „Kanzlerrunden“ 2008/09 und die 
„konzertierte Aktion“ 2022/23 durchaus erfolgreich. Er-
folgsdeterminanten: Einigkeit über Lage, klare Aufgaben-
teilung, abgestimmte Maßnahmen und Verbindlichkeit.

Es stellt sich deshalb aktuell nicht nur die Frage, ob zwi-
schen Bundesregierung, Arbeitgebern und Gewerkschaf-
ten Einigkeit über die strukturellen Herausforderungen 
(Ausgangslage) besteht. Entscheidend wird sein, Maß-
nahmen zu verabschieden, die alle Seiten mittragen. In 
Tarifverhandlungen ist das zwischen den Sozialpartnern 
eingeübte Praxis. In diesem tripartistischen Format ist es 
schwieriger. Das gilt umso mehr, als die Bundesregierung 
mit ihrem Sondervermögen für Infrastruktur, Klima und 
Bundeswehr bereits in Vorleistung getreten ist. Ihr fehlt 
daher ein Tauschinstrument, das sie bei Verhandlungen 
mit Arbeitgebern und Gewerkschaften einsetzen kann.

Klar sollte sein, dass sich tripartistische Gespräche nicht 
monatelang hinziehen. Denn Deutschlands Wettbewerbs-
fähigkeit schwächelt, und in der Industrie gehen zuneh-
mend gut bezahlte Arbeitsplätze verloren. Zudem muss die 
Bundesregierung glaubwürdig damit drohen können, ihre 
Reform agenda auch im Alleingang durchzusetzen. Das wie-
derum setzt – beginnend bei der Bewertung der Ausgangsla-
ge – mehr Einigkeit zwischen den Koalitionspartnern voraus.

Der Charme eines tripartistischen Dialogs liegt vor allem 
darin, dass jede Seite im Falle eines Scheiterns nicht den 
„Schwarzen Peter“ zugeschoben bekommen will. Vor al-
lem die Gewerkschaften stehen unter Druck. Sie leiden 
unter Mitgliederverlusten, die sich durch das Festhalten 
an ideologisch motivierten Positionen beschleunigen 
könnten.

Dr. Hagen Lesch

Institut der deutschen Wirtschaft
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Kommunen unter Druck: Wege aus der Finanz- 
und Transformationskrise
Die Kommunalfi nanzen stehen vor der größten Krise in der Geschichte der Bundesrepublik. 
Rekorddefi zite, steigende Sozialausgaben, hohe Investitionsbedarfe und neue Anforderungen 
durch Klimawandel, demografi schen Wandel und Daseinsvorsorge setzen Städte und 
Gemeinden massiv unter Druck. Die Beiträge des Zeitgesprächs analysieren die Ursachen 
der kommunalen Finanzkrise, beleuchten ihre Folgen für Investitionen, Klimaschutz und 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und diskutieren Reformoptionen. Im Zentrum steht die Frage, 
wie kommunale Handlungsfähigkeit, Selbstverwaltung und Zukunftsinvestitionen unter den 
Bedingungen knapper Ressourcen nachhaltig gesichert werden können.

Kommunalfi nanzen ohne Spielraum: Entstehungsgeschichte einer Haushaltskrise

Florian Boettcher, Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung des Landes Nordrhein-Westfalen

Christian von Kraack, Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung des Landes Nordrhein-Westfalen

Stärkung der kommunalen Investitionsfähigkeit – aber wie?

Mario Hesse, Universität Leipzig; Kompetenzzentrum für kommunale Infrastruktur Sachsen (KOMKIS)

Thomas Lenk, Kompetenzzentrum für kommunale Infrastruktur Sachsen (KOMKIS)

Tim Starke, Universität Leipzig

Ökosystemleistungen in der kommunalen Umwelt- und Klimapolitik: Nutzen vermitteln

Colette S. Vogeler, Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer

Kommunaler Klimaschutz: Kleinteilige Förderprogramme gefährden Zielerreichung

Christian Raff er, Deutsches Institut für Urbanistik (Difu), Berlin

Hendrik Scheller, Deutsches Institut für Urbanistik (Difu), Berlin

Sparen auf dem Land: Die Folgen der Austeritätspolitik für kleine Kommunen

Simon Dudek, Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt

Andreas Kallert, Universität Würzburg

Kommunale Handlungsspielräume für innovative Daseinsvorsorge in ländlichen Räumen

Paula Prenzel, Rheinland-Pfälzische Technische Universität Kaiserslautern-Landau (RPTU)

Daniel Schiller, Universität Greifswald
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the future can be sustainably secured under conditions of scarce resources.
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Florian Boettcher, Christian von Kraack

Kommunalfi nanzen ohne Spielraum: 
Entstehungsgeschichte einer Haushaltskrise
Obwohl die Einnahmen der Kommunen in Deutschland weiter steigen, verschulden sich die 
Städte und Gemeinden wie nie zuvor. Der Grund ist, dass die Ausgaben überproportional 
gestiegen sind. Vor allem Personal- und Sozialtransferausgaben haben in den vergangenen 
Jahren stark zugenommen. Gleichzeitig schrumpft der Gestaltungsspielraum der Kommunen, 
weil deren Aufgabentätigkeit zunehmend rechtlich reguliert wird. Hinzu kommt: Der Anteil 
der kommunalen Investitionen an den Ausgaben hat sich in den letzten Jahrzehnten mehr 
als halbiert.  Es wird höchste Zeit, die kommunale Selbstverwaltung in Deutschland eff ektiv, 
dauerhaft und fl ächendeckend zu revitalisieren.

Dr. Florian Boettcher arbeitet im Referat 

304 (Kommunales Haushaltsrecht, 

Finanzaufsicht, Haushaltssicherung, Finanz- und 

Haushaltsplanung) des Ministeriums für Heimat, 

Kommunales, Bau und Digitalisierung des Landes 

Nordrhein-Westfalen.

Dr. Christian von Kraack ist Leiter der Abteilung 

„Kommunales“ im selben Ministerium.

Die Kommunen befi nden sich aktuell in der schwersten 
Haushaltskrise seit der Gründung der Bundesrepublik. 
Nachdem sie bereits das Jahr 2024 in ihren Kernhaushal-
ten mit einem bis dahin kaum vorstellbar hohen Finanzie-
rungsdefi zit von 24 Mrd. € abgeschlossen hatten, ist der 
Fehlbetrag im Jahr 2025 nochmals – auf nun 29,4 Mrd. € 
– angewachsen (Abbildung 1). Zum Vergleich: Vor 2024 be-
lief sich das Rekorddefi zit der deutschen Kommunen auf 
8,6 Mrd. € (entstanden im Jahr 1992). Allein für die vergan-
genen drei Jahre (2023 bis 2025) summieren sich die Haus-
haltsfehlbeträge in den kommunalen Kernhaushalten somit 
auf atemberaubende 59,8 Mrd. €.

In Anbetracht der schwierigen Lage und der kaum besse-
ren Aussichten kann es nicht verwundern, dass die Hilfe-
rufe und Warnungen von kommunaler Seite immer drän-
gender werden. Der Deutsche Städtetag beschreibt die 
Situation der Kommunen wie folgt: „Die Defi zite in Höhe 
von rund 30 Milliarden Euro sind historisch einmalig. Sie 
bedrohen die Kommunen existenziell.“ (Schuchardt, 2026).

Vor diesem Hintergrund werden der Zustand und die Ent-
wicklung der Kommunalfi nanzen nachfolgend genauer in 
den Blick genommen. Alle nachfolgenden empirischen 

Überprüfungen haben die kommunalen Kernhaushalte1 
der Gesamtheit der Gemeinden und Gemeindeverbände 
in den Flächenländern der Bundesrepublik Deutschland 
zum Gegenstand.

Aktuelle Lage

Diese kommunale Haushaltskrise ist anders als frühere. 
Die bislang ungekannte Problemdimension ist dabei nicht 
die einzige Besonderheit. In der Vergangenheit korres-
pondierten kommunale Finanzierungsdefi zite zumeist mit 
gravierenden Einnahmerückgängen. Dies gilt sowohl für 
die Defi zitphase kurz nach der Jahrtausendwende (2001 
bis 2005) als auch für den Haushaltseinbruch infolge der 

1 Die Beschränkung auf die Kernhaushalte erfolgt vor dem Hintergrund 
der teils starken Veränderungen des Berichtskreises der Extrahaus-
halte, die sich speziell in Zeitreihenbetrachtungen negativ auf die 
Vergleichbarkeit und die Aussagekraft der Ergebnisse auswirken kön-
nen.
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Abbildung 1
Finanzierungssaldo der kommunalen Kernhaushalte in Deutschland

in Mrd. €

* Ermittelt anhand eines Kaufkraftindex auf Basis der Verbraucherpreise (2025 = 100).

Quelle: Statistisches Bundesamt (Rechnungsergebnisse des öff entlichen Gesamthaushalts [2000 bis 2013 sowie 2017 bis 2020; jew. Kernhaushalte] 
sowie vierteljährliche Kassenergebnisse des öff entlichen Gesamthaushalts [2014 bis 2016 sowie 2021 bis 2025; jew. Kernhaushalte], Verbraucherpreisin-
dex), eigene Berechnungen.

Abbildung 2
Veränderung der kommunalen Einnahmen und Ausgaben sowie Höhe des Finanzierungssaldos

in Mrd. €

* Finanzierungssaldo (Niveau). ** Bereinigte Einnahmen (Veränderung gegenüber Vorjahr). *** Bereinigte Ausgaben (Veränderung gegenüber Vorjahr).

Quelle: Statistisches Bundesamt (Rechnungsergebnisse des öff entlichen Gesamthaushalts [2000 bis 2010] sowie vierteljährliche Kassenergebnisse der 
kommunalen Kernhaushalte [2011 bis 2025]), eigene Berechnungen.

Banken- und Wirtschaftskrise der Jahre 2009 und 2010. 
In beiden Fällen sind die kommunalen Einnahmen auf-
grund rückläufi ger Steuereinnahmen in erheblichem Ma-
ße gesunken (Abbildung 2). 

Ganz anders stellt sich die Situation in der aktuellen Kri-
se dar. Von einem Einnahmerückgang kann bislang keine 

Rede sein. Im Jahr 2023, das gewissermaßen den Auftakt 
der aktuellen kommunalen Haushaltskrise markiert, sind 
die kommunalen Einnahmen in nominaler Hinsicht sogar 
stärker denn je gestiegen (+20,5 Mrd. € bzw. +6,7 %). 
Auch in den Jahren 2024 und 2025 konnten die Kommu-
nen insgesamt ein durchaus nennenswertes Einnahme-
wachstum verzeichnen (Abbildung 2).
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Abbildung 3
Veränderung der kommunalen Ausgaben

in Mrd. €

Lesebeispiel: 2025 stiegen die Ausgaben insgesamt um 18,4 Mrd. €; dazu 
trugen die Personalausgaben mit einem Anstieg um 5,7 Mrd. € bei. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (Vierteljährliche Kassenergebnisse der 
kommunalen Kernhaushalte), eigene Berechnungen.

Abbildung 4
Veränderung der kommunalen Einnahmen

in Mrd. €

Quelle: Statistisches Bundesamt (Vierteljährliche Kassenergebnisse der 
kommunalen Kernhaushalte), eigene Berechnungen.

Anders als in vergangenen Krisen liegen die Defi zitursa-
chen derzeit ganz eindeutig auf der Ausgabenseite. Das 
Wachstum der kommunalen Ausgaben hat seit 2022 eine 
zuvor nicht gekannte und kaum vorstellbare Dynamik ent-
faltet. In den Jahren 2023 und 2024 ist es mit bundesweit 
jeweils fast 30 Mrd. € rund dreimal so hoch gewesen wie 
im „vorinfl ationären“ Zehnjahreszeitraum 2012 bis 2021. 
Im Jahr 2025 hat sich die Dynamik der Ausgaben erstmals 
wieder deutlich abgeschwächt; dennoch lag das Ausga-
benwachstum mit einem Plus von bundesweit 18,4 Mrd. € 
weiterhin deutlich über dem langjährigen Durchschnitt 
(2012 bis 2021: +10,1 Mrd. €). Angesichts stark gestiege-
ner Energiepreise infolge des Kriegs am Persischen Golf 
ist zudem zu befürchten, dass der im Jahr 2025 erfolgte 
Rückgang der kommunalen Ausgabendynamik nicht von 
Dauer sein wird.

Anhand der nach Ausgabearten diff erenzierten Darstel-
lung der Ausgabenentwicklung in Abbildung 3 wird deut-
lich, dass die kommunalen Ausgaben seit 2022 auf breiter 
Front gestiegen sind. Haupttreiber waren dabei die kom-
munalen Sozialtransferausgaben, deren Wachstum sich 
gegenüber dem zehnjährigen Vergleichszeitraum mehr 
als vervierfacht hat. Darüber hinaus hat sich auch das 
Wachstum der kommunalen Personalausgaben sowie des 
laufenden Sachaufwands gegenüber dem Vergleichszeit-
raum 2012 bis 2021 erheblich beschleunigt. Allein diese 
drei Ausgabenpositionen legten in den Jahren 2023 und 

2024 um knapp unter 19 bzw. etwas über 21 Mrd. € zu. 
Hinzu kommt die politisch gewollte und ökonomisch sinn-
volle Steigerung der kommunalen Sachinvestitionen, die 
die Haushalte der Gemeinden und Gemeindeverbände 
ebenfalls erheblich belastet hat.

Ursächlich für den im Jahr 2025 erfolgten Rückgang der 
Dynamik bei den kommunalen Ausgaben ist insbesonde-
re das deutlich gebremste Wachstum der kommunalen 
Sozialtransferausgaben. Verglichen mit der exorbitant 
hohen Zunahme in den Jahren 2023 und 2024 (+8 bzw. 
+8,9 Mrd. €) sind diese im Jahr 2025 nur noch verhalten 
gewachsen, wenngleich ihre Zunahme mit 5 Mrd. € noch 
immer mehr als doppelt so stark ausgefallen ist wie im 
langjährigen Durchschnitt der Jahre 2012 bis 2021.

Die anhaltende gesamtwirtschaftliche Stagnation der 
vergangenen Jahre hat die Aufkommensdynamik bei den 
kommunalen Steuereinnahmen sowie bei den Zuweisun-
gen vom Land erkennbar reduziert (Abbildung 4). Dennoch 
ist zu betonen, dass sich die negativen Folgen der aktu-
ellen Wirtschaftsschwäche bisher auf eine Verringerung 
des Einnahmewachstums beschränken; einen nominalen 
Rückgang der Einnahmen – wie in früheren Krisenphasen 
– mussten die Kommunen hingegen bislang nicht verkraf-
ten. Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass das no-
minale Wachstum der kommunalen Einzahlungen auch in 
den Rekorddefi zitjahren 2024 und 2025 über dem Durch-
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schnitt des wirtschaftlich und fi skalisch überwiegend sta-
bilen Vergleichszeitraums 2012 bis 2021 gelegen hat.

Infolge der hohen Finanzierungsdefi zite sind auch die 
Verbindlichkeiten der Gemeinden und Gemeindever-
bände in den vergangenen Jahren wieder deutlich ge-
stiegen (Abbildung 5). Allein im Jahr 2025 sind die kom-
munalen Verbindlichkeiten im nicht-öff entlichen Be-
reich (etwa Schulden, die bei Banken und Sparkassen 
aufgenommen werden) per Saldo um 22 Mrd. € bzw. 
rund 15,4 % gestiegen. Die Zunahme ging dabei in et-
wa zu zwei Dritteln auf einen Aufwuchs bei den investiv 
verwendeten Kreditmarktschulden und um ein Drittel 
auf eine Zunahme bei den Kassenkrediten zurück. Spe-
ziell der Anstieg der kommunalen Kassenkredite, de-
nen keine neu geschaff enen Vermögenswerte gegen-
überstehen, ist ein deutliches Warnzeichen: Zum einen 
handelt es sich um die erste nennenswerte Zunahme 
der Kassenkredite seit mehr als zehn Jahren. Und zum 
anderen wurde mit der Zunahme ein erheblicher Teil 
der großen politischen und fi nanzwirtschaftlichen An-
strengungen der vergangenen Jahre zunichte gemacht, 
bei dem Versuch, die sogenannte kommunale Altschul-
denproblematik zu lösen. Denn die indentierte Entlas-
tungswirkung der (anteiligen) Schuldübernahme durch 
die Länder tritt nicht ein bzw. wird erheblich reduziert, 
wenn zwar alte Verbindlichkeiten übernommen wurden, 

danach aber in schneller Geschwindigkeit wieder neue 
Schulden aufwachsen.

Angesichts der beschriebenen Entwicklung sind die Hil-
ferufe aus den Kommunen in Richtung ihrer Länder sowie 
in Richtung des Bundes nachvollziehbar. Die staatlichen 
Vertreter zeigen hierfür zumeist viel Verständnis, weisen 
zugleich darauf hin, dass sie die Kommunen in den ver-
gangenen Jahren bereits massiv unterstützt haben und 
dass ihre Möglichkeiten für weitere Entlastungsmaßnah-
men angesichts der eigenen haushaltspolitischen Her-
ausforderungen begrenzt sind. Vor diesem Hintergrund 
seien weitere Unterstützungsmaßnahmen zwar wün-
schenswert, aber aktuell kaum möglich.

Tatsächlich haben der Bund und die Länder die Kommu-
nen in den vergangenen Jahren in erheblichem Maße un-
terstützt. Dies gilt speziell für die Zeit während der Coro-
napandemie. Beispielhaft sind in diesem Zusammenhang 
insbesondere der hälftig von Bund und Ländern fi nanzier-
te Ausgleich der Corona-bedingten Gewerbesteuermin-
dereinnahmen im Jahr 2020 (Volumen: rund 11  Mrd.  €) 
sowie die im Jahr 2020 erfolgte dauerhafte Anhebung 
der Bundesbeteiligung an den Kosten für Unterkunft und 
Heizung nach dem SGB II (Volumen: rund 3,5 Mrd. € in 
2020 und aufwachsend auf 4,4 Mrd. € in 2024) zu nen-
nen. Darüber hinaus haben verschiedene Länder in den 

Abbildung 5
Kommunale Verbindlichkeiten im nicht-öff entlichen Bereich

in Mrd. €

Quelle: Statistisches Bundesamt (Jährliche Schulden der kommunalen Kernhaushalte [bis 2024] und vierteljährliche Schulden des Öff entlichen Gesamt-
haushalts [2025]), eigene Berechnungen.
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vergangenen Jahren Programme zur Entlastung ihrer 
Kommunen von übermäßigen Verbindlichkeiten zur Liqui-
ditätssicherung aufgelegt (Wissenschaftliche Dienste des 
Deutschen Bundestages, 2023).2

Des Weiteren profi tieren die Kommunen von staatlichen 
Programmen zur Förderung der Investitionstätigkeit. 
Fiskalisch besonders bedeutsam ist dabei die Förde-
rung auf der Grundlage des „Länder-und-Kommunal-
Infrastrukturfi nanzierungsgesetz“ (LuKIFG), das die Ver-
teilung der 100 Mrd. € aus dem insgesamt 500 Mrd. € 
starken Bundes-Sondervermögen für zusätzliche Inves-
titionen in die Infrastruktur und zur Erreichung der Kli-
maneutralität regelt.

Bekanntermaßen beschränken sich die derzeitigen Pro-
bleme der öff entlichen Haushalte in Deutschland nicht 
auf die Kommunen. Auch die staatlichen Haushalte ste-
hen vor großen Herausforderungen. So summierten sich 
die Finanzierungsdefi zite des Bundes allein im Zeitraum 
von 2020 bis 2025 auf rund 620 Mrd. € (Abbildung 6). Und 
auch die Länder haben im genannten Zeitraum per Saldo 
rote Zahlen geschrieben: Bezogen auf den Zeitraum 2020 
bis 2025 belaufen sich die Finanzierungsdefi zite der Län-

2 Zum Altschuldenentlastungsgesetz Nordrhein-Westfalen siehe Mi-
nisterium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (2025). 

dergesamtheit auf rund 50 Mrd. €, die zum Großteil auf 
das Jahr 2020 zurückzuführen sind.

Anhand der Zeitreihenbetrachtung wird jedoch auch 
deutlich, dass sich die Kernhaushalte der Kommunen 
seit 2021 deutlich schlechter entwickelt haben als die 
Länderhaushalte. In den Jahrzehnten zuvor hatte es hier 
hingegen entweder einen Entwicklungsgleichklang gege-
ben oder die kommunalen Haushalte hatten bessere Fi-
nanzierungssalden verzeichnet als diejenigen der Länder. 
Aus historischer Perspektive ist die aktuelle – durch hohe 
kommunale Defi zite und deutlich bessere Haushaltser-
gebnisse der Länder gekennzeichnete – Entwicklung in-
sofern eine absolute Neuheit.

Strukturelle Lage und Entwicklung der 

Kommunalhaushalte

Der Vergleich der Finanzierungssalden vermittelt zwar ei-
nen Eindruck von dem Ausmaß des bestehenden Kreditfi -
nanzierungsbedarfs und gibt damit einen Hinweis darauf, 
ob eine Körperschaftsebene vor fi nanzwirtschaftlichen 
Herausforderungen steht, doch weder sagt er etwas über 
die jeweiligen Ursachen der Unterdeckung aus noch über 
die fi skalische Tragfähigkeit der Haushaltssituation. Letz-
teres gilt insbesondere für den Vergleich von öff entlichen 
Körperschaften mit unterschiedlichen rechtlichen und fi -
nanzwirtschaftlichen Autonomiegraden. Entsprechend ist 
der Vergleich der Finanzierungssalden der nur teilautono-
men Kommunen mit den beiden staatlichen Ebenen, die 
über ungleich größere rechtliche Handlungsspielräume 
bei der Gestaltung ihrer Einnahmen, Aufgaben und Aus-
gaben verfügen, nur sehr eingeschränkt sinnvoll.

In Bezug auf die Frage, ob die Kommunen im födera-
len System der Bundesrepublik Deutschland aufga-
benangemessen an den Einnahmen partizipieren, wird 
in der öff entlichen Debatte bisweilen ein Vergleich des 
kommunalen Einnahmen- und Ausgabenanteils ange-
stellt. Eine seit einigen Jahren etablierte Möglichkeit zur 
Überprüfung der föderalstaatlichen Finanzmittelvertei-
lung ist das Konzept der vertikalen Verteilungssymme-
trie.3 Dieses basiert auf zwei miteinander kompatiblen 
fi nanzstatistischen Abgrenzungen der öff entlichen Ein-
nahmen und Ausgaben von Land und Kommunen und 
ist daher mit der Möglichkeit verbunden, die Verteilung 
der Einnahmen und Ausgaben zwischen diesen Ebe-
nen daraufhin zu überprüfen, ob diese eine systemati-
sche Unwucht zulasten einer Ebene aufweist. Das Kon-
zept stützt sich auf zwei kompatible Messgrößen: den 

3 Zum Konzept siehe Boettcher und Holler (2012) sowie Boettcher et al. 
(2017). Einen Überblick über gutachterliche Anwendungen des Sym-
metriekonzepts gibt Schuß (2025, S. 38).

Abbildung 6
Finanzierungssalden der Kernhaushalte von Bund, 

Ländern und Kommunen

in Mrd. €

Quelle: Statistisches Bundesamt (Rechnungsergebnisse des öff entlichen 
Gesamthaushalts [2000 bis 2013 sowie 2017 bis 2020; jew. Kernhaus-
halte] sowie vierteljährliche Kassenergebnisse des öff entlichen Gesamt-
haushalts [2014 bis 2016 sowie 2021 bis 2025; jew. Kernhaushalte]), eige-
ne Berechnungen.
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Deckungsmittelverbrauch (Zuschussbedarfe, d. h. die 
nicht durch aufgabenspezifi sche Einnahmen gedeckten 
Ausgaben) auf der einen und den Deckungsmittelbe-
stand (vor allem Steuern und allgemeine Zuweisungen) 
auf der anderen Seite.

In Abbildung 7 sind die auf der Grundlage von De-
ckungsmittelverbrauch sowie Deckungsmittelbestand 
ermittelten Kommunalisierungsgrade der Ausgaben und 
Einnahmen im Flächenländerdurchschnitt dargestellt. 
Betrachtungszeitraum sind die Jahre 2001 bis 2025. 
Demnach ist der kommunale Anteil am gesamten De-
ckungsmittelverbrauch der (Flächen-)Länder und Kom-
munen im Betrachtungszeitraum 2001 bis 2025 sukzes-
sive gestiegen und hat sich von 33,3 % im Jahr 2002 auf 
42,3 % im Jahr 2025 erhöht – ein Anstieg um 9 Prozent-
punkte bzw. mehr als ein Viertel.

Der Kommunalisierungsgrad der Einnahmen ist zu Beginn 
des Betrachtungszeitraums ebenfalls schrittweise gestie-
gen – von 35 bis 36 % in den Jahren 2001 bis 2003 auf 38 
bis 39 % im Jahr 2008. Mit Ausnahme eines kurzzeitigen 
Anstiegs im Corona-Krisenjahr 2020 ist der kommunale 
Anteil an den Einnahmen seitdem weitgehend unverän-
dert geblieben. Im Jahr 2025 belief er sich auf 39,1 % und 
lag damit in etwa auf dem Niveau von 2008.

Die Kommunalisierungsgrade von Ausgaben und Einnah-
men können im Symmetriekoeffi  zienten der Finanzmittel-
aufteilung zu einer einzigen Zahl zusammengeführt wer-
den. Dieser Koeffi  zient zeigt an, ob die Einnahmen und 
Ausgaben in einem bestimmten Zeitraum symmetrisch 
zwischen Land und Kommunen aufgeteilt waren (d. h. ob 
der Einnahmeanteil einer Ebene in diesem Zeitraum ihrem 
Anteil an den Ausgaben entsprach). Anhand von Abbil-

Abbildung 7
Kommunalisierungsgrade von Ausgaben und Einnahmen sowie Symmetriekoeffi  zient der 

Finanzmittelaufteilung

Lesebeispiel: Im Jahr 2025 haben die Kommunen im Flächenländerdurchschnitt 42,3 % des gesamten Deckungsmittelverbrauchs von Ländern und Kom-
munen getätigt. Zugleich entfi elen nur 39,1 % des Deckungsmittelbestands von Ländern und Kommunen auf die Gemeinden und Gemeindeverbände. 
Die Finanzmittelverteilung zwischen der Landesebene und den Kommunen war demzufolge asymmetrisch zulasten der Kommunen. Dies lässt sich daran 
ablesen, dass der Symmetriekoeffi  zient im Jahr 2025 einen Wert deutlich unter 1 aufwies. Bei einem Wert von 1 ist die Verteilung exakt symmetrisch (die 
Kommunalisierungsgrade der Ausgaben und Einnahmen entsprechen einander) und bei einem Wert über 1 ist die Verteilung asymmetrisch zugunsten der 
kommunalen Ebene. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2001 bis 2011: Rechnungsergebnisse des öff entlichen Gesamthaushalts [Kernhaushalte]; seit 2012: Vierteljährliche 
Kassenergebnisse des Öff entlichen Gesamthaushalts [Kernhaushalte] sowie auf der Kassenstatistik basierende Sonderauswertung zu Ausgaben für bzw. 
Einnahmen aus allgemeinen Zuweisungen und Umlagen), eigene Berechnungen.
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dung 7 wird deutlich, dass die Finanzmittelaufteilung im 
Betrachtungszeitraum im Flächenländerdurchschnitt lan-
ge Zeit eine Asymmetrie zugunsten der Kommunen auf-
wies. Dies gilt insbesondere für das erste Jahrzehnt nach 
der Jahrtausendwende. In den 2010er Jahren hat sich die 
Asymmetrie zugunsten der Kommunen dann schrittweise 
verringert und im Jahr 2019 stellte sich erstmals im Be-
trachtungszeitraum eine Finanzmittelaufteilung ein, die 
minimal zulasten der Kommunen ging. Deutlich hervor 
sticht der starke Anstieg des Symmetriekoeffi  zienten im 
Jahr 2020: Aufgrund der umfassenden Unterstützungs- 
und Entlastungsmaßnahmen von Bund und Ländern ist 
die vertikale Finanzmittelaufteilung während der Corona-
pandemie sehr stark zugunsten der Kommunen ausge-
fallen. Seit 2022 ist der Koeffi  zient jedoch wieder negativ 
und in den Jahren 2024 und 2025 kam es den Daten zufol-
ge sogar zu einem regelrechten Einbruch des Symmetrie-
koeffi  zienten. Mit anderen Worten: Am aktuellen Rand hat 
sich eine deutliche Asymmetrie der vertikalen Finanzmit-
telaufteilung zulasten der kommunalen Ebene eingestellt. 

Auch wenn sich anhand der fi nanzstatistischen Daten 
überprüfen lässt, ob der Ausgaben- und der Einnahme-
anteil einer Körperschaftsebene in einem ausgewoge-

nen Verhältnis zueinander stehen, stößt dieser Vergleich 
dennoch auf Interpretationsgrenzen, da die betrachteten 
Ebenen im bundesdeutschen Föderalstaat hinsichtlich 
ihrer jeweiligen fi skalischen Autonomie nur bedingt ver-
gleichbar sind. Während die staatlichen Ebenen maß-
geblich über das „Ob“ und das „Wie“ des eigenen Auf-
gabenkatalogs (mit-)entscheiden können, gilt dies für die 
Kommunen nur bedingt. Bei steigender Pfl ichtaufgaben-
belastung kann dies zur Folge haben, dass die Kommu-
nen eigene, rechtlich freiwillige Leistungen zugunsten der 
pfl ichtigen Aufgaben zurückfahren müssen. Der Blick auf 
die Gesamteinnahmen- und Gesamtausgabenanteile ist 
für derartige Entwicklungen jedoch blind, obwohl sie für 
die Beurteilung der Selbstverwaltungsqualität durchaus 
von Bedeutung sind. Im Hinblick auf die Kommunen ist 
daher auch eine ausgabensymmetrische Einnahmevertei-
lung noch kein Garant für eine „faire“ föderale Lastenauf-
teilung.

Aus diesem Grund wird nachfolgend die Entwicklung der 
kommunalen Ausgaben-, Aufgaben- und Einnahmen-
struktur genauer in den Blick genommen. Hierbei soll 
insbesondere überprüft werden, ob sich die Zusammen-

Abbildung 8
Kommunale Gesamtausgabenanteile* ausgewählter 

Ausgabearten

in %

* Anteil an den bereinigten Ausgaben der kommunalen Kernhaushalte.

Quelle: Statistisches Bundesamt (bis 2010: Rechnungsergebnisse des 
öff entlichen Gesamthaushalts [Kernhaushalte]; 2025: Vierteljährliche 
Kassenergebnisse des Öff entlichen Gesamthaushalts [Kernhaushalte]), 
eigene Berechnungen.

Abbildung 9
Kommunale Gesamteinnahmeanteile* ausgewählter 

Einnahmearten

in %

* Anteil an den bereinigten Einnahmen der kommunalen Kernhaushalte. 
** Steuern, Gebühren/Beiträge, Einnahmen aus wirtschaftlicher Betäti-
gung, Veräußerungserlöse. *** Zuweisungen und Erstattungen vom öf-
fentlichen Bereich (ohne allgemeine Umlagen von Gemeinden/Gemein-
deverbänden).

Quelle: Statistisches Bundesamt (bis 2010: Rechnungsergebnisse des 
öff entlichen Gesamthaushalts [Kernhaushalte]; 2025: Vierteljährliche 
Kassenergebnisse des Öff entlichen Gesamthaushalts [Kernhaushalte]), 
eigene Berechnungen.
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setzung der kommunalen Haushalte in den vergangenen 
Jahrzehnten nennenswert verändert hat. Abweichend 
von den vorangegangenen Darstellungen liegen den 
nachstehenden Betrachtungen dabei aus arbeitsökono-
mischen Gründen keine vollständigen Zeitreihen zugrun-
de. Stattdessen werden mit den Jahren 1975, 1980, 1995, 
2010 und 2025 jeweils fünf Datenpunkte herausgegriff en, 
die einen Eindruck von der Entwicklung der kommunalen 
Finanzwirtschaft in den vergangenen fünf Jahrzehnten 
vermitteln sollen.

In Abbildung 8 sind die Gesamtausgabenanteile ausge-
wählter kommunaler Ausgabearten im Zeitraum von 1975 
bis 2025 dargestellt. Anhand der Abbildung wird deutlich, 
dass sich die Ausgabenstruktur der deutschen Kommu-
nen im Verlauf der vergangenen fünf Jahrzehnte erheblich 
verschoben hat. Während die Sachinvestitionen zu Be-
ginn des Betrachtungszeitraums im – damals noch aus-
schließlich durch die westdeutschen Länder geprägten 
– Bundesdurchschnitt noch rund 30 % der kommunalen 
Ausgaben ausmachten, ist ihr Anteil im Verlauf der folgen-
den Jahrzehnte erheblich gesunken. Im Jahr 1995 betrug 
der Ausgabenanteil der Sachinvestitionen per Saldo noch 
rund 19 % und in den Jahren 2010 und 2025 belief sich ihr 
Anteil auf 12,7 bzw. 12,0 %.

Auf der anderen Seite hat sich der Ausgabenanteil der 
Sozialtransferausgaben im selben Zeitraum mehr als ver-
doppelt: In den Jahren 1975 und 1980 machten diese im 
Bundesdurchschnitt 10 bzw. rund 12 % der kommuna-
len Gesamtausgaben aus. In den Jahren 2010 und 2025 
lag ihr Ausgabenanteil im Flächenländerdurchschnitt 
bei 23  bzw. 23,5 %. Bezogen auf die Ausgabenstruktur 
sind die Kommunalhaushalte somit heutzutage – trotz 
der in den vergangenen Jahren erfolgten Zunahme der 
kommunalen Investitionsausgaben – weitaus stärker ge-
genwartsorientiert als in früheren Jahrzehnten. Keine 
nennenswerten Verschiebungen zeigen sich hingegen 
beim Anteil der kommunalen Ausgaben für Personal und 
laufenden Sachaufwand, deren Summenwert in den be-
trachteten Jahren zwischen 44 und 47,4 % der kommuna-
len Gesamtausgaben lag.

Die strukturellen Veränderungen beschränken sich jedoch 
nicht auf die Ausgabenseite. Auch die Einnahmestruktur 
der deutschen Gemeinden und Gemeindeverbände hat 
sich in den vergangenen Jahrzehnten erkennbar verän-
dert. Der Gesamteinnahmeanteil der kommunalen Ein-
nahmen aus „eigenen Quellen“ (vor allem Einnahmen aus 
Steuern, Gebühren oder Beiträgen) hat sich im Verlauf der 
vergangenen fünf Jahrzehnte verringert. Bezogen auf die 
Gesamtheit der deutschen Kommunen ist ihr Anteil von 
fast 59 % im Jahr 1975 auf 50,4 % in 2025 gesunken (Ab-
bildung 9). Spiegelbildlich dazu ist der Anteilswert der 

Einnahmen aus „fremden Quellen“ (vor allem Zuweisun-
gen und Zuschüsse, Kostenerstattungen) zwischen 1975 
und 2025 von weniger als 35 % auf 47,3 % gestiegen.

Ein wesentlicher Grund für diese Entwicklung ist die im Be-
trachtungszeitraum erfolgte Wiedervereinigung Deutsch-
lands und die Einbeziehung der weniger steuerstarken 
und daher in höherem Maße auf Zuweisungen angewie-
senen Kommunen in den ostdeutschen Ländern. Darüber 
hinaus ist die Bedeutungszunahme der kommunalen Ein-
nahmen aus fremden Quellen auf den Anstieg von Einnah-
men aus Kostenerstattungen sowie Zweckzuweisungen 
zurückzuführen, die den Kommunen im Laufe der vergan-
genen Jahrzehnte von Seiten des Bundes und der Länder 
als Kompensation für die Übertragung neuer bzw. Verän-
derung bestehender Aufgaben gewährt wurden.

Die beschriebene Veränderung der Einnahmestruktur ist 
insofern problematisch, als die Kommunen bei Einnah-
men aus eigenen Quellen ein erhöhtes Interesse an der 
Pfl ege derselben haben und zudem nicht vollends von 
dem Handeln Dritter abhängig sind.

Die in Abbildung 8 gewählte Darstellung der nach Arten 
diff erenzierten Ausgaben vermittelt zwar einen ersten 
Eindruck von der kommunalen Ausgabenstruktur und ih-
rer Entwicklung, doch ihre Aussagekraft ist in doppelter 
Hinsicht begrenzt: Zum einen sagen die in dieser Weise 
abgegrenzten Daten nur sehr punktuell etwas darüber 
aus, in welchen Aufgabenbereichen die Ausgaben getä-
tigt wurden – und genau die Beantwortung dieser Frage 
ist zentral, wenn überprüft werden soll, ob kommuna-
le Selbstverwaltungsaufgaben im Laufe der Zeit durch 
Pfl ichtaufgaben verdrängt wurden. Und zum anderen 
greift der Blick auf die kommunalen Bruttoausgaben für 
eine Beurteilung der fi nanzwirtschaftlichen Belastung der 
Kommunen im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung an-
gesichts vielfältiger Zuweisungen und Kostenerstattun-
gen zu kurz.

Ergänzend zu der in Abbildung 8 dargestellten kommu-
nalen Ausgabenstruktur wird daher in Abbildung 10 die 
Höhe und Entwicklung der Zuschussbedarfsanteile aus-
gewählter kommunaler Aufgabenbereiche im Verlauf der 
vergangenen fünf Jahrzehnte in den Blick genommen.4

Anhand von Abbildung 10 wird deutlich, dass sich die 
Aufgabenstruktur der deutschen Kommunen im Laufe der 
vergangenen fünf Jahrzehnte gravierend verändert hat. 
Insbesondere zwei gegenläufi ge Entwicklungen stechen 

4 Da die nach Aufgabenbereichen diff erenzierten Einnahmen und Aus-
gaben ausschließlich im Rahmen der Finanzrechnungsstatistik erho-
ben werden, liegen diese aktuell nur bis 2023 vor.
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ins Auge: Einerseits hat sich der Zuschussbedarfsanteil 
des Aufgabenbereichs Soziales und Jugend im Betrach-
tungszeitraum sehr deutlich erhöht und lag im Jahr 2023 
mit 40,4 % mehr als 75 % über dem Ausgangsniveau 
von rund 23 %. Andererseits hat sich – gewissermaßen 
spiegelbildlich dazu – der Zuschussbedarfsanteil anderer 
kommunaler Aufgabenbereiche im Betrachtungszeitraum 
erkennbar verringert. Dies gilt zum einen für den Bereich 
der Schulträgeraufgaben, dessen Zuschussbedarfsanteil 
sich im Verlauf der vergangenen fünf Jahrzehnte nahezu 
halbiert hat. Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich im kom-
munalen Leistungsbereich „Bauen und Verkehr“. Und 
auch die relative fi skalische Bedeutung der rechtlich we-
nig regulierten kommunalen Aufgaben (hier erfasst über 
die Aufgabenbereiche Kultur, Wissenschaft, Sport, Erho-
lungseinrichtungen, Wirtschaftsförderung und Tourismus) 
ist im Betrachtungszeitraum sichtbar zurückgegangen – 
von anfänglich teils mehr als 14 % der kommunalen Ge-
samtzuschussbedarfe auf weniger als 8 % im Jahr 2023. 

Der Bedeutungsgewinn des Sozialbereichs ging somit 
sowohl zulasten der tendenziell potenzialwachstumsori-
entierten Bereiche Schule, Bauen und Verkehr als auch 
zulasten der rechtlich weitgehend freiwilligen kommuna-
len Leistungen. Die kommunale Aufgabentätigkeit ist in 
den vergangenen Jahrzehnten demnach sowohl zuneh-

mend rechtlich reguliert als auch in immer stärkerem Ma-
ße gegenwartsorientiert.

Fazit

Die fi nanzwirtschaftlichen Probleme der Kommunen sind 
aktuell unübersehbar. Ein schlichtes „weiter so“ ist keine 
Option, zumal im Falle einer Verfestigung der Finanzie-
rungsdefi zite ungleich größere Risiken für die kommu-
nalen Haushalte (z. B. hinsichtlich der Liquiditätsversor-
gung der Kommunen) entstehen könnten. Die nachhaltige 
Überwindung der kommunalen Haushaltskrise muss da-
her für alle beteiligten Akteure oberste Priorität haben.

Neben temporären Soforthilfen für die Kommunen, zusätz-
lichen Konsolidierungsanstrengungen der betroff enen Ge-
meinden und Gemeindeverbände selbst sowie einer strik-

Abbildung 10
Kommunale Zuschussbedarfsanteile* ausgewählter 

Aufgabenbereiche

in %

* Bezogen auf den Summenwert der Zuschussbedarfe in sämtlichen 
Aufgabenbereichen ohne den Bereich allgemeine Finanzwirtschaft. 
** Erfasst über die Aufgabenbereiche Kultur und Wissenschaft, Sport 
und Erholung sowie Wirtschaftsförderung und Tourismus.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Rechnungsergebnisse des öff entlichen 
Gesamthaushalts [Kernhaushalte]), eigene Berechnungen.
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ten Beachtung des Konnexitätsprinzips (wonach wer Auf-
gaben überträgt, auch die dafür nötigen fi nanziellen Mittel 
bereitstellen muss) sollte in diesem Zusammenhang noch 
ein weiterer Aspekt berücksichtigt werden: Die Kommunen 
nehmen im deutschen Sozialstaat bekanntermaßen eine 
zentrale Rolle ein. Begründet wird ihre wichtige Funktion 
für die Erbringung der größtenteils (bundes-) gesetzlich 
geregelten Sozialleistungen zumeist mit ihrer räumlichen 
Nähe zu den Leistungsempfängern, die eine effi  ziente 
und eff ektive Aufgabenerbringung erlaube. Ein Blick in die 
Vergangenheit zeigt jedoch, dass diese föderalstaatliche 
Aufgabenzuordnung nicht immer so ausgesehen hat. Zur 
Illustration ist in Abbildung 11 die Entwicklung der durch 
den Bund, die Länder und die Kommunen erbrachten So-
zialtransferausgaben im Zeitraum von 1975 bis 2025 nach 
Körperschaftsebenen diff erenziert dargestellt.

Anhand der Zeitreihendarstellung wird deutlich, dass der 
föderalstaatliche Anteil des Bundes an den Sozialtrans-
ferausgaben bis Mitte der 1990er Jahre über dem Anteils-
wert der Kommunen gelegen hat (jeweils bezogen auf den 
Summenwert der Ausgaben des Bundes, der Länder so-
wie der Kommunen, d. h. ohne Betrachtung der Sozialver-
sicherungen). Und noch im Jahr 2005 lagen der Bund und 
die Kommunen in dieser Hinsicht zumindest weitgehend 
gleichauf. Ganz anders stellte sich die Lage im Jahr 2025 
dar, in dem die Kommunen für rund 60 % aller von Bund, 
Ländern und Kommunen getätigten Sozialtransferausga-
ben verantwortlich gewesen sind. Im Jahr 1975 belief sich 
ihr Anteil an den Sozialtransferausgaben noch auf rund 
ein Viertel. Umgekehrt hat sich der Sozialtransferausga-
benanteil des Bundes im Betrachtungszeitraum von 55 % 
auf weniger als 28 % verringert. Dass die Kommunen zum 
zentralen Akteur im bundesdeutschen Sozialstaat gewor-
den sind, ist somit eine vergleichsweise neue Entwicklung 
der vergangenen 20 Jahre.

Title: Municipal fi nances with no room for maneuver: The genesis of a budgetary crisis
Abstract: Although municipal revenues in Germany continue to rise, cities and municipalities are incurring debt as never before. This 
is because expenditures have risen disproportionately – specifi cally, personnel and social transfer costs have increased sharply in re-
cent years. At the same time, the scope for independent action available to municipalities is shrinking, as their operational activities are 
becoming increasingly subject to legal regulation. Furthermore, the share of municipal investment within total expenditures has more 
than halved over the last few decades. It is high time to revitalise municipal self-government in Germany – eff ectively, sustainably, and 
nationwide.

Die Entscheidung, die Kommunen durch die Übertragung 
neuer oder die Veränderung bestehender Aufgaben zum 
zentralen Akteur im bundesdeutschen Sozialstaat zu ma-
chen und sie damit auch dem Risiko einer starken und 
dauerhaften Ausgabenexpansion auszusetzen, wurde 
politisch getroff en. Dies bedeutet jedoch auch, dass die 
Entscheidung revidiert werden kann, wenn sich heraus-
stellt, dass die damit verbundenen Nachteile die Vorteile 
dieser föderalstaatlichen Zuordnung der Aufgabenerbrin-
gung überwiegen. In Anbetracht der skizzierten Entwick-
lung stellt sich die Frage, ob dieser Punkt nicht mittler-
weile erreicht ist. Es ist zumindest überlegenswert, ob an-
stelle einer Diskussion über eine aufgabenangemessene 
fi nanzielle Entlastung der Kommunen im Sozialbereich 
nicht vielmehr über die Möglichkeiten einer ursachen-
gerechten „Hochzonung“ der Sozialaufgaben debattiert 
werden sollte – mit dem Ziel, die kommunale Selbstver-
waltung in Deutschland eff ektiv, dauerhaft und fl ächende-
ckend zu revitalisieren.
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Stärkung der kommunalen Investitionsfähigkeit – 
aber wie?
Die Haushaltslage vieler Kommunen ist zunehmend defi zitär. Trotz gestiegener nominaler 
Investitionen besteht daher eine erhebliche Investitionslücke; teils ist selbst der Erhalt 
bestehender Infrastruktur nicht mehr gewährleistet. Ursachen sind insbesondere 
überproportional gestiegene Baupreise sowie ein strukturelles Ungleichgewicht zwischen 
den Aufgaben der Kommunen und den ihnen zugewiesenen Steuereinnahmen. Das 
Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK) kann dabei nur kurzfristig 
entlasten. Für eine langfristig verbesserte Investitionsfähigkeit sollten Förderverfahren 
gestraff t und stärker durch Pauschalzuweisungen beschleunigt werden; Planungs- und 
Genehmigungsprozesse sollten konsequent digitalisiert und damit effi  zienter werden. 
Darüber hinaus bedarf es einer Reform des föderalen Fiskalsystems, um eine verlässliche 
Einnahmebasis der Kommunen sicherzustellen.

Dr. Mario Hesse ist wissenschaftlicher Mitarbeiter 

am Institut für öff entliche Finanzen und Public 

Management der Universität Leipzig und 

Geschäftsführer des Kompetenzzentrums für 

kommunale Infrastruktur Sachsen (KOMKIS).

Prof. Dr. Thomas Lenk ist Direktor des 

Kompetenzzentrums für kommunale Infrastruktur 

Sachsen (KOMKIS).

Dr. Tim Starke ist wissenschaftlicher Mitarbeiter 

am Institut für öff entliche Finanzen und Public 

Management der Universität Leipzig.

Kommunale Infrastrukturen – von Straßen und Brücken 
über Schulen und Kitas bis hin zu digitalen Netzen – bil-
den das Fundament für Wohlstand, Lebensqualität und 
die wirtschaftliche Produktivität in Deutschland. Doch 
dieses Fundament bröckelt: Die Kommunen stehen vor 
einer „Doppelkrise ohne Doppelwumms“ (Hesse & Star-
ke, 2024, S. 3). Einerseits müssen sie über Jahrzehnte 
aufgelaufene Investitionsrückstände abbauen, anderer-
seits fordern neue Transformationsaufgaben wegen des 
Klimawandels, der Digitalisierung und des demografi -
schen Wandels massive zusätzliche Anstrengungen und 
dies alles bei sich zunehmend verengenden kommunalen 
Haushaltsspielräumen.

Kommunale Investitionen – Status quo

Obwohl die kommunale Investitionstätigkeit in den ver-
gangenen zehn Jahren eine erhebliche Belebung erfah-
ren hat, bleibt die Qualität der kommunalen Infrastruktur 
weiterhin vielfach hinter den Erwartungen zurück und In-
vestitionsbedarfe sind nach wie vor unbefriedigt. Nominal 
hat sich zwar seit 2013 das jährliche kommunale Investi-
tionsvolumen mehr als verdoppelt (Abbildung 1), aktuelle 
Daten des KfW-Kommunalpanels 2025 verdeutlichen je-
doch nach wie vor die Ernsthaftigkeit der Situation durch 

eine massive Investitionslücke, die derzeit auf mindestens 
216 Mrd. € beziff ert wird (Raff er et al., 2025, S. 18).1

Besonders kritisch ist dabei der fortschreitende Sub-
stanzverzehr der kommunalen Infrastruktur zu bewerten: 
Seit dem Jahr 2002 lässt sich ausweislich der Zahlen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen kumuliert ein 
bilanzieller Wertverlust der kommunalen Infrastruktur von 
fast 80 Mrd. € feststellen. Dieser Wertverlust resultiert da-
raus, dass die getätigten Bruttoinvestitionen über fast 25 

1 Untersuchungen, die zukunftsgerichtete Investitionen einbeziehen, vor 
allem für die Klimatransformation, kommen auf noch höhere Werte.
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Abbildung 1
Kommunale Sachinvestitionen im Vergleich, 2000 bis 

2025

Quelle: Statistisches Bundesamt (mehrere Jahre) (Vierteljährliche Kas-
senergebnisse des Öff entlichen Gesamthaushalts, Kernhaushalte), eige-
ne Berechnungen.
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Jahre hinweg nicht einmal ausreichten, um die kalkulato-
rischen Abschreibungen für die bestehende Infrastruktur 
zu decken, was einer schleichenden Entwertung des öf-
fentlichen Kapitalstocks entspricht (Hesse et al., 2024a, 
S. 3–15). Aufgebaut hat sich dieser Substanzverzehr vor 
allem in den Jahren 2002 bis 2019 und selbst die jüngsten 
Steigerungen der kommunalen Investitionen konnten den 
Substanzverlust nicht kompensieren.

Eine zusätzliche Herausforderung für die kommunale 
Infrastrukturentwicklung ist die zunehmende Entkoppe-
lung der nominalen Ausgabensteigerungen vom realen 
Investitionsfortschritt, bedingt durch überproportiona-
le Preiseff ekte im Bausektor. Während die allgemeine 
Infl ationsrate im Jahr 2025 bei moderaten 2,2 % lag, 
verzeichneten die sektorspezifi schen Baupreise signi-
fi kante Zuwächse: Insbesondere im Straßenbau (+6,5 
Prozentpunkte gegenüber dem Vorjahr) sowie bei Orts-
kanälen (+5,6 Prozentpunkte) und Brückenbauwerken 
(+3,2 Prozentpunkte) zeigt sich eine Persistenz der Kos-
tensteigerungen. Getrieben war die Preisdynamik durch 
Eff ekte der Coronapandemie, in deren Folge Lieferket-
tenprobleme die Beschaff ungspreise im Bausektor stei-
gen ließen, aber auch durch Tarifabschlüsse in der Bau-
wirtschaft, die dem allgemeinen infl atorischen Druck 
folgten. Zwischen 2015 und 2025 stiegen die Baupreise 
insgesamt um rund 72 % und damit doppelt so stark 
wie die Preise für die Konsumausgaben des Staates 
(+35 %). Am aktuellen Rand steigen die Baupreise vor 
dem Hintergrund neuerlicher Krisenphänomene erneut 
an, sodass die reale Kaufkraft kommunaler Investitions-
etats wiederum schrumpft.

Ergänzend zur Investitionstätigkeit im engeren Sinne 
verschärft die Entwicklung des Erhaltungsaufwands die 
infrastrukturelle Problematik. Die angemessene Unterhal-
tung von Gebäuden und Anlagen, die haushälterisch zu 
den Sachaufwendungen zählt, ist für den Substanzerhalt 
und die Prävention künftiger Instandsetzungsbedarfe es-
senziell. Empirische Befunde für das Jahr 2024 belegen 
hier eine besorgniserregende Verschlechterung: Der An-
teil der Kommunen, die ihren Unterhaltsverpfl ichtungen 
nur unzureichend oder gar nicht nachkommen konnten, 
stieg im Bereich der Gesamtinfrastruktur sprunghaft von 
14 % auf 19 %, wobei sich die Lage bei Schulen sowie der 
Verkehrs- und Straßeninfrastruktur besonders kritisch 
darstellt (Raff er et al., 2025, S. 17; siehe auch Lenk et al., 
2025, S. 88 und 96 f.).

Diese Entwicklung ist unmittelbar auf die Finanzlage der 
Kommunen zurückzuführen. Während die Belebung der 
Jahre ab 2015 in den Rahmenbedingungen einer sich ver-
bessernden Finanzlage stattgefunden hatte, ist derzeit 
eine dramatisch defi zitäre Haushaltslage der kommuna-
len Ebene gegeben. Im Jahr 2025 konnten die Kommunen 
ihre Investitionsausgaben kaum noch steigern, in einigen 
Ländern (unter anderem in Sachsen, Brandenburg und 
Hessen) waren die Investitionen sogar nominal rückläu-
fi g. Ein systematisches Unterschreiten des notwendigen 
Instandhaltungsniveaus induziert jedoch einen „Unterhal-
tungsstau“ (beispielhaft für Sachsen: Botta et al., 2025, 
S.  19–21), der nicht nur den aktuellen Investitionsrück-
stand vergrößert, sondern aufgrund von Pfadabhängig-
keiten das Risiko für weitaus kostenintensivere Totalsa-
nierungen in der Zukunft massiv erhöht. Der Fehler vom 
Anfang der 2000er Jahre, notwendige Investitionen und 
Instandhaltungen an der kommunalen Infrastruktur zu 
vernachlässigen, droht sich zu wiederholen. Dies führte 
zum beschriebenen Sanierungsstau, der im Nachhin-
ein teure Sanierungen erforderlich machte und bis heute 
nicht aufgelöst ist.

Die kommunale Investitionstätigkeit in Deutschland ist da-
rüber hinaus durch erhebliche regionale Disparitäten ge-
prägt, die eine zunehmende geografi sche Divergenz der 
infrastrukturellen Entwicklung widerspiegeln. Während die 
süddeutschen Flächenländer Bayern und Baden-Würt-
temberg eine fl ächendeckend hohe Investitionsdynamik 
ihrer Kommunen aufweisen, zeigen sich im Saarland, in 
den Städten des Ruhrgebiets sowie in weiten Teilen Ost-
deutschlands erhebliche strukturelle Schwächen.

Besonders bemerkenswert ist die Trendumkehr in den 
neuen Bundesländern: Bereits seit dem Jahr 2013 liegen 
die ostdeutschen Kommunen bei den Pro-Kopf-Investiti-
onen dauerhaft hinter dem westdeutschen Durchschnitt 
zurück (Abbildung 1). Diese Entwicklung verdeutlicht, 



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
413

Zeitgespräch

dass die Phase der nachholenden Modernisierung in Ost-
deutschland seit über einem Jahrzehnt stagniert, wäh-
rend sich die fi nanzielle Kluft zwischen prosperierenden 
und strukturschwachen Regionen bundesweit weiter ver-
festigt (Lenk et al., 2025, S. 89 f.).

Finanzsituation und Fördermittel

Die fi nanzielle Lage der deutschen Kommunen ist durch 
eine tiefgreifende strukturelle Asymmetrie innerhalb des 
fi skalföderalen Systems geprägt. Während die kommuna-
le Ebene für rund 25 % der bereinigten Gesamtausgaben 
und einen überproportional hohen Anteil von rund 70 % 
der staatlichen Sachinvestitionen verantwortlich zeichnet, 
partizipiert sie lediglich mit etwa 15 % am gesamtstaatli-
chen Steueraufkommen (Zahlen für 2025). Dieses signifi -
kante Missverhältnis zwischen der zugewiesenen Aufga-
benlast – insbesondere im Bereich der öff entlichen Inves-
titionstätigkeit – und der originären Einnahmezuordnung 
führt zu einer strukturellen vertikalen Finanzierungslücke.

Infolge dieser Asymmetrie sind die Kommunen zur De-
ckung ihrer laufenden und investiven Bedarfe dauerhaft 
auf Zuweisungen von Bund und Ländern angewiesen. 
Diese Abhängigkeit manifestiert sich darin, dass im bun-
desweiten Durchschnitt etwa ein Drittel des kommunalen 
Investitionsvolumens über Zuweisungen (in Form von an-
tragsgebundenen Zuwendungen oder Investitionspau-
schalen) fi nanziert wird. Dabei zeigen sich deutliche regi-
onale Unterschiede. Während westdeutsche Kommunen 
rund 30 % ihrer Investitionen durch Zuweisungen decken, 
liegt dieser Anteil in Ostdeutschland, aber auch in Nord-
rhein-Westfalen, bei ca. 60 %. Die Investitionsförderung 
fungiert somit nicht lediglich als punktueller „Spitzenaus-
gleich“, sondern stellt eine essenzielle Säule der kommu-
nalen Investitionsfi nanzierung dar.

Aktuell befi nden sich die Kommunen in einer prekären fi -
nanziellen Lage mit zwei Rekorddefi ziten in Folge und kei-
ner Aussicht auf eine kurzfristige substanzielle Verbesse-
rung ihrer Situation. Für ihre Investitionstätigkeit ist dabei 
relevant, dass die verfügbaren Finanzmittel bereits durch 
die laufende Aufgabenerfüllung weitgehend aufgezehrt 
werden. Zudem kommen von den Ländern und dem Bund 
weniger Fördermittel an, da deren Haushalte ebenfalls 
unter Druck stehen.

Die Abhängigkeit von Fördermitteln, die selbst gut si-
tuierte Kommunen stets als Bittsteller gegenüber den 
Ländern und dem Bund auftreten lässt, bringt eine Rei-
he weiterer Probleme mit sich: Die Kommunen werden in 
ihrem Selbstverwaltungsrecht eingeschränkt und durch 
die Festlegungen in Förderrichtlinien und begleitenden 
Nebenbedingungen gesteuert. Die bürokratischen An-

trags- und Prüfverfahren binden wertvolle Verwaltungs-
kapazitäten – sowohl auf der Seite der antragstellenden 
Kommunen als auch auf der Seite der Mittelgeber, in der 
Regel die Länder. Nicht zuletzt stehen die Kommunen 
beim Tragen der Folgekosten geförderter Investitionen 
in der Regel allein da. Letztlich setzen sich im aktuellen 
Förderregime somit häufi g die „Cleveren“ durch, nicht un-
bedingt die „Bedürftigen“, für die die Förderprogramme in 
der Regel aufgesetzt wurden.

Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität

Als fi skalpolitische Reaktion auf diese Krise wurde am 
24. Oktober 2025 mit dem Länder- und Kommunal-Inf-
rastrukturfi nanzierungsgesetz (LuKIFG) ein 100-Mrd.-€-
Investitionsprogramm aus dem Bundessondervermö-
gen „Infrastruktur und Klimaneutralität“ in Kraft gesetzt, 
welches bis zum Jahr 2036 läuft. Es ist als substanzieller 
fi skalischer Impuls gedacht, der primär auf die Reduktion 
struktureller Investitionsdefi zite in den Bereichen Bildung 
(Kitas, Schulen), Gesundheitswesen (Krankenhäuser) so-
wie in der Verkehrs- und Digitalinfrastruktur abzielt. Die 
Mittel stehen seit der Verwaltungsvereinbarung vom 11. 
Dezember 2025 zur Verfügung (auch für Vorhaben, die 
bereits im Jahr 2025 begonnen wurden), wobei die Allo-
kation über die Bundesländer angelehnt an den König-
steiner Schlüssel erfolgt.

Die Anwendung des Königsteiner Schlüssels (Vertei-
lung zu zwei Dritteln nach Steuerkraft und einem Drittel 
nach Einwohnerzahl) im Kontext des Sondervermögens 
ist aus fi nanzwissenschaftlicher Sicht irritierend, da bei 
dessen Konzeption darauf abgezielt wurde, leistungs-
starke Länder bei der Lastenverteilung der Gemein-
schaftsaufgaben stärker zu beteiligen. Dieser Eff ekt ver-
kehrt sich bei der Mittelzuweisung ins Gegenteil: Wohl-
habende Länder erhalten tendenziell eine höhere Förde-
rung, was bestehende fi skalische Divergenz zementiert. 
Zudem korrelieren Steuerkraft und Einwohnerzahl nicht 
zwangsläufi g mit dem tatsächlichen Bedarf im Bereich 
der Klimatransformation oder Infrastruktursanierung. 
Ein bedarfsorientierter Verteilungsschlüssel wäre daher 
ökonomisch effi  zienter, um die intendierten Lenkungsef-
fekte des Sondervermögens bundesweit zu realisieren 
(Blesse & Hesse, 2026).

Die grundsätzliche Intention des kommunalen Arms des 
Sondervermögens ist es gleichwohl, die fi skalische Ei-
genverantwortung der Kommunen zu stärken. Der Bund 
hat im Grundsatz ein schlankes Verfahren aufgesetzt, das 
jedoch von den Ländern sehr unterschiedlich umgesetzt 
wird. In der Folge besteht das Risiko, dass die intendier-
ten konjunkturellen Impulse für Handwerk und Bauwirt-
schaft verpuff en und die administrative Bindung an starre 
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Vorgaben eine bedarfsgerechte und zeiteffi  ziente Infra-
strukturentwicklung vor Ort eher behindert.

Zudem zeigt sich in der Förderpraxis häufi g, dass vor 
allem Kommunen mit einer soliden Personalausstattung 
und spezialisierten „Fördermittelmanagern“ eher in der 
Lage sind, komplexe Antragsverfahren erfolgreich zu 
durchlaufen. Dies führt zu einer strukturellen Benach-
teiligung fi nanzschwacher Kommunen, die oft unter 
Personalmangel leiden und damit bereits an der büro-
kratischen Hürde der Antragstellung oder an der Erbrin-
gung des notwendigen Eigenanteils scheitern. Hier wer-
den die Umsetzungsvarianten in den Ländern erst noch 
zeigen müssen, ob sie den Mut zur Pauschalierung und 
schnellen Unterstützung durchgängig erhalten (dazu 
auch Hesse et al., 2025).

Handlungsempfehlungen

Um den massiven Investitionsrückstand auf lokaler Ebe-
ne eff ektiv abzubauen, bedarf es eines ganzheitlichen 
Portfolios an Reformmaßnahmen, die sowohl die fi nan-
zielle Ausstattung als auch die administrativen und re-
gulatorischen Rahmenbedingungen betreff en. Um den 
hohen bürokratischen Aufwand komplexer Antrags-
verfahren zu reduzieren, bieten sich allgemeine Inves-
titionspauschalen an, die eine bedarfsgerechte Mittel-
verwendung vor Ort ermöglichen und die kommunale 
Selbstverwaltung stärken. Ein pauschaler Zuweisungs-
mechanismus ist keinesfalls eine undiff erenzierte Gieß-
kanne, sondern könnte eine Steuerung durch die Integ-
ration sozioökonomischer und fi skalischer Indikatoren in 
den Verteilungsschlüssel erlauben, der sich auch gezielt 
an Parametern der Strukturschwäche orientiert. Neben 
demografi schen und raumstrukturellen Indikatoren wür-
de dies insbesondere die Einbeziehung der kommunalen 
Steuerkraft als Indikator für die fi skalische Leistungsfä-
higkeit ermöglichen.

Ein weiterer Lösungsansatz besteht aus zweckgebunde-
nen Investitionspauschalen. Im Rahmen dieses Modells 
ist eine Vorabfestlegung auf bestimmte Schwerpunkte 
– etwa zugunsten der Bildungsinfrastruktur, des Ver-
kehrswesens oder des Brandschutzes – möglich, um in-
vestitionspolitische Steuerungsimpulse zu setzen. Cha-
rakteristisch für diesen Ansatz ist jedoch der bewusste 
Verzicht auf die projektbezogene Einzelfallprüfung. Dies 
ermöglicht eine Synthese aus strategischer Schwer-
punktsetzung auf der Bundes- bzw. Landesebene mit 
der kommunalen Entscheidungshoheit (Hesse et al., 
2025, S. 6-7).

Sofern die Länder an antragsgebundenen Förderverfah-
ren festhalten wollen, dann sollten diese, um die Wirk-

samkeit der eingesetzten Mittel sicherzustellen, zukünftig 
immer weniger input- als vielmehr outputorientiert ausge-
richtet werden. Der Fokus verschiebt sich damit von der 
bürokratischen Input-Kontrolle hin zur Messung tatsäch-
licher Ergebnisse vor Ort. Um Förderprogramme nicht zu 
Dauersubventionen erstarren zu lassen, empfi ehlt sich 
zudem die Einführung einer „Sunset Legislation“. Befris-
tungen erzwingen eine regelmäßige Evaluierung, Priori-
sierung und gegebenenfalls Bündelung der Förderziele. 
Erweisen sich die Investitionsbedarfe jedoch als struktu-
rell und dauerhaft, sollte das Ziel darin bestehen, diese 
nach einer erfolgreichen Pilotphase aus der befristeten 
Projektlogik in eine dauerhafte Förderung im Rahmen der 
Regelverfahren (z. B. über den Kommunalen Finanzaus-
gleich) zu überführen. Dies garantiert den Kommunen die 
notwendige langfristige Planungssicherheit (Geisler et al., 
2026, Handlungsempfehlung 16).

Flankiert werden sollten diese fi nanziellen Reformen 
durch eine konsequente Digitalisierung der Planungs- 
und Genehmigungsprozesse, um unter anderem Trans-
aktionskosten zu verringern und kostspielige Zeitver-
luste zu vermeiden. Durch den Einsatz von Building 
Information Modeling (BIM) sowie verpfl ichtender di-
gitaler Bauanträge mit anschließendem vollständig 
digitalen Baugenehmigungsverfahren ließe sich die 
Dauer von der Planung bis zur Realisierung signifi kant 
verkürzen. In diesem Zusammenhang steht auch die 
dringende Vereinfachung des Baurechts. Komplexe, 
teilweise widersprüchliche Landesbauordnungen und 
langwierige Widerspruchsverfahren wirken oft als In-
vestitionsbremse. Eine Harmonisierung und Straff ung 
dieser Normen, eine Vereinfachung notwendiger Nach-
weisführungen sowie eine konsequente Ausweitung 
von Genehmigungsfi ktionen können nicht nur die pri-
vate, sondern auch die öff entliche Bautätigkeit massiv 
beschleunigen (Geisler et al., 2026, Handlungsempfeh-
lung 5 sowie Themenfeld 3).

Ein weiterer entscheidender Hebel zur (fi nanziellen) Ent-
lastung der Kommunen ist der konsequente Verzicht auf 
sogenanntes „Gold-Plating“ im Sinne nicht zwingend 
erforderlicher verschärfender Regelungen europa- oder 
bundesrechtlicher Vorgaben. Nicht die Übererfüllung 
sollte das Ziel bei öff entlichen Projekten sein, sondern 
eine Rückbesinnung auf funktionale Standards, um Bau-
kosten zu reduzieren (Geisler et al., 2026, Handlungs-
empfehlungen 1 und 8).

Schließlich darf die Seite der kommunalen Einnahmen-
erhöhung nicht vernachlässigt werden. Um eine nach-
haltige Investitionsquote zu sichern, müssen Kommunen 
ihre Einnahmeautonomie stärken und sich auch trauen 
diese zu nutzen. Dies umfasst auch die Erschließung 
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Abstract: The fi scal situation of many municipalities is increasingly characterised by defi cits. Despite rising nominal investment levels, 
a substantial investment gap persists; in some cases, even the maintenance of existing infrastructure can no longer be ensured. This is 
primarily driven by disproportionately rising construction costs as well as a structural imbalance between municipal responsibilities and 
allocated tax revenues. The SVIK can provide only temporary relief. To sustainably improve investment capacity, funding procedures 
should be streamlined and increasingly replaced by lump-sum transfers. In addition, planning and approval processes should be con-
sistently digitalised to enhance effi  ciency. Furthermore, a reform of the federal fi scal system is necessary to ensure a reliable and stable 
revenue base for municipalities.

neuer Finanzierungsquellen, wie etwa nutzerorientierte 
Gebührenmodelle oder Infrastrukturabgaben, um die Re-
fi nanzierung von Erhaltungs- und Neubaumaßnahmen auf 
ein breiteres Fundament zu stellen. Hierfür sind die Kom-
munen jedoch auf die Unterstützung der Länder und des 
Bundes angewiesen.

Da die Finanznot der Kommunen sich seit Jahren mani-
festiert und die eingangs beschriebene Asymmetrie zwi-
schen Aufgaben- und Steueranteil der Kommunen auch 
in „guten Jahren“ besteht, ist zudem die grundlegende 
Konfi guration der Kommunalfi nanzierung anzupassen. 
Vor allem sollte eine höhere Beteiligung der Kommunen 
bei der Umsatzsteuerzuordnung in Betracht gezogen 
werden, um die allgemeine Steuerkraft der Kommunen 
zu stärken. Dabei gilt es auch den aktuellen Verteilungs-
schlüssel gegebenenfalls anzupassen, der aktuell vor al-
lem die wirtschaftsstarken Standorte bevorteilt (Hesse et 
al., 2024b, S. 52 und 61–76).

Fazit

Um die eklatante Lücke zwischen den aktuellen realen 
Investitionsspielräumen und den notwendigen (Re-)In-
vestitionen, dem Instandhaltungsaufwand sowie den he-
rausfordernden Transformationsaufgaben (Klimaschutz, 
Digitalisierung, Mobilitätswende) zu schließen, ist ein 
Strategiewechsel auf mehreren Handlungsebenen unum-
gänglich. Nur eine Erhöhung von Transferzahlungen oder 
das Aufl egen eines Sondervermögens greifen zu kurz. 
Notwendig ist vor allem eine grundlegende Reform der 
Kommunalfi nanzen, die eine stetige und planbare Einnah-
mebasis garantiert.

Zudem müssen die Förderverfahren gestraff t und durch 
mehr Pauschalzuweisungen statt kleinteiliger Projekt-
förderung die operativen Prozesse massiv beschleunigt 
werden, um die kommunale Selbstverwaltung zu stärken. 
Der Fachkräftemangel in den Bau- und Planungsämtern 
erfordert zudem mehr interkommunale Zusammenarbeit 
und die Digitalisierung von Genehmigungsprozessen.

Die Stärkung der kommunalen Investitionsfähigkeit ist 
letztlich eine Frage der politischen Prioritätensetzung 
auf Bundes- und Landesebene. Nur wenn es gelingt, die 
Kommunen aus der Rolle des bloßen Mangelverwalters 
zu befreien und sie wieder als dynamische Gestalter der 
Transformation zu etablieren, lässt sich nicht nur die dro-
hende Erosion der öff entlichen Infrastruktur abwenden, 
sondern auch der gesellschaftliche Zusammenhalt festi-
gen, da durch die sich ergebenden Handlungsspielräu-
me ein kommunales Engagement für die Bürger wieder 
attraktiv wird.

Ein „Weiter so“ ist angesichts der strukturellen Heraus-
forderungen keine Option; gefordert ist ein neuer Pakt für 
kommunale Handlungsfähigkeit, der fi nanzielle Sicherheit 
mit administrativer Effi  zienz vereint.
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Die kommunalen Umwelt- und Klimaverwaltungen ste-
hen unter erheblichem Druck: Sowohl die Komplexi-
tät als auch die Intensität umwelt- und klimapolitischer 
Problemlagen nehmen zu und damit die Anforderungen 
an politische Steuerung, regulatorische Umsetzung und 
administrative Koordination. Gleichzeitig wirken sowohl 
der restriktive fi nanzielle Handlungsspielraum als auch 
sich verändernde politische und gesellschaftliche Mehr-
heiten zunehmend begrenzend. Die wissenschaftliche 
Evidenz in Bezug auf die teilweise dramatischen Aus-
wirkungen des Klimawandels auf kommunaler Ebene in 
Deutschland ist unbestritten. Dies betriff t sowohl Hitze-
folgen als auch die Zunahme von Extremwetterereignis-
sen wie Hochwasser und Überschwemmungen, welche 
in der Konsequenz die Gesundheit der Bürger:innen so-
wie die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit beeinträchti-
gen können.

Klima- und Umweltpolitik zusammendenken

Klimawandel und Klimafolgen sind indes eng verbunden 
mit Fragen, die originär der Umweltpolitik und Umwelt-
verwaltung zugerechnet werden, insbesondere dem Na-
tur- und Artenschutz. Diese tragen dazu bei, die natürli-
che Absorptionsfähigkeit der Umwelt zu erhalten respek-
tive zu stärken. Mehr als die Hälfte der Lebensraumtypen 

in Deutschland weist einen ungünstigen Erhaltungszu-
stand auf und die Populationen zahlreicher Arten gehen 
weiter zurück: Rund ein Drittel der untersuchten Arten in 
Deutschland gilt als gefährdet (Wirth et al., 2024). Rele-
vant ist dieser bedenkenswerte Zustand auch deshalb, 
weil die Situation der biologischen Vielfalt essenziell für 
den Menschen ist: Zahlreiche, meist als gegeben ange-
nommene Leistungen der Natur wie Bestäubung, Ver-
sorgung mit Nahrungsmitteln oder Wasserrückhalt hän-
gen hiervon ab. Diese sogenannten Ökosystem(dienst)
leistungen (Costanza et al., 1997) und ihre Rolle auch 
in der kommunalen Umwelt- und Klimapolitik werden in 
diesem Beitrag vertieft und in ihrer Anwendung auf das 
kommunale Verwaltungshandeln diskutiert. Artenreiche 
Ökosysteme leisten einen wichtigen Beitrag auch zum 
Klimaschutz, da sie Kohlenstoff  effi  zient speichern, Tem-
peraturschwankungen abpuff ern und widerstandsfähiger 
gegenüber Klimaextremen sind (Kowarik et al., 2016). Zu-
dem fördert biologische Vielfalt zentrale Ökosystemleis-
tungen wie Erosionsschutz, Wasserreinigung, Bestäu-
bung und stabile Nährstoff kreisläufe.
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Im Bereich Hochwasserschutz ist die Stärkung der na-
türlichen Resilienz bereits seit langem selbstverständ-
lich, beispielsweise durch die Anlage von Retentions-
fl ächen oder Auenlandschaften. In anderen Bereichen 
fi nden die Zusammenhänge etwa von Naturschutz und 
Klimaschutz noch weit weniger Beachtung, die betroff e-
nen Herausforderungen werden häufi g sektoral getrennt 
betrachtet und behandelt (Sachverständigenrat für Um-
weltfragen, o. D.). Diese sektorale Trennung fi ndet sich 
auf allen Ebenen des föderalen Systems und führt zu teils 
ungleichen Lastenverteilungen, da in der Regel nicht die 
Interessen aller Sektoren gleichermaßen berücksichtigt 
werden (können).

Sektorale Interdependenzen und politische 

Zielkonfl ikte

Klimapolitik und Umweltpolitik sind wie skizziert sowohl 
eng miteinander verwoben als auch zahlreich interde-
pendent mit weiteren Politikfeldern wie der Energiepoli-
tik oder der Landwirtschaftspolitik (Vogeler, 2022). Aus 
diesen Interdependenzen ergeben sich naturgemäß 
Zielkonfl ikte, welche je nach sektoralem Fokus vollstän-
dig anders interpretiert und bearbeitet werden (Döring 
& Vogeler, 2024). In den vergangenen Jahren waren die 
Herausforderungen an der Schnittstelle Klimaschutz, 
Artenschutz und Landnutzung im Kontext des Ausbaus 
der erneuerbaren Energien besonders präsent. Die durch 
die „Fridays for Future“ Bewegung in eine breite Öff ent-
lichkeit getragene Problematik des Klimawandels erhöh-
te den Handlungsdruck auf die Politik seit 2019 subs-
tanziell. Diese steigende gesellschaftliche und in Folge 
auch politische Salienz des Klimawandels führte zu einer 
teils problematischen Abwägung zulasten anderer Um-
weltgüter, etwa dem Artenschutz. Die möglicherweise 
prominenteste und auch in den Medien kontrovers dis-
kutierte Entscheidung in diesem Zusammenhang ist die 
Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes in 2022: Durch 
die Einführung des § 45b BNatSchG (2022), wurden ar-
tenschutzrechtliche Prüfungen für Windenergieanlagen 
bundesweit standardisiert und Genehmigungsverfahren 
beschleunigt. Kritiker bewerten die Reform als Abschwä-
chung des Artenschutzes, da Windenergieanlagen ge-
setzlich als „überragendes öff entliches Interesse“ ein-
gestuft und naturschutzrechtliche Einzelfallprüfungen 
zugunsten pauschaler Prüf- und Abstandskriterien redu-
ziert wurden.

Getrieben durch die über mehrere Jahre hohe Salienz 
des Klimathemas, wurden auf der rechtlichen Seite auf 
allen politischen Ebenen zahlreiche Novellierungen vor-
genommen: Auf der EU-Ebene im Rahmen des soge-
nannten „Green Deal“, auf Bundesebene unter anderem 
mit dem Bundes-Klimaschutzgesetz (2019), sowie auf 

Länderebene über die Landesklimaschutzgesetze. Die-
ser rechtliche Rahmen konkretisiert zwar einerseits den 
Handlungsspielraum für die Kommunen, gleichzeitig ver-
fügen diese weiterhin über eine hohe Flexibilität die An-
forderungen eigenverantwortlich umzusetzen und sollten 
diese auch entsprechend proaktiv nutzen. Städte neh-
men eine zentrale Rolle sowohl im Klimaschutz als auch 
in der Klimaanpassung ein, da sie einerseits einen erheb-
lichen Anteil der Treibhausgasemissionen verursachen 
und gleichzeitig aufgrund der teilweise hohen Verdich-
tung besonders durch Extremwetterereignisse wie Hitze, 
Hochwasser oder Starkregen betroff en sind (Kowarik et 
al., 2016). Entsprechend der regional jeweils sehr unter-
schiedlichen Voraussetzungen und Betroff enheiten muss 
die Steuerung daher von und mit den Kommunen gestal-
tet werden. Trotz intensiver politischer Debatten um eine 
Pfl ichtaufgabe ist Klimaschutz nach wie vor eine freiwil-
lige Aufgabe in der kommunalen Selbstverwaltung. Dies 
führt allerdings zu Abwägungsentscheidungen insbeson-
dere in Zeiten knapper Haushalte und hoher kommuna-
ler Verschuldung (Deutscher Städtetag Berlin und Köln, 
2024). Dass Klimaschutz und Klimaanpassung dennoch 
Themen sind, die in den Kommunen bearbeitet werden, 
zeigt die hohe Anzahl der Kommunen in Deutschland die 
bereits Klimaschutzkonzepte verabschiedet haben; nach 
Angaben des Deutschen Städtetags waren dies in 2024 
immerhin 2.500 Kommunen (Deutscher Städtetag Berlin 
und Köln, 2024). Einer aktuellen Befragung des Umwelt-
bundesamts zufolge haben zudem etwa die Hälfte der in 
der Studie berücksichtigten Kommunen eigenes Klima-
schutzpersonal (Sieck, 2024).

Zwischen Ressourcenknappheit und 

gesellschaftlichem Bedeutungsverlust

Klimamaßnahmen vor dem Hintergrund knapper Haus-
halte zu fi nanzieren und Personal hierfür abzustellen, ist 
umso mehr eine Herausforderung, als die gesellschaftli-
che und politische Salienz von Klima- aber auch Umwelt-
themen abnimmt. Die ursprüngliche Euphorie in Teilen 
der Gesellschaft, verbunden mit der „Fridays for Future“ 
Bewegung um 2019, welche sich auch in den Wahlergeb-
nissen insbesondere für grüne Parteien spiegelte, ist im 
Wesentlichen passé. Eine Kombination aus außenpo-
litisch herausfordernden Zeiten und wirtschaftlichem 
Abschwung haben die mit dem Klimawandel in Verbin-
dung stehenden Herausforderungen in den Hintergrund 
gerückt, was sich in einer neuen Priorisierung der fi nan-
ziellen und personellen Ressourcen in Politik und Verwal-
tung manifestiert. Dies gilt teilweise auch für umweltpoli-
tische Fragestellungen. Gleichzeitig haben sich die Wäh-
lerpräferenzen auch in vielen anderen Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Union signifi kant verschoben (Toygür 
& Sojka, 2026; Hartland et al., 2026). Während in der letz-
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ten Legislatur des Europäischen Parlaments (2019 bis 
2024) noch eine Mehrheit der Abgeordneten klima- und 
umweltpolitischen Fragen aufgeschlossen gegenüber 
stand, haben sich die Mehrheiten im aktuellen Parlament 
(2024 bis 2029) stark nach rechts verschoben (Europäi-
sches Parlament, 2026). Die Priorisierung dieser Themen 
und die Konsensfi ndung gestalten sich sowohl in der 
europäischen Klima- als auch in der Umweltpolitik seit-
dem als komplex. Während in der letzten Legislatur im 
Rahmen des sogenannten „Green Deal“ weitreichende 
Klima- und energiepolitische Reformen geplant waren, 
darunter die Reform des Emissionshandels, verbindliche 
Klimaziele sowie Regelungen zum Ausbau erneuerbarer 
Energien, herrscht derzeit Stillstand oder sogar Rück-
schritt. Auch auf Druck spezifi scher Interessenverbän-
de wurden zahlreiche Umweltstandards in sogenannten 
Omnibusverfahren etwa in der Landwirtschaftspolitik 
vereinfacht und gelockert (European Parliament, 2025). 
Diese Entwicklungen auf der europäischen Ebene wirken 
nicht nur auf der rechtlichen Ebene auf die Mitgliedstaa-
ten, sondern haben Abstrahleff ekte auf die abnehmende 
gesellschaftliche und politische Wahrnehmung von Um-
welt- und Klimaproblemen (Rinscheid et al., 2021). Diese 
Verschiebung war auch bei der letzten Bundestagswahl 
sichtbar: Während für die Wähler:innen im Jahr 2021 das 
Thema Klima noch zu den Topthemen zählte, spielte es 
bei der Bundestagswahl im Jahr 2025 kaum noch eine 
Rolle (Hirndorf, 2025).

Perspektivwechsel: Vom Kostenfaktor zum 

gesellschaftlichen Nutzen

Die Herausforderungen an der Schnittstelle von Umwelt- 
und insbesondere Klimapolitik dürften damit hinrei-
chend umrissen sein: Die Kombination aus steigenden 
Anforderungen, Ressourcenknappheit, schwierigen po-
litischen Mehrheiten und komplexen Klima- und Umwelt-
problemen macht die Steuerung in diesen Politikfeldern 
herausfordernder denn je. Wie aber kann diesen Heraus-
forderungen auf der kommunalen Ebene dennoch be-
gegnet werden und Umwelt- und Klimapolitik trotz der 
schwierigen Kontextbedingungen weiterentwickelt wer-
den? Hierfür werden im Folgenden sozialwissenschaft-
liche und naturwissenschaftliche Erkenntnisse kombi-
niert, um die Perspektive für kommunales Handeln zu 
erweitern.

Aus politökonomischer Sicht erscheint Umwelt- und Kli-
maschutz im Rahmen eines strikt rational-choice-orien-
tierten Denkens zunächst nicht unmittelbar rational, da 
Umwelt- und Klimagüter Merkmale von Allmende- bzw. 
Common-Goods-Problemen aufweisen: Diese zeichnen 
sich dadurch aus, dass die Nutzung gemeinschaftlicher 
Ressourcen individuellen Nutzen ermöglicht, während die 

Kosten ihres Schutzes kollektiv getragen werden müssen 
(Döring & Vogeler, 2024). In dieser ökonomischen Be-
trachtungsweise liegt zugleich eine unterschätzte Chance 
für die Umwelt- und Klimapolitik. Hierfür ist ein Perspek-
tivwechsel erforderlich: Umwelt- und Klimaschutzmaß-
nahmen sollten nicht primär als Kostenfaktor verstanden 
werden, sondern als Maßnahmen, die bereits gegen-
wärtig sowie langfristig konkrete individuelle und gesell-
schaftliche Nutzen stiften.

Ökosystemleistungen in der kommunalen Umwelt- 

und Klimapolitik

Hier setzt der Ansatz der bereits erwähnten Ökosystem-
leistungen an, der die Leistungen natürlicher Ökosysteme 
für menschliches Wohlergehen und wirtschaftliche Sta-
bilität hervorhebt (Costanza et al., 1997). Unter Ökosys-
temleistungen werden jene Leistungen natürlicher Öko-
systeme verstanden, die einen direkten oder indirekten 
Nutzen für den Menschen erzeugen. Dem Konzept liegt 
somit eine anthropozentrische Perspektive zugrunde. In 
diesem Zusammenhang existieren zudem Ansätze, die 
versuchen, die Leistungen der Natur monetär zu bewer-
ten. Im ökonomischen Sprachgebrauch wird Natur dabei 
häufi g als „Naturkapital“ verstanden, das in allgemeine 
wirtschaftliche und politische Bewertungslogiken integ-
riert werden kann.

In der Ökosystemleistungsforschung wird unterschie-
den zwischen sogenannten bereitstellenden, regulie-
renden, kulturellen und unterstützenden Ökosystem-
leistungen. Bereitstellende Leistungen umfassen un-
mittelbar für den Menschen nutzbare Güter wie Trink-
wasser, Holz oder Lebensmittel. Die regulierenden 
Leistungen beinhalten sowohl für die Klima- als auch für 
die Umweltpolitik zentrale Leistungen wie kühlere Tem-
peraturen durch Grünfl ächen, Kohlenstoff speicherung 
in Wäldern oder die Regulierung von Hochwasser durch 
natürliche Überfl utungsfl ächen. Diese Ökosystemleis-
tungen sind allerdings gegenüber den Bürger:innen he-
rausfordernder in der Vermittlung und bedürfen daher 
besonderer Aufmerksamkeit in der politischen Kommu-
nikation. Ähnlich verhält es sich mit den unterstützen-
den Leistungen wie der Bereitstellung von Habitaten für 
Wildtiere, Biodiversität oder auch natürliche Bodenbil-
dung; letztere ist wiederum zentral für die Bereitstellung 
von Nahrungsmitteln. Warum Biodiversität oder eine 
gesunde Population an Wildtieren für den Einzelnen von 
Bedeutung ist, kann schwer verständlich sein. Daher 
muss gezielt auf den gesellschaftlichen und ökonomi-
schen Wert biodiverser Landschaften in der Kommuni-
kation abgestellt werden: Diese sind widerstandsfähiger 
gegenüber Klima- und Umweltkatastrophen und leisten 
somit einen wichtigen Beitrag zum Schutz von Men-
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schen und Umwelt. Zuletzt fi nden sich in der Ökosys-
temleistungsforschung kulturelle Leistungen konzeptu-
alisiert; diese umfassen z. B. den Erholungsnutzen von 
natürlichen Flächen. Im Tourismus zeigt sich der auch 
ökonomische Nutzen dieser Naturleistungen; Beispie-
le sind die in vielen Teilen Deutschlands gut besuchten 
Nationalparks oder auch Stadtwälder, die für Freizeitak-
tivitäten genutzt werden.

Zahlreiche Studien befassen sich mit der Frage, wie sich 
Ökosystemleistungen konkret in politische Entschei-
dungs- und Steuerungsprozesse integrieren lassen. Zu 
den bekanntesten Arbeiten zählt die Studie The Econo-
mics of Ecosystems and Biodiversity  (TEEB) (European 
Communities, 2008), deren Ansätze auch auf den deut-
schen Kontext übertragen wurden (Grunewald & Bastian, 
2023). Sie liefern konkrete Vorschläge dafür, wie politi-
sche Maßnahmen gestaltet werden können, sodass der 
gesellschaftliche Nutzen umwelt- und klimapolitischer 
Maßnahmen deutlicher sichtbar wird. Ein prominen-
tes und leicht verständliches Beispiel für eine Ökosys-
temleistung ist die Bestäubung von Pfl anzen, etwa von 
Obstbäumen durch natürliche Bestäuber wie Bienen – 
ein Thema, das in der Öff entlichkeit bereits zunehmend 
präsent ist. Der teilweise praktizierte Ersatz durch manu-
elle Bestäubungsverfahren verdeutlicht die erheblichen 
ökonomischen Kosten, die mit dem Verlust des Naturka-
pitals verbunden sind. Gerade vor dem Hintergrund zu-
nehmender gesellschaftlicher und politischer Widerstän-
de gegenüber umwelt- und umso mehr klimapolitischen 
Maßnahmen erscheint es daher zentral, diesen Ansatz 
stärker in den Mittelpunkt kommunaler Politikgestaltung 
zu rücken. Im Fall der Bienen scheint dies bereits teil-
weise zu gelingen, immer mehr Kommunen aber auch 
Bürger:innen legen Bienenweiden an und verzichten auf 
den Einsatz von Pestiziden.

Auf kommunaler Ebene spielen darüber hinaus regulie-
rende Ökosystemleistungen eine zentrale Rolle für die 
Klima- und Klimaanpassungspolitik. Hierzu zählen etwa 
die Verringerung von Hitzeeff ekten durch Grünfl ächen, 
Dach- und Fassadenbegrünung sowie Entsiegelungs-
maßnahmen. Gerade während heißer Sommerperioden 
und in stark verdichteten urbanen Räumen werden diese 
regulierenden Funktionen der Natur für die Bevölkerung 
unmittelbar erfahrbar, wodurch auch der konkrete Nut-
zen klimapolitischer Maßnahmen sichtbarer und politisch 
leichter vermittelbar wird. Eine gleichzeitige Herausforde-
rung besteht allerdings darin, dass dieser wahrgenom-
mene Nutzen, z. B. ein kühlender Park an heißen Som-
mertagen, häufi g nur kurzfristig präsent bleibt und sich 
das Handlungsfenster damit schnell wieder schließt. Ähn-
liche Dynamiken zeigen sich beispielsweise im Hochwas-
serschutz: Unmittelbar nach Extremwetterereignissen 

steigt sowohl die gesellschaftliche Sensibilität als auch 
die Bereitschaft, Investitionen in Schutzmaßnahmen zu 
unterstützen und auch zu fi nanzieren. Mit zunehmendem 
zeitlichem Abstand nimmt diese Unterstützung jedoch 
häufi g wieder ab.

Nutzung von Gelegenheitsfenstern und 

strategischen Narrativen

Aus policy-analytischer Perspektive ist es daher ent-
scheidend, entstehende Gelegenheitsfenster („windows 
of opportunity“) (Herweg, 2015) gezielt für politische 
Kommunikation und Entscheidungsprozesse zu nutzen, 
etwa um Zustimmung für Investitionen und entsprechen-
de Maßnahmen in kommunalen Gremien und der Bevöl-
kerung zu gewinnen. Neben unerwarteten Ereignissen 
wie Naturkatastrophen können auch wiederkehrende und 
planbare Ereignisse, etwa Wahlen oder eben Hitzeperi-
oden politische Gelegenheitsfenster für die Umsetzung 
von Maßnahmen schaff en. Entscheidend ist dabei die 
Verknüpfung kurzfristiger Reaktionsfähigkeit mit langfris-
tiger strategischer Planung, um bereits im Vorfeld ausge-
arbeitete Konzepte in geeigneten politischen Momenten 
rasch umsetzen zu können.

Neben der Nutzung von Gelegenheitsfenstern stellt die 
strategische Kommunikation des Nutzens, den umwelt- 
und klimapolitisches Engagement für jeden Einzelnen hat, 
einen zentralen Baustein für Politik- und Verwaltungshan-
deln dar. Auch hier bietet die Policy-Forschung Anknüp-
fungspunkte: So hat die Analyse politischer Narrative in 
der Politikwissenschaft zunehmend an Bedeutung ge-
wonnen. Narrative verbinden sinnstiftende Elemente zu 
zusammenhängenden Deutungsmustern, durch die poli-
tische Probleme interpretiert und bestimmte Lösungsan-
sätze legitimiert werden (Bandelow et al., 2025). Im Kon-
text von Ökosystemleistungen kann ein solches Narrativ 
dazu beitragen, Umwelt- und Klimaschutz nicht primär als 
Einschränkung oder Kostenfaktor darzustellen, sondern 
als nutzbringende Politik. Durch kommunikative Strate-
gien wie Framing werden dabei bestimmte Problembe-
schreibungen, Verantwortlichkeiten und Lösungsansätze 
hervorgehoben, wodurch politische Unterstützung für 
Maßnahmen zum Schutz und Ausbau urbaner Ökosys-
temleistungen gestärkt werden kann.

Der Ausbau von Ökosystemleistungen sowie ihre kom-
munikative und politische Vermittlung können dazu bei-
tragen, die langfristige gesellschaftliche Legitimation 
von Umwelt- und Klimapolitik auch in herausfordernden 
Zeiten zu stärken. Voraussetzung dafür ist, dass sowohl 
der individuelle als auch der gesellschaftliche Nutzen 
von Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen sichtbar ge-
macht wird.
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Klimaschutz hat im Aufgabenkanon der Kommunen aktu-
ell keinen leichten Stand. Obwohl längst auch in Deutsch-
land Sturm, Hochwasser und Hitze große Schäden an-
richten und nationale wie internationale Klimaziele eine 
Richtung vorgeben, konkurriert die Transformationsauf-
gabe mit Herausforderungen, die in den Rathäusern der-
zeit mit mindestens ebenso großer Wucht aufschlagen. 
Während der Klimaschutz noch im Jahr 2022 von 61 % 
aller Oberbürgermeister:innen großer Städte als der-
zeit wichtigste Aufgabe eingestuft wurde und damit den 
Spitzenplatz einnahm, erscheinen heute andere Themen 
wichtiger. Zu nennen sind die zum Zerreißen angespann-
ten Haushalte, die Wohnraumknappheit im urbanen Raum 
oder die Unterbringung und Integration Gefl üchteter (Kühl 
& Hollbach-Grömig, 2025, siehe Abbildung 1).

Dabei hat der letzte IPCC-Synthese-Report in aller Deut-
lichkeit aufgezeigt, dass der Klimawandel auch in Europa 
Umweltveränderungen, Gesundheitsrisiken sowie infra-
strukturelle und ökonomische Schäden in Siedlungsräu-
men verursacht (IPCC, 2023). Entsprechend hat das Bun-
desverfassungsgericht in seinem Klimabeschluss von 
2021 die verbindliche Emissionsreduktion zu einer Grund-
rechtsfrage erklärt (Bundesverfassungsgericht, 2021). Die 
Verfassung benennt mit Art. 20a GG sogar seit 2002 die 
Verantwortung des Staates; Bundes- sowie Landes-Kli-
maschutzgesetze buchstabieren diese aus. Für Kommu-

nen in Deutschland ist Klimaschutz formal hingegen nach 
wie vor eine freiwillige Aufgabe. Das „Ob“ und das „Wie“ 
fallen damit unter den Schutzmantel der kommunalen 
Selbstverwaltung.

Entsprechend groß ist die Vielfalt der Ansätze; entspre-
chend unterschiedlich ist aber auch das Ambitionsni-
veau. Der vorliegende Beitrag arbeitet die Beteiligung 
der Kommunen an der gesamtstaatlichen Transformati-
onsaufgabe Klimaschutz auf. „Beteiligung“ verstehen wir 
dabei sowohl ordnungspolitisch als auch fi skalföderal. Im 
ersten Teil buchstabieren wir aus, inwieweit sich aus der 
geltenden Rechtslage eine Klimaschutzpfl icht für Kreise, 
Städte und Gemeinden ableiten lässt. Dabei zeigen wir 
auch, dass kommunaler Klimaschutz heute vielfach vor 
Ort entschieden wird. Der zweite Teil des Beitrages stellt 
schließlich die Frage nach der fi skalföderalen Dimension 
und zeichnet die Rolle von zweckgebundenen Transfers 
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Abbildung 1
Was sind die aktuell wichtigsten Aufgaben in der eigenen Stadt?

Anteil der Städte mit mehr als 50.000 Einwohner:innen, deren Oberbürgermeister:innen eine Aufgabe als eine der „aktuell wichtigsten Aufgaben“ bezeich-
net haben. Mehrfachnennungen waren möglich.

Quelle: OB-Barometer (Kühl & Hollbach-Grömig, 2025).

nach, mit denen Bund und Länder versuchen, den Klima-
schutz auf der lokalen Ebene zu fördern.

Kommunaler Klimaschutz aus ordnungspolitischer 

Perspektive

Klimaschutz und Klimaanpassung zählen formal zu den 
freiwilligen Aufgaben der Kommunen. Eine bundesein-
heitliche Pfl icht für Kommunen, Klimaschutzmaßnahmen 
umzusetzen, besteht nicht. Zwar wurden mit dem Kli-
maschutzgesetz (KSG) des Bundes von 2019 erstmalig 
verbindliche Klimaschutzziele für Deutschland normiert. 
Allerdings wird auf diese Zielerreichungslogik nur der 
Bund verpfl ichtet.1 Das in § 13 Abs. 1 KSG formulierte 
Berücksichtigungsgebot gibt zudem ein allgemeines Vor-
bildgebot vor, wonach Träger öff entlicher Aufgaben – also 
auch Kommunen – Belange des Klimaschutzes bei ihren 
Planungen und Entscheidungen zu berücksichtigen ha-
ben. Kommunen müssen so z. B. bei ihren Investitionen 
die Belange des Klimaschutzes im Sinne einer Minderung 
von Treibhausgasen im Blick haben. Die Länder haben 
in ihren Klimaschutzgesetzen ähnliche Vorgaben aufge-
nommen (vgl. stellvertretend: § 7 KSG BW). Dieses Vor-
bildgebot stellt jedoch noch lange keine generelle Pfl icht 
zum Klimaschutz dar. Die systematische Verankerung auf 
kommunaler Ebene fehlt und in der Abwägung von Ziel-
konfl ikten fällt das Thema allzu oft hinter die Erfüllung der 

1 Danach gilt gemäß §3 Abs. 2 KSG: „Bis zum Jahr 2045 werden die 
Treibhausgasemissionen so weit gemindert, dass Netto-Treibhaus-
gasneutralität erreicht wird. Nach dem Jahr 2050 sollen negative 
Treibhausgasemissionen erreicht werden.“

gesetzlich eindeutig normierten Pfl ichtaufgaben zurück 
(Klima-Bündnis Deutschland, 2024).

Die Kritik an der Freiwilligkeit der Aufgabe Klimaschutz 
befeuerte in den vergangenen Jahren eine Diskussi-
on über die Einführung einer Bund-Länder-Gemein-
schaftsaufgabe „Kommunaler Klimaschutz und/oder 
Klimaanpassung“ (Kühl & Scheller, 2024; Verheyen & 
Hölzen, 2022). Auch die Frage der möglichen Normie-
rung einer Pfl ichtaufgabe wurde prominent diskutiert 
(Diemert, 2022; DST, 2024; Scheller & Raff er, 2022). Von 
kommunaler Seite wurde diesen Forderungen entge-
gengehalten, dass Landkreise, Städte und Gemeinden 
oft schon aus intrinsischer Motivation und der Selbst-
verpfl ichtung auf nachhaltige Investitionsstrategien und 
Baustandards ihren Beitrag zur Erreichung der völker-
rechtlich verbindlichen Ziele des Pariser Klimaabkom-
mens leisten würden.

Unabhängig davon fi nden sich aber in diversen Fachge-
setzen der Länder kommunale Pfl ichtaufgaben, die einen 
expliziten oder impliziten Klimaschutz- bzw. Klimaanpas-
sungsbeitrag leisten sollen und deshalb durch einen kon-
nexitären Lastenausgleich mit fi nanziellen Ressourcen 
für die Kommunen hinterlegt sind. Beispielhaft lässt sich 
hier auf das Klimaanpassungsgesetz Nordrhein-Westfa-
len (KlAnG NRW), § 18 des Niedersächsischen Gesetzes 
zur Förderung des Klimaschutzes und zur Minderung der 
Folgen des Klimawandels (NKlimaG) oder entsprechende 
Bestimmungen zur verpfl ichtenden Wärmeplanung u.  a. 
in den Energiewende- bzw. Klimaschutzgesetzen der 
Länder Schleswig-Holstein, Hessen, Bayern, Berlin und 
Baden-Württemberg verweisen.
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Vor Ort zeigt sich, dass die Kommunen bottom-up den 
Handlungszwängen, die mit Blick auf diese Aufgabe al-
leine schon aufgrund einer steigenden Zahl an Extrem-
wetterereignissen zunehmen, mit eigenen Governance-
strukturen und Maßnahmen begegnen. So verfügen viele 
Kommunen inzwischen – neben den Umweltdezernaten 
– über eigene Klimaschutzmanager:innen, die entspre-
chende Maßnahmen fachämterübergreifend organisie-
ren. Eine Kommunalbefragung aus dem Jahr 2025 zeigt 
zudem, dass auch  Klimaneutralitätsziele, Klimaschutz-
konzepte sowie eine entsprechende CO2-Bilanzierung 
insbesondere unter großen Kommunen mittlerweile kei-
ne Seltenheit mehr sind (Overath & Rösler, 2025). Die 
Maßnahmen, die dabei im Bereich Klimaschutz in den 
Kommunen umgesetzt werden, reichen von der Nutzung 
und dem Ausbau erneuerbarer Energien sowie der Ener-
gieeinsparung in den kommunalen Liegenschaften über 
Maßnahmen der Öff entlichkeits- und Bildungsarbeit bis 
hin zur klimafreundlichen Beschaff ung sowie dem Ausbau 
der Fernwärme und der Kraft-Wärme-Koppelung.

Kommunaler Klimaschutz aus fi skalföderaler 

Perspektive

Wenn die Kommunen ihren Beitrag zur Erreichung der 
Ziele des Pariser Klimaschutzabkommens leisten sollen, 
stehen sie vor enormen Investitionsbedarfen. Im Jahr 
2023 haben wir auf Basis von Befragungsdaten berech-
net, dass die deutschen Kommunen mit mehr als 2.000 
Einwohner:innen in ihrer mittelfristigen Finanzplanung für 
die Jahre 2022 bis 2026 mit eindeutig klimabezogenen In-
vestitionen in Höhe von rund 2,5 Mrd. € jährlich geplant 
haben (Brand et al., 2023). Angesichts der notwendigen 
Investitionsvolumina dürften diese Planwerte unzurei-
chend sein. Heilmann et al. (2024) gehen z. B. davon aus, 
dass für die Erreichung breit akzeptierter Ziele in den Be-
reichen Dekarbonisierung und Klimaanpassung bei den 
Kommunen allein bis zum Jahr 2030 Investitionen in Höhe 
von insgesamt 68 Mrd. € nötig sein werden. Diese Lücke 
zwischen tatsächlichen und notwendigen Investitionen 
dürfte sich unter den gegebenen Bedingungen kaum 
schließen lassen. Dies gilt umso mehr, nachdem sich seit 
2023 die Finanz- und Haushaltslage der Kommunen fl ä-
chendeckend massiv anspannt.

Da frei verfügbare Eigenmittel vor Ort zunehmend fehlen, 
rücken die föderalen Zuweisungssysteme ins Blickfeld. 
Der kommunale Finanzausgleich (KFA) als klassisches 
Instrument der Flächenländer bietet dafür allerdings re-
lativ wenig Spielraum. Klimaschutz als dynamisch wach-
sende Ausgabenverpfl ichtung der Kommunen passt 
aufgrund des heterogenen Aktivitätsniveaus sowie des 
Querschnittscharakters und der in die Zukunft gerich-
teten Wirkungsorientierung der Aufgabe nur bedingt zur 

KFA-Logik, die auf klaren, ex-post gemessenen Vertei-
lungswirkungen sowie entsprechenden Indikatoren fußt 
(Döring et al., 2024). Zwar fi nden sich vereinzelt Beispiele 
in den kommunalen Finanzausgleichen in Thüringen und 
Nordrhein-Westfalen.2 Der Schwerpunkt der kommunalen 
Klimafi nanzierung liegt aber seit jeher auf Zuweisungen 
außerhalb des kommunalen Finanzausgleichs – meist im 
Rahmen entsprechender Förderprogramme.

Ein zentrales Finanzierungsinstrument in Deutschland ist 
der Klima- und Transformationsfonds (KTF) (Knopf, 2024). 
Unter dem Dach dieses Sondervermögens wird eine Viel-
zahl verschiedener Teilbudgets zugunsten von Unterneh-
men, privaten Haushalten, aber auch Kommunen verwal-
tet. Gemäß KTF-Wirtschaftsplan 2026 sind im laufenden 
Jahr Ausgaben in Höhe von 34,8 Mrd. € veranschlagt 
(Bundeshaushaltsplan 2026, Einzelplan 60, Anlage 3). 
Auch wenn das Sondervermögen wegen schleppendem 
Mittelabruf oder bisweilen themenfremden Förderpro-
grammen regelmäßig in der Kritik steht (Schmid, 2025), 
fi ndet sich darin eine ganze Reihe von Titeln, die für Kom-
munen relevant sind. Zentral sind das „Aktionsprogramm 
Natürlicher Klimaschutz (ANK)“ und die KTF-Programm-
familie „Nationale Klimaschutzinitiative (NKI)“ mit der 
Richtlinie zur Bundesförderung kommunaler Klimaschutz 
(Kommunalrichtlinie). Allein über die NKI wurden im Jahr 
2024 insgesamt 271 Mio. € an Fördermitteln verausgabt; 
für 2026 wird mit über 402 Mio. € geplant. Betrachtet 
man die Fördermittel, die über alle NKI-Programme pro 
Einwohner zwischen 2014 und 2024 an Kommunen aus-
gezahlt worden sind, so zeigt sich eine heterogene regi-
onale Verteilung (Abbildung 2). Dass off enkundig in Ost-
deutschland weniger NKI-Fördermittel für den kommuna-
len Klimaschutz ankommen als im Rest der Republik, ist 
auff ällig, aber ein Thema, das an anderer Stelle diskutiert 
werden muss.

Neben dem KTF soll auch das „Sondervermögen Infra-
struktur und Klimaneutralität (SVIK)“ einen Beitrag zum 
Klimaschutz leisten. Über das SVIK und seine Relevanz 
für Kommunen ist zuletzt viel geschrieben worden (sie-
he z. B. Blesse & Hesse, 2026; Borghorst-Dilangu et al., 
2026). Unzureichend wurde dabei allerdings die Frage 
berücksichtigt, inwieweit die rund 60 Mrd. €, die die Län-
der an die Kommunen weitergeben, an Klimaziele gekop-
pelt sind. In § 2 des SVIK-Errichtungsgesetzes heißt es, 
dass mit den Mitteln Investitionen in die Infrastruktur und 
zur Erreichung der Klimaneutralität bis zum Jahr 2045 fi -
nanziert werden. Dazu dienen jedoch in erster Linie die 
100 Mrd. €, die dem KTF zugeführt werden (§4).

2 Sonderlastenausgleich Klimaschutz und Klimaanpassungsmaßnah-
men im KFA Thüringen (§22 ThürFAG); Klima- und Forstpauschalte im 
KFA Nordrhein-Westfalen.
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Das Gesetz zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitio-
nen von Ländern und Kommunen (LuKIFG), mit dem die 
Verteilung von weiteren 100 Mrd. € geregelt wurde, ist in 
Sachen Klimaschutz deutlich zurückhaltender. Primäre 
Ziele sind die Behebung von Defi ziten in der Infrastruk-
tur, also der Abbau von Investitionsrückständen, und die 
Schaff ung von Wirtschaftswachstum. Der Klimaschutz 
wird eher indirekt über die Festlegung auf Förderbereiche 
adressiert, wie etwa den Bereich der Energie- und Wär-
meinfrastruktur. Insofern ist Feld und Wester (2026) darin 
zuzustimmen, dass es im Sondervermögen an eff ektiven 
Regelungen fehlt, um den Beitrag der geförderten kom-
munalen Maßnahmen zum Klimaneutralitätsziel zu si-
chern. Bei der Analyse der einzelnen Landesprogramme 
stellt sich dieser Befund allerdings diff erenzierter dar.

So formuliert beispielsweise die Verwaltungsvorschrift in 
Baden-Württemberg die Berücksichtigung von Nachhal-
tigkeitsaspekten als Zuwendungsvoraussetzung. Genannt 

wird etwa das Klimaschutz-Ziel der Deutschen Nachhal-
tigkeitsstrategie (VwVLuKIFG BW, Abschnitt 5.4). Das 
rheinland-pfälzische Landesgesetz sieht vor, dass kreis-
freie Städte sowie Landkreise in Abstimmung mit ihren 
kreisangehörigen Gemeinden und Städten regionale Um-
setzungskonzepte erstellen müssen, in denen es ebenfalls 
die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie zu berücksichtigen 
gilt (§27 des Landesgesetzes für die Errichtung eines Son-
dervermögens, „Rheinland-Pfalz-Plan für Bildung, Klima 
und Infrastruktur“). Im äquivalenten „Sachsenfonds-Ge-
setz“ heißt es, dass vorrangig Maßnahmen berücksichtigt 
werden, die nachhaltig zur Krisenfestigkeit der Infrastruk-
tur beitragen (§2 SaFoG). Ein Passus, der auf das Thema 
Klimaanpassung verweist. Das Saarland hat sich für eine 
landesrechtliche Förderlinie entschieden, die auf die Sen-
sibilisierung der Kommunen für eine Verausgabung der 
Mittel für besonders relevante Transformationsbereiche 
setzt (MFW, 2026). Zur Wahrheit gehört aber auch: Die 
Mehrheit der Bundesländer verzichtet in der Umsetzung 
des Sondervermögens auf allzu explizite Klimaschutzvor-
gaben gegenüber ihren Kommunen.3

Darüber hinaus existieren auf Ebene der Länder zahlrei-
che eigenständige Programme zur Förderung des kom-
munalen Klimaschutzes. Dabei ist die vorhandene Fülle 
schwer zu überblicken. Herausgehobene Beispiele sind 
etwa das rheinland-pfälzische Kommunale Investitions-
programm Klimaschutz und Innovation (KIPKI), in dem mit 
innovativen Förderpauschalen gearbeitet wird, das Kom-
munale Energie- und Klimabudget (KomEKG) in Sachsen 
oder auch das Niedersächsische Klimagesetz (NKlimaG), 
mit dem der kommunale Klimaschutz zumindest teilweise 
zu einer Pfl ichtaufgabe erklärt wurde (Scheller & Raff er, 
2026). Für die Förderung des kommunalen Klimaschutzes 
gilt dabei aber letztlich dasselbe wie für die Kommunal-
förderung insgesamt: Die hohe Komplexität bestehender 
Förderprogrammlandschaften und eine heterogene Aus-
gestaltung von Programmen macht insbesondere kleinen 
und fi nanzschwachen Kommunen das Leben schwer (sie-
he auch Raff er et al., 2025). Denn vor Ort fehlt es oft an 
ausreichend geschultem Personal, um die administrativ 
aufwendigen Programme wahrzunehmen.

Fazit

In unserem Beitrag haben wir gezeigt, dass eine wach-
sende Zahl an Kommunen zwar im Bereich Klimaschutz 
aktiv ist, eine generelle Pfl icht aber nicht besteht. Klima-
schutzgesetze ermuntern sie im besten Fall. Zuweisun-
gen im Rahmen von Förderprogrammen können, müssen 
jedoch nicht in Anspruch genommen werden. Insofern 
wird über das „Ob“ und das „Wie“ des kommunalen Kli-

3 Siehe hierzu die Länderberichte zur Umsetzung des LuKIFG.

Abbildung 2
Regionale Verteilung der ausgezahlten NKI-

Fördermittel (2014 bis 2024)

Dargestellt sind Fördermittel in Euro pro Einwohner auf Kreisebene.

Quelle: Förderportal Bund, eigene Darstellung.
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maschutzes heute weitgehend vor Ort entschieden und 
hängt damit stark von der lokalen Haushaltslage, der kli-
matischen Betroff enheit und den Präferenzen der lokalen 
Bürgerschaft ab. Aufgrund des meritorischen Charakters 
der Aufgabe ist daher das Risiko groß, dass ihr aus ge-
samtgesellschaftlicher Sicht nicht ausreichend Rechnung 
getragen wird.

Dieses Risiko wird dadurch noch verstärkt, dass in Ab-
wesenheit einer klaren rechtlichen Einbindung hierzulan-
de eine Art regulatorischer Mikromanagement-Ansatz die 
Regel ist. Kommunen sind mit kleinteiligen Förderpro-
grammen konfrontiert, wodurch Überforderung droht – 
insbesondere, wenn es im Rathaus an den notwendigen 
Kapazitäten fehlt. Aus diesem Grund plädieren wir für ei-
ne möglichst einfache Fördersystematik, die einheitliche 
Verfahren, digitale Administration, Pauschalen und redu-
zierte Nachweisprüfung miteinander verbindet.
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Abstract: Although municipalities are key actors in the transformation process and perform numerous climate-related tasks, there is 
no general legal obligation for municipal climate action. Instead, municipal practice is shaped by a multitude of individual laws, funding 
programmes, and local initiatives. At the same time, municipalities face considerable fi nancial challenges due to high investment needs 
and strained local budgets. The analysis shows that the existing diversity of regulations and funding instruments leads to ineffi  ciencies. 
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Sparen auf dem Land: Die Folgen der 
Austeritätspolitik für kleine Kommunen
Die kommunale Finanzkrise hat sich in Deutschland in den vergangenen Jahren erheblich 
verschärft und betriff t inzwischen längst nicht mehr nur vom Strukturwandel betroff ene 
Großstädte, sondern zunehmend auch kleine Kommunen in ländlichen Räumen. Dabei 
zeigen sich in Kleinstädten und Gemeinden spezifi sche Konsolidierungsstrategien, die 
vor allem auf Steuer- und Gebührenerhöhungen sowie den Abbau öff entlicher Leistungen 
abzielen. Besonders stark betroff en sind freiwillige soziale, kulturelle und infrastrukturelle 
Angebote. Kommunale Austerität wirkt damit nicht nur materiell, sondern prägt auch lokale 
Wahrnehmungen von politischer Vernachlässigung und ungleichen Lebensverhältnissen. Die 
anhaltende strukturelle Unterfi nanzierung vieler Kommunen gefährdet die gesellschaftliche 
und politische Stabilität ländlicher Räume und macht Reformen hin zu einer räumlich 
gerechten Kommunalfi nanzierung dringend notwendig. Leitlinie hierbei sollte sein, dass die 
fi nanzschwächsten Gemeinden und Städte am stärksten profi tieren.
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Die angespannte Finanzlage der Kommunen in Deutschland 
hat sich in den vergangenen Jahren deutlich verschärft. Erst 
kürzlich wiesen die kommunalen Spitzenverbände gemein-
sam auf die dramatische Finanzlage der Kommunen hin: 
Angesichts eines kommunalen Rekorddefi zits von mehr als 
30 Mrd. € im Jahr 2025 gerieten die Städte, Landkreise und 
Gemeinden „immer näher an die Grenze ihrer Handlungs-
fähigkeit“ (Deutscher Städte- und Gemeindebund, 2026). 
Auch der Wirtschaftsweise Achim Truger spricht zusam-
men mit der Bundestagsabgeordneten Karoline Otte von 
der „schwersten Finanzkrise in Städten und Gemeinden“ in 
der Geschichte der Bundesrepublik (Truger & Otte, 2026). 
Aufgrund der besonderen Dynamik dieser Krise sind auch 
die vormals fi nanzstarken Kommunen in Süddeutschland 
von Haushaltsproblemen betroff en, die mittlerweile nahezu 
fl ächendeckend in Deutschland auftreten.

Doch auch während der 2010er Jahre, in denen die Kom-
munen zwar insgesamt Überschüsse verzeichnen konn-
ten, gab es zahlreiche Städte und Gemeinden, die von 
Überschuldung und Haushaltsdefi ziten geplagt waren 
und deren Situation sich insbesondere im Zuge der glo-
balen Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2007 nochmals 
verschärft hatte. Viele Bundesländer hatten auf diese fi s-

kalische Krise mit zusätzlichen Hilfen für ihre jeweiligen 
Kommunen reagiert – im Gegenzug mussten die Empfän-
gerkommunen ihre Haushalte mittels eigener Sparmaß-
nahmen konsolidieren, die zumeist in Konsolidierungs-
verträgen oder Haushaltssicherungskonzepten festgehal-
ten wurden (Boettcher et al., 2018; Kallert & Dudek, 2024). 

Diese Form konditional ausgestalteter Hilfsprogramme be-
greifen wir im Anschluss an Diskussionen rund um die euro-
päische Staatsschuldenkrise als kommunale Austeritätspoli-
tik (Kallert & Dudek, 2025; Streeck, 2015). Während sich die 
bestehende Forschung zu kommunaler Austerität in der Re-
gel auf urbane Räume konzentriert (Peck, 2015), fokussieren 
wir uns auf kleine Kommunen in ländlichen Räumen, die bis-
lang kaum explizit Gegenstand wissenschaftlicher Studien 
waren. Zabler (2021, S. 48) stellt entsprechend eine „nicht zu 
vernachlässigende Lücke“ und „vielleicht größte Schwäche 
der bisherigen Empirie“ fest, da besonders die sehr kleinen 
Gemeinden nicht den üblichen Mustern folgen würden.
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Tabelle 1
Prozentualer Anteil der Eigenbeiträge aus den Konsolidierungsmaßnahmen nach Maßnahmentyp für 

Kommunen unter 50.000 Einwohner:innen

Quelle: Konsolidierungsverträge der fünf Bundesländer, eigene Erhebung (Kallert & Dudek, 2024, S. 190).

Bayern Hessen NRW Rheinland-Pfalz Saarland

Erhöhung Grundsteuern 10,6% 20,9% 36,9% 30,3% 15,1%

Erhöhung Gewerbesteuer 10,6% 15,3% 17,0% 11,2% 9,7%

Optimierung von Gebühren, Beiträgen, Verträgen und Satzungen 23,8% 14,0% 6,3% 8,9% 10,3%

Reorganisation und Optimierung 15,9% 8,6% 6,2% 7,4% 9,6%

Abbau von Standards, Zuschüssen und Leistungen 12,4% 9,7% 8,8% 2,7% 15,2%

Abbau von Flächen, Standorten und Einrichtungen 9,9% 1,4% 4,2% 22,2% 2,5%

Zinsersparnis 6,9% 5,2% 6,2% 0,1% n.a.

Erträge aus Erneuerbaren Energien 0,5% 2,6% 0,0% 1,2% 4,2%

Beiträge von Beteiligungen, Konzessionen 0,1% 2,2% 4,8% 1,1% 4,8%

Stellenabbau 6,6% 3,9% 7,3% 6,6% 28,5%

sonstige Maßnahmen 2,8% 16,2% 2,4% 8,4% 0,1% 

Kommunale Austerität in ländlichen Räumen

Die folgenden Ausführungen basieren auf einem For-
schungsprojekt zur Wirkungsweise der angeführten Hilfs-
programme in ländlichen Räumen.1 Grundlage ist zum 
einen die Auswertung der Konsolidierungsverträge von 
rund 1.050 Kommunen unter 50.000 Einwohner:innen, die 
in den Bundesländern Bayern, Hessen, Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz und Saarland an Schuldenhilfs-
programmen teilnehmen bzw. teilgenommen haben. Zum 
anderen führten wir knapp 60 Interviews mit Akteuren der 
Kommunalpolitik, der Kommunalverwaltung, der Zivilge-
sellschaft und dem Gewerbe zu den Folgen und den Stra-
tegien im Umgang mit kommunalen Sparzwängen.

Die Auswertung der Konsolidierungsverträge von Kom-
munen unter 50.000 Einwohner:innen hinsichtlich der 
kommunalen Eigenbeiträge nach Maßnahmentyp (Tabelle 
1) zeigt, dass vor allem Erhöhungen der Realsteuerhebe-
sätze zur Sanierung der Haushalte beitragen: Mehrerträge 
aus Grund- und Gewerbesteuer machen zwischen 21 % 
in Bayern und 54 % in Nordrhein-Westfalen aus. Auff ällig 
ist, dass die Grundsteuern – bis auf in Bayern – deutlich 
stärker als Konsolidierungsstrategie herangezogen wer-
den, obwohl die Gewerbesteuer grundsätzlich über alle 
Gemeindegrößenklassen hinweg aufkommensstärker ist 
(Beznoska et al., 2026). Dies kann einerseits daran liegen, 

1 Das Projekt „Die Ausgestaltung von Schuldenhilfen für fi nanzschwa-
che, kleine Kommunen in Deutschland“ (2022-2026) wurde von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert (Projektnum-
mer: 507273414). Weitere Informationen zum Forschungsprojekt fi n-
den sich unter: https://www.ku.de/konsolidierungsatlas.

dass vor einer (stärkeren) Erhöhung der Gewerbesteuer-
hebesätze zurückgeschreckt wird, um im interkommuna-
len Steuerwettbewerb nicht weitere Nachteile und die Ab-
wanderung von Unternehmen zu riskieren. Andererseits 
fehlt in den fi nanzschwachen kleinen Kommunen oftmals 
schlichtweg die ökonomische Grundlage für relevante Er-
tragssteigerungen über die Gewerbesteuer, sodass Kon-
solidierungsmaßnahmen vor allem über höhere Hebesät-
ze der Grundsteuer B umgesetzt werden.

Diese spezifi sch ländliche Konsolidierungsstrategie wird be-
sonders im Vergleich mit Zahlen zum Stärkungspakt Stadt-
fi nanzen deutlich: Laut Frankenberg et al. (2023, S. 289) liegt 
der Anteil der Grundsteuererhöhung aller Stärkungspakt-
Kommunen an der kommunalen Gesamtkonsolidierung bei 
24,3 %, während unsere Teilauswertung der 35 nordrhein-
westfälischen Kommunen im Stärkungspakt mit weniger 
als 50.000 Einwohner:innen den Anteil auf 36,9 % bemisst. 
Grundsätzlich ist zudem zu berücksichtigen, dass kleinere 
Gemeinden stärker als (Groß-)Städte von Gemeinschafts-
steuern wie vor allem der Einkommensteuer abhängen, auf 
deren Ertrag sie jedoch keinen direkten Einfl uss haben (Sta-
tistisches Bundesamt, 2022, S. 15). Auf der Einnahmensei-
te schlagen darüber hinaus vor allem Erhöhungen von Ge-
bühren und Beiträgen zu Buche. Hier stechen insbesondere 
die bayerischen Kommunen heraus, die darüber nahezu ein 
Viertel der Eigenbeiträge generieren. Neben höheren (Ab-)
Wasser- und Friedhofsgebühren oder Kostensätzen für 
Bauhofl eistungen fallen hier auch Beitragserhöhungen für 
Kitas deutlich ins Gewicht: Eine Kommune erhöht beispiels-
weise die Elternbeiträge für den Kindergarten um 50 %, für 
die „Kitagruppe sogar um bis zu 78 %“ (A. in Oberpfalz, 
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Haushaltskonsolidierungskonzept 2023, S. 15).2 Aufgrund 
sinkender Einwohnerzahlen werden andernorts in fast allen 
Einrichtungen die „Gebühren zum Teil drastisch erhöht“ (H. 
in Oberpfalz, Haushaltskonsolidierungskonzept 2015, S. 2).

Die Bewohner:innen werden demnach fi nanziell stark 
belastet – bei zugleich sinkenden Leistungen der Kom-
munen. Denn der Abbau von Standards, Leistungen und 
Zuschüssen trägt mit bis zu 15 % ebenfalls stark zur 
Konsolidierung bei. Diese Maßnahmen umfassen insbe-
sondere gekürzte Zuschüsse an Sport-, kulturelle und 
soziale Vereine, Abbau von Jugend- und Seniorenar-
beit, Reduzierung der Ausstattung für Kitas, Büchereien, 
Feuerwehr oder Schulen, verringerter Winterdienst und 
Straßenunterhalt oder auch die (verlängerte) Nachtab-
schaltung der Straßenbeleuchtung. Unter den Abbau von 
Flächen, Standorten und Einrichtungen, der bis zu 22,2 % 
des Konsolidierungsumfangs ausmacht, fallen neben 
Schließungen von Einrichtungen und Standorten (z. B. 
Schwimmbad, Bücherei oder Standesamt) insbesondere 
auch der Verkauf von Bauplätzen – es handelt sich also 
um Einmaleff ekte der Haushaltskonsolidierung.

Eine weitere ausgabenseitige Konsolidierungsmaßnahme 
betriff t den Stellenabbau: Zwischen 3,9 % in Hessen und 
28,5 % im Saarland trägt der Abbau kommunalen Perso-
nals zur Konsolidierung bei. Zu berücksichtigen ist, dass 
die teils sehr kleinen Kommunen zumeist nur über sehr 
wenig hauptamtlich Beschäftigte und somit in diesem Be-
reich über kaum Einsparpotenzial verfügen. Häufi g fi ndet 
der Stellenabbau in den kommunalen Bauhöfen statt, die 
in den Dörfern und Kleinstädten nicht nur für Instandhal-
tung, Straßenpfl ege, Winterdienst, Hausmeistertätigkei-
ten oder Ähnlichem zuständig sind, sondern auch vielfach 
Unterstützungsleistungen für Vereine und kulturelle Feste 
erbringen – wodurch vor allem die ehrenamtlich Tätigen 
die Kürzungspolitik in ihrem Engagement erfahren.

Dies zeigt sich auch in unseren Gesprächen vor Ort: Es 
sind gerade die Engagierten in den kleinen Orten, die in 
ihrem Alltag mit den klammen Kassen ihrer Kommunen 
konfrontiert werden, während sie die Lücken füllen, die 
die Austeritätspolitik hinterlässt. So schildert eine Aktive 
eines Freibadfördervereins: „Irgendeiner beißt halt immer 
in den sauren Apfel und lässt sein privates Leben dann 
liegen.“ Die Gemeinschaft wird dem „Community-Kapita-
lismus“ (van Dyk & Haubner, 2021) folgend anstelle des 
sich im Rückzug befi ndlichen lokalen (Sozial-)Staats als 
Ressource aktiviert (Steinführer, 2015). Auch wenn die in-

2 Sämtliche Kommunen wie auch Gesprächspartner:innen werden aus 
Gründen der Vertraulichkeit nicht namentlich genannt. Die anonymi-
sierten Interview-Manuskripte stehen auf Anfrage zur Verfügung (Kal-
lert, 2026).

trinsische Motivation und die Selbstverständlichkeit der 
Ehrenamtsarbeit von den Gesprächspartner:innen betont 
werden, ist die Frustration unter den Engagierten hoch. 
Gerade sie sind mit ständigen Absagen für Unterstützung 
konfrontiert: „Es heißt also immer wieder, wir [die Kom-
mune] haben nichts und wir geben nichts“, kritisiert eine 
kulturell Engagierte. Gerade „von uns Vereinen – wir ma-
chen die freiwillige Arbeit – wird es genommen. […] Da 
ärgern sich die Vereine drüber“, so die Leiterin eines Hei-
matmuseums. Solche Erfahrungen nähren den Eindruck 
struktureller Missachtung und wirken sich negativ auf das 
lokale Gemeinschaftsgefühl aus.

Insgesamt wird deutlich, dass die Erhöhung von Gebüh-
ren, Beiträgen und Steuern sowie die Kürzungen in vielen 
Bereichen infolge der konditionalen Ausgestaltung der 
Finanzhilfen zulasten der Menschen in den Dörfern und 
Kleinstädten gehen. Eine Kommunalpolitikerin beschreibt 
diese strenge Konditionalität mit drastischen Worten: 
„Man kann sich auch zu Tode sparen. Und das wird durch 
die Stabilisierungshilfe [das Schuldenhilfsprogramm in 
Bayern] eindeutig unterstützt.“ Die räumlich ungleiche 
kommunale Finanzsituation übersetzt sich damit auch 
in ungleichwertige Lebensverhältnisse. Während fi nanz-
stärkere Kommunen die lokale Infrastruktur und soziale 
Angebote aufrechterhalten können, gelingt dies fi nanz-
schwachen Städten und Gemeinden – zumal, wenn sie 
unter Konsolidierungsdruck stehen – immer weniger.

Austerität als soziale und politische Erfahrung

Kommunale Austerität geht aber über die materielle Di-
mension hinaus. Die Konsolidierung prägt zugleich die 
sozialen und politischen Erfahrungsräume ländlicher 
Kommunen und ihrer Bewohner:innen. Der Rückbau öf-
fentlicher Infrastruktur, die zunehmende Belastung ehren-
amtlich getragener Versorgungsstrukturen und die emp-
fundene politische Missachtung durch Land und Bund 
erzeugen kollektive Verletzungserfahrungen (Großmann 
et al., 2026) von wiederkehrender Marginalisierung und 
fehlender Anerkennung. Austerität verschlechtert somit 
nicht nur materielle Lebensbedingungen und trägt zu un-
gleicher Entwicklung bei, sondern wirkt auch negativ auf 
die Gefühls- und Stimmungsmuster vor Ort.

Aktuelle sozialwissenschaftliche Forschungsarbeiten 
diskutieren dabei auch, inwiefern solche auf räumli-
chen Ungleichheiten basierenden Emotionen zum Er-
folg rechtspopulistischer und antidemokratischer Par-
teien beitragen. Betont wird etwa, dass es besonders 
Rechtspopulist:innen gelingt, die lokalen Problemlagen 
unter anderem aufgrund der Austeritätspolitik aufzugrei-
fen, in übergeordnete Narrative auf Bundesebene wie 
Gender, Migration oder Energie zu integrieren und so die 
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materielle und symbolische Unzufriedenheit für ihre poli-
tische Agenda zu nutzen (Domann & Nuissl, 2022; Lizotte, 
2019). Deppisch und Klärner (2025) weisen jedoch darauf 
hin, dass die AfD nicht per se in peripherisierten ländli-
chen Räumen erfolgreich ist, sondern die Verfl echtung 
von Unzufriedenheit über infrastrukturelle Mängel mit ei-
nem Mitte-rechten lokalen politischen Klima den AfD-Er-
folg erklärt. Als „revenge of the places that don’t matter” 
(Rodríguez-Pose, 2018) oder auch als „Rache der Dörfer” 
(Förtner et al., 2021) wird die überdurchschnittliche Wahl 
rechtspopulistischer und -extremer Parteien in struktur-
schwachen ländlichen Räumen verhandelt.

Vor diesem Hintergrund sind auch politische Maßnahmen 
zur Verringerung regionaler Disparitäten zu verorten. Als eine 
solche Reaktion kann die 2018 von der Bundesregierung ein-
gesetzte Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
gelesen werden. Das Gremium erarbeitete unter Beteiligung 
von Bund, Ländern und Kommunen Maßnahmen zur Da-
seinsvorsorge, Strukturstärkung und zur Reduzierung regio-
naler Disparitäten und nahm sich damit dem im Grundgesetz 
verankerten Postulat gleichwertiger Lebensverhältnisse im 
Bundesgebiet an. Jedoch hat der Verfassungsgrundsatz kei-
ne unmittelbare Bindungswirkung und wird aufgrund seiner 
Unbestimmtheit auch als „verfassungsrechtlich stumpfe[s] 
Schwert“ (Kersten et al., 2019, S. 7) bezeichnet. Noch deut-
licher wird die Kritik bei Großmann (2024, S. 40): Ihr zufolge 
dreht sich die Debatte um die Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse um die falschen Fragen: „Während rhetorisch 
eine „Angleichung“ oder ein „Ausgleich“ gesucht wird, geht 
es faktisch nur um Mindeststandards. Es geht auch nicht 
um Rechte der peripherisierten Standorte auf Chancen und 
Ressourcen, sondern lediglich um Hilfe aus dem Zentrum für 
die (bedürftige) Peripherie in Form von Förderung und Zu-
schüssen.“ Dieses Machtgefälle trägt entscheidend dazu 
bei, dass die peripheren Räume in die Rolle des Bittstellers 
geraten. Die zunehmende Abhängigkeit von zweckgebun-
denen Fördermitteln, die die Kommunen zwar beantragen 
können, aber auf die sie keinen Rechtsanspruch haben, 
verstärkt diesen Umstand nochmals. Die administrativen 
Belastungen durch den „Förderdickicht“ umfassen etwa An-
trags-, Nachweis-, Berichts- und Prüfprozesse. Diese Aufga-
ben binden enorme personelle Ressourcen und führen vor 
allem in kleinen fi nanz- und strukturschwachen Kommunen 
zu Überforderung und Frust (Belina et al., 2026; Scheller & 
Raff er, 2026). Viele Akteure schilderten uns die hohe Abhän-
gigkeit von Fördermitteln mitsamt kleinteiliger Begleitung 
und Überprüfung auch als Ausdruck mangelnden Vertrauens 
in die Kommunen und deren Selbstverwaltung: Den Kommu-
nen solle man „mehr vertrauen oder mehr zutrauen, dass vor 
Ort, so wie der Grundgedanke ist, auch viel geregelt werden 
kann. Dass man nicht alles bis ins letzte Detail durchgeregelt 
haben muss und uns hier das Leben schwer macht“, so der 
Bürgermeister einer kleinen hessischen Kommune.

Dem entgegen steht neben Pfadabhängigkeiten auch ein 
institutionelles Interesse an sich selbst: Mittlerweile hat 
sich eine verfestigte Struktur rund um Förderprogram-
me herausgebildet, die aus Förderberatungsagenturen, 
spezialisierten Ingenieurbüros, Förderlots:innen, Pro-
jektträgern, Prüfer:innen und Fördermittelabteilungen auf 
kommunaler und ministerieller Seite besteht. Durch den 
hohen Personaleinsatz in all diesen Bereichen entste-
hen nicht nur sehr hohe Kosten, die für den eigentlichen 
Zweck, der Förderung, nicht mehr zur Verfügung stehen. 
Aus diesen Gründen gibt es von verschiedener Seite Op-
position gegen Reformversuche, die dieses Fördermittel-
system vereinfachen und entschlacken wollen.

Wege aus der strukturellen Unterfi nanzierung

Die kommunale Handlungsfähigkeit ist daher insbesondere 
in peripheren Räumen seit langem stark eingeschränkt. Um 
der daraus resultierenden regionalen Verbitterung begeg-
nen zu können, braucht es allerdings mehr als (weitere) Al-
mosen an strukturschwache Kommunen. Südekum (2024) 
bezeichnet etwa eine proaktive Regionalpolitik als Schlüs-
sel, um „abgehängte“ Regionen zu fördern. Des Weiteren 
muss die strukturelle Unterfi nanzierung der Kommunen 
beendet werden. Einerseits stehen den Kommunen grund-
sätzlich zu wenig Mittel für ihre umfangreichen Aufgaben 
und der Gestaltung eines attraktiven Nahraums zur Verfü-
gung. Andererseits sind die unzureichenden Mittel ungleich 
verteilt und stark erfolgsabhängig, sodass die struktur-
schwachen Kommunen am Ende auch zwangsläufi g knapp 
bei Kasse sind. Politische Initiativen wie jüngst VERGNÜGT 
„Vermögens- und Erbschaftsteuer retten Gemeinden in 
Not über gerechte Talerabgabe!“ erzielten innerhalb kurzer 
Zeit mehr als 100.000 Unterschriften, um den gebeutelten 
Kommunen fi nanziell zu helfen. Auch die „Nordhalbener 
Erklärung für starke Kommunen“ (2026), eine Initiative von 
Wissenschaft und kommunaler Praxis, plädiert in einem 
Forderungskatalog für eine verlässliche und ausreichende 
Grundfi nanzierung der Städte und Gemeinden. Als starken 
fi skalischen Hebel benennt auch die „Nordhalbener Erklä-
rung“ die Wiedererhebung der Vermögensteuer zugunsten 
der Kommunen – ein Instrument, das soziale und räumliche 
Gerechtigkeit unmittelbar miteinander verbindet. Darüber 
hinaus fordert die Erklärung ein Überdenken der vielfach 
als dysfunktional beschriebenen Projekt-Förderlogik, die 
Stärkung der kommunalen Teilhabe an Erträgen aus erneu-
erbaren Energien sowie höhere kommunale Anteile an der 
Einkommen- und Umsatzsteuer, um auch strukturschwa-
chen Kommunen in ländlichen Räumen tatsächlichen Ge-
staltungsspielraum zu ermöglichen.

Diese jüngsten Initiativen zur Reform der Kommunalfi nan-
zen machen einen zentralen Punkt deutlich: Während Bund 
und Länder in den vergangenen Jahren die Kommunen bei 
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der Umsetzung gesetzlicher Vorgaben zunehmend in die 
Pfl icht genommen und zugleich durch Steuersenkungen 
fi nanziell eingeschränkt haben, sind sie nun gefordert, die 
Kommunen durch eine stärkere Beteiligung an Steuerein-
nahmen nachhaltig zu entlasten und zu stärken.

Denn was in den 2010er Jahren noch als Problem weni-
ger fi nanz- und strukturschwacher Kommunen erschien, 
hat sich inzwischen zu einer fl ächendeckenden Realität 
entwickelt. Der Schluss liegt nahe, dass die kommuna-
le Finanzkrise längst ein Bestandteil der gegenwärtigen 
Polykrise ist. Die Frage ihrer politischen Bewältigung ist 
entsprechend von erheblicher Tragweite. In der fi nanzpo-
litischen Debatte wird dabei regelmäßig auf Risiken des 
moral hazard verwiesen (Pettersson-Lidbom, 2010), ins-
besondere im Kontext von Schuldenerleichterungen oder 
einer stärkeren fi nanziellen Entlastung der Kommunen. 
Dem Risiko von Mitnahmeeff ekten und der Belohnung an-
geblich schlechter Haushaltsführung im Falle kommunaler 
Entschuldung steht jedoch eine mindestens genauso gro-
ße Gefahr gegenüber: der zunehmende Substanzverzehr 
öff entlicher Infrastruktur, überlastete zivilgesellschaftliche 
Strukturen und eine wachsende politische Entfremdung. 
Im Zweifel stellen die gewachsenen Strukturen in den 
Kommunen das größere Gut für unsere Gesellschaft dar.

Literatur

Belina, B., Kallert, A., Mießner, M. & Naumann, M. (2026). Tausend Töpfe: 
Zur Kritik von Wettbewerben um Fördermittel. In A. Kallert & S. Dudek 
(Hrsg.), Krisen ländlicher Räume: Ursachen und Folgen von Austeritäts-

politik in Kommunen (S. 119–133). transcript.
Beznoska, M., Hentze, T. & Kauder, B. (2026). Reform der Gewerbesteuer 

– eine ökonomische Perspektive. ifst-Schrift, Nr. 556.
Boettcher, F., Freier, R., Geißler, R. & Niemann, F.-S. (2018). Konsolidie-

rungsprogramme der Länder für fi nanzschwache Kommunen. Wirt-

schaftsdienst, 98(8), 592–599.
Deppisch, L. & Klärner, A. (2025). Discontent in ‘left-behind places’? How 

perception of space and local political climate matter for the success 
of right-wing populism in rural areas of Germany. Regional Studies, 
59(1), 2587811.

Deutscher Städte- und Gemeindebund. (2026, 15. April). Bund und Länder 

müssen Städte, Landkreise und Gemeinden jetzt spürbar fi nanziell stärken.
Domann, V. & Nuissl, H. (2022). Lokale Reartikulationen des Autoritären: 

Für eine skalensensible Analyse neurechter Politik „vor Ort“. Geogra-

phische Zeitschrift, 110(1), 22–40.
Förtner, M., Belina, B. & Naumann, M. (2021). The revenge of the village? 

The geography of right-wing populist electoral success, anti-politics, 
and austerity in Germany. Environment and Planning C: Politics and 

Space, 39(3), 574–596.

Frankenberg, D., Junkernheinrich, M. & Micosatt, G. (2023). Entstehung 
und Abbau struktureller Defi zite: Fiskalische Krisenbewältigung am 
Beispiel des Stärkungspaktes Stadtfi nanzen. In M. Röber, P. Glinka, 
M. Hesse, O. Rottmann & A. Truger (Hrsg.), Öff entliche Finanzen und 

öff entliche Leistungen im Kontext von Fiskalföderalismus, Kommunal-

fi nanzen und Öff entlicher Wirtschaft: Festschrift für Thomas Lenk zum 

65. Geburtstag (Schriften zur öff entlichen Verwaltung und öff entlichen 
Wirtschaft, Band 257, S. 275–299). Berliner Wissenschafts-Verlag.

Großmann, K. (2024). Gefährliche Entpolitisierung. Warum Peripherisie-
rung der extremen Rechten in die Hände spielt. APuZ, 74(33-35), 35–40.

Großmann, K., Hedtke, C. & Kullmann, K. (2026). Austeritätspolitik und 
Peripherisierung als kollektive Verletzungserfahrung: Der Nährboden 
rechter Mobilisierung. In A. Kallert & S. Dudek (Hrsg.), Krisen ländli-

cher Räume: Ursachen und Folgen von Austeritätspolitik in Kommunen 
(S. 221–236). transcript.

Kallert, A. (2026). Interviews for project on austerity in rural areas in Ger-
many. Zenodo.

Kallert, A. & Dudek, S. (2024). Eine vergleichende Auswertung der Konso-
lidierungsstrategien in kleinen Kommunen fünf deutscher Bundeslän-
der. In M. Junkernheinrich, S. Korioth, T. Lenk, A. Ranscht-Ostwald, 
H. Scheller & M. Woisin (Hrsg.), Schriften zur öff entlichen Verwaltung 

und öff entlichen Wirtschaft (Band 262). Jahrbuch für öff entliche Finan-

zen (S. 179–194). Berliner Wissenschafts-Verlag.
Kallert, A. & Dudek, S. (2025). The rural consolidation state. A critical ex-

amination of municipal consolidation strategies in Bavaria (Germany). 
Political Geography, 121(103379).

Kersten, J., Neu, C. & Vogel, B. (2019). Gleichwertige Lebensverhältnisse 
– für eine Politik des Zusammenhalts. APuZ, 69(46), 4–11.

Lizotte, C. (2019). Where are the people? Refocusing political geography 
on populism. Political Geography, 71, 139–141.

Nordhalbener Erklärung. (2026). Für starke Kommunen - auch in struk-
turschwachen, ländlichen Räumen! In A. Kallert & S. Dudek (Hrsg.), 
Krisen ländlicher Räume: Ursachen und Folgen von Austeritätspolitik in 

Kommunen (S. 31–35). transcript.
Peck, J. (2015). Urbane Austerität. Rosa-Luxemburg-Stiftung.
Pettersson-Lidbom, P. (2010). Dynamic Commitment and the Soft Budget 

Constraint: An Empirical Test. American Economic Journal: Economic 

Policy, 2(3), 154–179.
Rodríguez-Pose, A. (2018). The revenge of the places that don’t matter 

(and what to do about it). Cambridge Journal of Regions, Economy and 

Society, 11(1), 189–209.
Scheller, H. & Raff er, C. (2026). Kommunaler Klimaschutz - Ansätze für eine 

effi  ziente, wirkungsorientierte und bürokratiearme Förderung im beste-

henden System. DIFU.
Statistisches Bundesamt. (2022). Realsteuervergleich - Realsteuern, kom-

munale Einkommen- und Umsatzsteuerbeteiligungen (Fachserie 14 
Reihe 10.1).

Steinführer, A. (2015). Bürger in der Verantwortung. Veränderte Akteurs-
rollen in der Bereitstellung ländlicher Daseinsvorsorge. Raumfor-

schung und Raumordnung | Spatial Research and Planning, 73(1), 5–16.
Streeck, W. (2015). The Rise of the European Consolidation State. MPIfG 

Discussion Paper, 15/1.
Südekum, J. (26. August 2024). Rechtspopulismus: Regionalpolitik ist der 

Schlüssel. Frankfurter Allgemeine Zeitung.
Truger, A. & Otte, K. (26. April 2026). Städten und Gemeinden steht das 

Wasser bis zum Hals. Focus+.
van Dyk, S. & Haubner, T. (2021). Community-Kapitalismus. Hamburger 

Edition.
Zabler, S. (2021). Kommunale Schulden in Deutschland: Instrumente zur 

Bekämpfung auf dem Prüfstand einer synthetischen Analyse. Nomos.

Title: Cutbacks in rural areas – Austerity measures in small municipalities and their consequences
Abstract: Germany’s municipal fi scal crisis increasingly aff ects small rural municipalities along-side structurally weak cities. Drawing 
on the analysis of more than 1,000 consolidation agreements and qualitative interviews, this article examines how local austerity poli-
cies are implemented and experienced in rural areas. The fi ndings show that fi scal consolidation relies heavily on tax and fee increases, 
spending cuts, and the retrenchment of local public services. These measures place growing pressure on civic engagement and con-
tribute to perceptions of political neglect and spatial inequality. The article argues that persistent municipal underfunding threatens 
both social cohesion and democratic stability in rural regions.



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
431

Zeitgespräch

©  Der/die Autor:in 2026. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

Wirtschaftsdienst, 2026, 106(6), 431-436

JEL: R50, R51, H70 

DOI: 10.2478/wd-2026-0105

Paula Prenzel, Daniel Schiller

Kommunale Handlungsspielräume für innovative 
Daseinsvorsorge in ländlichen Räumen
Wie kann kommunale Daseinsvorsorge unter den Bedingungen von Finanzdruck, 
demografi schem Wandel, Klimawandel und räumlichen Disparitäten insbesondere in ländlichen 
Räumen zukunftsfähig gestaltet werden? Dieser Beitrag diskutiert Ansätze zur Schaff ung 
von Handlungsspielräumen für innovatives kommunales Handeln bei der Bereitstellung 
von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge. Im Mittelpunkt stehen Kommunen in ländlichen 
Räumen, deren Infrastrukturen unter besonderem Anpassungsdruck stehen und für die sich 
Konzepte aus hochverdichteten Räumen nur begrenzt übertragen lassen. Es zeigt sich, dass 
Kommunen aufgrund ihrer dezentralen Strukturen und der Nähe zu lokalen Bedarfen über 
erhebliche Innovationspotenziale verfügen. Deren Ausschöpfung setzt jedoch geeignete 
Rahmenbedingungen, ausreichende Ressourcen und kooperative Governance-Strukturen voraus.

Prof. Dr. Paula Prenzel ist Professorin für Stadt- 

und Regionalökonomie am Fachbereich Raum- 

und Umweltplanung der Rheinland-Pfälzischen 

Technischen Universität (RPTU) Kaiserslautern-

Landau.

Prof. Dr. Daniel Schiller ist Professor für 

Wirtschafts- und Sozialgeographie am Institut 

für Geographie und Geologie der Universität 

Greifswald.

Kommunen sehen sich vielfältigen Herausforderungen 
ausgesetzt, die Auswirkungen auf die Erfüllung ihrer 
Aufgaben haben. Diese liegen allen voran im Bereich 
von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge. Mit Daseins-
vorsorge ist die Bereitstellung grundlegender Güter 
und Dienstleistungen des Gemeinwesens gemeint, bei-
spielsweise die Versorgung mit Strom, Wasser und Heiz-
energie, Müll- und Abwasserentsorgung, aber auch die 
Gesundheitsversorgung, Bildungs- und Kultureinrich-
tungen oder der öff entliche Nahverkehr (Mause, 2025). 
Die Bereitstellung von Angeboten der Daseinsvorsorge 
erfolgt in Deutschland im Rahmen des Raumordnungs-
gesetzes (§ 2 Abs. 2 ROG) und wird dort auch im Kontext 
einer ausgeglichenen und fl ächendeckend „angemesse-
nen“ Verfügbarkeit behandelt.

Kommunen erfüllen ihre Aufgaben in der Daseinsvorsor-
ge aber nicht im Vakuum, sondern im Kontext verschie-
dener Einfl üsse und Wandlungsprozesse. Anpassungs-
druck auf Infrastrukturen der Daseinsvorsorge ergibt 
sich vor Ort durch räumlich diff erenzierte Wirkungen 
globaler Mega trends und regionale Besonderheiten. 
Herausforderungen und Lösungen sind daher immer an 
den spezifi schen räumlichen Kontext anzupassen – auf 
alle Regionstypen übertragbare Blaupausen werden nur 
begrenzt tragfähig sein.

Von zentraler Bedeutung ist die Finanzierung von Da-
seinsvorsorge, die sowohl für Pfl ichtaufgaben als auch 
freiwillige kommunale Aufgaben anfällt. Die sich stetig 
verschlechternde fi nanzielle Lage der Kommunen (Dö-
ring & Wohltmann, 2025) führt nicht nur zu steigenden 
Defi ziten und zu einer Verschuldung, sondern beschränkt 
auch verfügbare Mittel für Investitionstätigkeiten und 
freiwillige Aufgaben. Zusätzlich wirkt der demografi sche 
Wandel auf die Nachfrage nach Daseinsvorsorge, etwa 
durch Bevölkerungsrückgang, abnehmende Bevölke-
rungsdichte oder Alterung. Durch Mehrbedarfe, Min-
dereinnahmen und Remanenzkosten – also Kosten, die 
aufgrund sprungfi xer Kostenverläufe, etwa bei Infrastruk-
turen, trotz rückläufi ger Nachfrage bestehen bleiben –, 
belasten diese demografi schen Veränderungen die kom-
munalen Haushalte zusätzlich (Frankenberg et al., 2026; 
Lais & Penker, 2012).
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Außerdem müssen Kommunen angesichts des voran-
schreitenden Klimawandels Naturrisiken für ihre Infra-
strukturen mitdenken und ihre Investitionen im Einklang 
mit Nachhaltigkeitszielen gestalten. Auch der technolo-
gische Wandel (z. B. im Kontext der Digitalisierung) und 
veränderte gesellschaftliche Ansprüche führen dazu, 
dass kommunale Daseinsvorsorge unter Anpassungs-
druck gerät. Insbesondere im Bereich der Kritischen 
Infrastrukturen (KRITIS) sind verstärkte Maßnahmen zur 
Erhöhung der Resilienz vor dem Hintergrund der verän-
derten geopolitischen Lage erforderlich.

Der Anpassungsdruck, der durch diese Herausforde-
rungen entsteht, triff t Kommunen in ländlich-peripheren 
und strukturschwachen Räumen in Deutschland beson-
ders stark. Hier wirken häufi g eine abnehmende Bevöl-
kerungszahl, eine ohnehin geringere Redundanz der An-
gebote und eine eingeschränkte Finanzkraft zusammen. 
Durch geringere Bevölkerungsdichte werden rentable 
Mindestgrößen bei akzeptabler Erreichbarkeit schnell 
unterschritten. Klein- und Mittelstädte in ländlichen Räu-
men sind darüber hinaus häufi g mit der Problematik kon-
frontiert, dass sie als Zentrale Orte bei geringer eigener 
Größe und Finanzkraft einen im Vergleich zur eigenen 
Einwohnerzahl überproportional großen Verfl echtungs-
raum mitversorgen müssen (Richter & Schiller, 2020).

Die betroff enen Kommunen befi nden sich damit in einer 
Zwickmühle: Auf der einen Seite ist die Daseinsvorsorge 
vielerorts zukünftig nicht mehr im gleichen Rahmen fi nan-
zierbar. Gleichzeitig ist aber in Anbetracht der geforderten 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse eine deutliche 
Einschränkung der Versorgung weder räumlich gerecht 
noch sozial und politisch tragbar. Dies ist umso wichtiger, 
wenn man bedenkt, dass eine mangelhafte öff entliche 
Versorgung auch die Attraktivität von Wohnorten beein-
fl ussen und damit das Potenzial, zukünftig das Bevölke-
rungswachstum in ländlichen Räumen zu stabilisieren, 
einschränken könnte.

Die bisherige Diskussion hat gezeigt, dass dringend neue 
Ansätze benötigt werden, wie die Anpassung der kom-
munalen Daseinsvorsorge zukünftig gerade in ländlichen 
Räumen gelingen kann. Dafür braucht es Lösungen, die 
an die spezifi schen Kontextbedingungen der Kommunen 
in ländlichen Räumen angepasst sind. Vor diesem Hinter-
grund richtet sich der Blick auf die kommunalen Hand-
lungsspielräume bei der Bereitstellung der Daseinsvor-
sorge. Die Thematik sollte jedoch nicht nur mit Blick auf 
Herausforderungen und Risiken diskutiert werden. Es 
eröff nen sich auch Chancen und Potenziale für innova-
tive und proaktive Impulse der Kommunen, die Anpas-
sungsfähigkeit von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge 
zu erhöhen. Diese Lösungen sind vielleicht nicht immer 

auf den ersten Blick off ensichtlich, können aber durch 
geeignete Rahmenbedingungen und durch das Engage-
ment der Akteure vor Ort erreicht werden. Dieser Zusam-
menhang zwischen kommunalen Spielräumen einerseits 
und den Voraussetzungen für die Entstehung von Innova-
tionen im Bereich der Daseinsvorsorge wird mit Blick auf 
ländliche Räume im Folgenden vertiefend diskutiert.

Bedeutung kommunaler Spielräume für die 

Bereitstellung von Daseinsvorsorge

Kommunen sind als Träger für vielfältige Aufgaben der 
Daseinsvorsorge ein grundlegender Baustein des de-
zentralen föderalen Mehrebenensystems in Deutsch-
land. Diese Dezentralisierung ermöglicht eine räumlich 
diff erenzierte Versorgung, die lokale Bedarfe und Präfe-
renzen miteinbezieht und entsprechend der Theorie des 
Fiskalföderalismus (Oates, 1999) im Vergleich zu einer 
zentralisierten Verteilung wohlfahrtssteigernd wirken soll. 
Gleichzeitig setzt dies für den Anspruch an gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse voraus, dass Finanzmittel in an-
gemessenem Umfang zur Verfügung stehen. Außerdem 
ergibt sich aus dem Recht auf kommunale Selbstver-
waltung (Art. 28 Abs. 2 GG), dass Kommunen über die 
Art und Weise der Aufgabenerfüllung selbst entscheiden 
können. Das bedeutet, dass ihnen (innerhalb gewisser 
Grenzen) die Möglichkeit gegeben wird, nicht nur den 
Umfang, sondern auch den Modus der Daseinsvorsorge 
zu bestimmen und dabei auch mit neuen Lösungen zu 
experimentieren.

Im internationalen Vergleich wird in zentralisierteren Sys-
temen, wie z. B. in Großbritannien, genau diese institutio-
nelle Regionalisierung administrativer Befugnisse zuneh-
mend als möglicher Vorteil für die Regionalentwicklung 
angesehen (McCann, 2024). Insbesondere kann man der 
dezentralen Versorgung zuschreiben, dass sie lokales 
Wissen und Netzwerke berücksichtigen und damit be-
darfsgerecht auf lokale Gegebenheiten reagieren kann. 
Kommunen leisten deshalb einen wichtigen Beitrag dazu, 
Regionalentwicklung unter Berücksichtigung spezifi scher 
räumlicher Kontexte (place-based bzw. place-sensitive) 
umzusetzen (Grillitsch et al., 2026). Diese Flexibilität könn-
te außerdem schnellere Reaktionen auf Veränderungen 
und unvorhergesehene Ereignisse erleichtern und die 
Resilienz im Falle von Krisen erhöhen, da nur eine lokal 
passende statt einer allgemeingültigen Lösung gefunden 
werden muss.

Kommunen sind außerdem als einfl ussreiche Akteure zu 
verstehen, die selbst an Innovations- und Aushandlungs-
prozessen teilnehmen und, im Rahmen ihrer institutionel-
len Möglichkeiten, Regionalentwicklung aktiv gestalten. 
Als sogenannte „change agents“ (Grillitsch et al., 2026; 
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Rekers & Stihl, 2021) greifen Kommunen bzw. kommunale 
Schlüsselakteure in Veränderungsprozesse ein, können 
Ressourcen und Netzwerke mobilisieren und strategisch 
Entwicklungspfade mitbestimmen. Dabei können sie 
(Netzwerk-)Governance unterschiedlich umsetzen (Nor-
mann & Vasström, 2012), Prozesse initiieren und in Lea-
dership-Rollen begleiten (Grillitsch & Sotarauta, 2020), 
aber auch als Vorbild für andere wirken. Beispielsweise 
werden besonders Städte als Vorreiter in sozio-techni-
schen Transitionen beschrieben (Hodson & Marvin, 2010), 
obwohl ähnliche Argumente auch für Kommunen in länd-
lichen Räumen gelten können. Neben dem Engagement 
von Akteuren auf der kommunalen Ebene sind entspre-
chende Rahmenbedingungen für ihr Handeln notwendig. 
Diese strukturellen Bedingungen werden in der Literatur 
häufi g auch als Möglichkeitsräume (opportunity spaces) 
bezeichnet (Grillitsch & Sotarauta, 2020; Grillitsch et al., 
2026).

Darüber hinaus sind die Kommunen die niedrigste ad-
ministrative Ebene in Deutschland und beschreiben den 
ersten Kontaktpunkt zwischen Bürger:innen und Staat. 
Die Daseinsvorsorge nimmt deshalb eine zentrale Rolle in 
der Sichtbarkeit eff ektiven staatlichen Handelns ein. Ge-
rade durch Unzufriedenheit und Peripherisierung, wie sie 
beispielsweise im Kontext der Geographies of Discontent 
(MacKinnon et al., 2024) beschrieben wird, kann eine Ver-
schlechterung in der Versorgungssituation auch politisch 
Schaden anrichten. Eine schlechtere räumliche Erreich-
barkeit von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge kann 
sich negativ auf das Vertrauen in den Staat auswirken und 
damit langfristig politische Unzufriedenheit und die Unter-
stützung populistischer Parteien fördern (Stroppe, 2023; 
Rösel 2026).

Schaff ung kommunaler Spielräume für innovative 

Daseinsvorsorge in ländlichen Räumen

Im Folgenden werden Ansätze skizziert, die aus Sicht der 
Autor:innen dieses Beitrags dazu geeignet sind, die not-
wendigen Voraussetzungen für kommunale Innovationen 
im Bereich der Daseinsvorsorge zu schaff en und entspre-
chende Innovationspotenziale insbesondere in ländlichen 
Räumen zu aktivieren. Dabei werden institutionelle, fi nan-
zielle und strategisch-strukturelle Aspekte betrachtet.

Institutionelle Voraussetzungen

„Rural Proofi ng“: Infrastrukturen der Daseinsvorsorge 
werden häufi g von den Zentren als Knotenpunkte der Ver-
sorgung für einen defi nierten Verfl echtungsraum gedacht. 
Dieser Ansatz stellt einen notwendigen Kompromiss zwi-
schen effi  zienten Mindestgrößen von Einzugsbereichen 
und einer dennoch möglichst dezentralen Konzentration 

von Angeboten der Daseinsvorsorge dar und ist grund-
sätzlich für die Sicherstellung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse geeignet. Allerdings besteht die Gefahr, dass 
Daseinsvorsorge dadurch vor allem ausgehend von urba-
nen Zentren und vor dem Hintergrund der Gegebenheiten 
in hochverdichteten Räumen gedacht wird. Daraus resul-
tierende Regelsysteme (beispielsweise für zu erreichende 
Mindestzahlen von Nutzer:innen) werden dadurch aber 
der Realität in dünnbesiedelten Räumen mit kleinteilige-
ren Siedlungsstrukturen häufi g nur unzureichend gerecht. 
Daraus leitet sich die Forderung nach einem Perspektiv-
wechsel bei der Planung von Infrastrukturen ab, der die 
spezifi schen Voraussetzungen in ländlichen Räumen 
nicht als Abweichung von der Norm, sondern als eigen-
ständigen und vielfältigen Tatbestand zum Ausgangs-
punkt macht. Ein solcher Ansatz leistet einen Beitrag zum 
„Rural Proofi ng“ des politischen Handelns, d. h. zur Prü-
fung der Auswirkungen von Gesetzen und Regelungen 
auf ländliche Räume und zur Verhinderung struktureller 
Benachteiligungen dieses Raumtyps. Auf europäischer 
Ebene sind entsprechende Mechanismen in der Gesetz-
gebung (beispielsweise in den „Better Regulation Guideli-
nes“ der Europäischen Kommission) bereits verankert. In 
Deutschland besteht hier noch Handlungsbedarf.

Zentralörtliches System: Die zentralörtlichen Systeme der 
Bundesländer zielen darauf ab, die fl ächendeckende Da-
seinsvorsorge der Bevölkerung an dezentral konzentrier-
ten Standorten abzusichern – den sogenannten Zentra-
len Orten unterschiedlicher Hierarchiestufen. Gleichzeitig 
soll der räumlichen Entwicklungsdynamik eine Struktur 
gegeben werden, die einer beliebigen Zersplitterung bei-
spielsweise durch die Ausweisung von Wohngebieten 
und Gewerbefl ächen vorbeugt. Durch die Festlegungen 
des zentralörtlichen Systems werden jedoch räumliche 
Strukturen geschaff en, die mitunter nur schwer zu revi-
dieren sind (z. B. aufgrund von Besitzstandswahrung) und 
die eine gewisse Starrheit aufweisen (z. B. hinsichtlich der 
möglichen Zentralitätsstufen und Verfl echtungsbereiche).

Ein gewisses Maß an Flexibilisierung des zentralörtlichen 
Systems erscheint jedoch notwendig, um einerseits den 
spezifi schen räumlichen Bedingungen gerade in länd-
lichen Räumen Rechnung zu tragen und andererseits 
räumliche Dynamiken zu ermöglichen. Mit Blick auf Min-
destgrößen wären hier Ausnahmen zu diskutieren, die 
bewusst zur Stabilisierung der Daseinsvorsorge in länd-
lichen Räumen zugelassen werden. Um neue räumliche 
Dynamiken zu ermöglichen, könnten fl exible Einstufun-
gen diskutiert werden, die sich nur auf Teilbereiche der 
Daseinsvorsorge beziehen. Zentralörtliche Einstufungen 
könnten auch als Einstieg zunächst befristet vorgenom-
men werden, um Entwicklungsmöglichkeiten zu eröff nen, 
sofern bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.
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Regionale Kooperationen sollten bei der Konstruktion 
zentralörtlicher Systeme noch intensiver berücksichtigt 
bzw. unterstützt werden, da diese besonders für kleine-
re Zentren in ländlichen Räumen von großer Bedeutung 
sind. Konzepte für die physische Erreichbarkeit von Ange-
boten in Zentralen Orten in Form von Mobilitätskonzepten 
sowie Alternativen durch digitale Erreichbarkeit sollten 
ebenfalls stärker mit der Weiterentwicklung zentralört-
licher Systeme verzahnt werden, da Fragen der Erreich-
barkeit in ländlichen Räumen von überragender Bedeu-
tung sind.

Experimentierklauseln: Eine Erweiterung des Gedankens 
einer Flexibilisierung innerhalb des zentralörtlichen Sys-
tems stellt die prinzipielle institutionelle Öff nung gegen-
über neuem und vor allem experimentellen Handeln dar. 
Experimentierklauseln, also befristete Ausnahmen von 
rechtlichen Vorgaben in bestimmten Kontexten, erlauben 
ein Ausprobieren neuer Lösungen und die gezielte Eva-
luation der Ergebnisse. So können Neuerungen zeitnah 
erprobt und weiterentwickelt werden, bevor der rechtliche 
Rahmen langfristig angepasst wird. Dies senkt Innovati-
onshürden, erleichtert evidenzbasierte Politikentwicklung 
und kann im Rahmen interregionaler Lernprozesse auch 
dem schnellen Transfer verschiedener lokaler Lösungen 
auf ähnliche Regionen dienen.

So wurden 2016 im Landesraumentwicklungsprogramm 
Mecklenburg-Vorpommern beispielsweise „Ländliche 
Gestaltungsräume“ als neue Raumkategorie festgelegt, 
in denen aufgrund der demografi schen und strukturellen 
Lage besonders große Herausforderungen vorherrschen. 
Im Sinne der Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse werden diese Regionen unter anderem explizit als 
Experimentierräume ausgewiesen, in denen Akteure 
ermutigt werden sollen, innovative Maßnahmen für die 
Daseinsvorsorge zu erproben. Besonders im Kontext 
knapper Ressourcen und großem Anpassungsdruck in 
ländlichen Räumen könnte die Erweiterung von Experi-
mentierklauseln (sowie fi nanzielle und administrative Un-
terstützung in der Umsetzung entsprechender Innovatio-
nen) Kommunen und andere an der Daseinsvorsorge be-
teiligte Akteure ermutigen und ermächtigen, neue Ideen 
zu entwickeln und umzusetzen. Von zentraler Bedeutung 
ist allerdings, dass Flexibilisierungen und Experimente 
nicht als das Austesten einer Untergrenze des Minimalan-
gebots missverstanden werden: Experimentierklauseln 
sind kein Euphemismus für den Rückbau von Angeboten 
oder die Inkaufnahme minderer Qualität.

Infrastrukturelle Spezifi ka: Anpassungen der Daseins-
vorsorge müssen insgesamt der großen Heterogenität 
innerhalb der relevanten Infrastrukturen Rechnung tra-
gen. Auf der einen Seite umfasst Daseinsvorsorge in 

der materiellen Dimension sowohl technische als auch 
soziale Infrastrukturen, die in unterschiedlichen Formen 
angeordnet sind (Punkt- vs. Netzinfrastrukturen). Auf 
der anderen Seite unterscheiden sich Angebote der Da-
seinsvorsorge auch in den zutreff enden Regelsystemen, 
Bedarfen und Nutzungsmuster sowie Zuständigkeiten 
(verantwortliche Akteure oder Trägerschaften). Selbst-
verständlich gelten bei der Anpassung einer technischen 
Netzinfrastruktur (wie Wasser- oder Abwassersysteme) 
andere Voraussetzungen und Möglichkeiten als bei der 
Neuorganisation einer sozialen Punktinfrastruktur (etwa 
Angebote der frühkindlichen Bildung). Anpassungen der 
Daseinsvorsorge sollten deshalb im Rahmen des spezi-
fi schen Anpassungspotenzials verschiedener Infrastruk-
turen bedacht und umgesetzt werden.

Finanzielle Voraussetzungen

Damit Kommunen in ländlichen Räumen die skizzierten 
institutionellen Möglichkeitsräume für innovatives Han-
deln im Bereich der Daseinsvorsorge zielführend nutzen 
können, sind hinreichende fi nanzielle Mittel notwendig. 
Gerade im Bereich der materiellen Infrastrukturen sind 
Anpassungsstrategien häufi g mit einmalig hohen Kosten 
verbunden. Neben den kommunalen Finanzausgleichs-
systemen der Bundesländer liegt der Fokus auf der För-
derung größerer Investitionsvorhaben.

Kommunaler Finanzausgleich: Die kommunalen Finanz-
ausgleichssysteme der Bundesländer sorgen einerseits 
für eine allgemeine Stärkung der kommunalen Finanzkraft 
(vertikale, fi skalische Funktion) und sorgen andererseits 
für einen Ausgleich zwischen Finanzkraft und Finanz-
bedarf unter den Kommunen (horizontale, redistributive 
Funktion). Die Bestimmung des Finanzbedarfs der Kom-
munen erfolgt dabei entlang verschiedener Parameter. 
Die Auswahl dieser Parameter entscheidet unter anderem 
darüber, ob in der Tendenz eher größeren Städten und 
verdichteten Räumen oder Klein- und Mittelstädten und 
dünnbesiedelten Räumen in höherem Maße Finanzbedar-
fe anerkannt werden.

Ein in vielen Bundesländern genutztes Instrument bei 
der Bedarfsbestimmung ist die Einwohnergewichtung, 
die größeren Gemeinden je Einwohner einen höheren Fi-
nanzbedarf zuspricht als kleineren. Grundsätzlich dient 
dieses Instrument dazu, die höheren Infrastrukturkosten 
größerer Gemeinden zu honorieren, die sich beispiels-
weise durch ihre Funktion als Zentrale Orte für die Ver-
sorgung ihres Umlands ergeben. Mit Blick auf Klein- und 
Mittelstädte in ländlichen Räumen entsteht hier jedoch 
eine Schiefl age. Die Zentralen Orte in ländlichen Räumen 
haben eine deutlich geringere Einwohnerzahl als die Zen-
tralen Orte in Verdichtungsräumen. Dadurch profi tieren 
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sie weniger von einer Einwohnergewichtung. Gleichzeitig 
ist der zu versorgende Verfl echtungsbereich dieser länd-
lichen Zentren gemessen an der eigenen Einwohnerzahl 
deutlich größer. Die zentralörtlichen Lasten machen dann 
also einen überproportional großen Anteil aus. Diesem 
Umstand kann zielgerichteter durch sogenannte Zentrale 
Orte-Ansätze begegnet werden, die nicht nur an der eige-
nen Einwohnerzahl ansetzen, sondern an der zentralörtli-
chen Einstufung und gegebenenfalls der Größe des Ver-
fl echtungsbereichs.

Darüber hinaus gibt es in vielen Bundesländern Sonder-
bedarfsansätze für geringe Siedlungsdichte (sogenannte 
Flächenansätze) oder schrumpfende Bevölkerung (soge-
nannte Demografi eansätze), die insbesondere in ländli-
chen Räumen wirken. Hier ist jedoch festzustellen, dass 
dadurch meist keine erhebliche Verschiebung in der hori-
zontalen Finanzverteilung erfolgt. Die zusätzlichen Mittel 
federn in der Regel Entwicklungen etwas ab, sind aber zu 
gering, um substanziell einmalige investive Anpassungen 
bei Infrastrukturen der Daseinsvorsorge zu fi nanzieren. 
Dafür wären größere Finanzvolumina nötig, die im Rah-
men von Sondermitteln zur Verfügung gestellt werden 
sollten und im Folgenden diskutiert werden.

Sondermittel für Kommunalinvestitionen: Bund und Län-
der sollten Anreizstrukturen für innovative kommunale 
Anpassungskonzepte im Bereich von Infrastrukturen der 
Daseinsvorsorge schaff en. Die Basis dafür sind adäquate 
Finanzierungsinstrumente für den einmaligen investiven 
Bedarf im Bereich der materiellen Infrastrukturen, wie 
sie beispielsweise in Niedersachsen durch den „Pakt für 
Kommunalinvestitionen“ geschaff en wurden. Die Förde-
rung kommunaler Vorhaben aus einem solchen Topf sollte 
auf Basis eines integrierten kommunalen Entwicklungs-
konzepts für die Daseinsvorsorge erfolgen, in dem raum-
spezifi sch (place-based) Chancen und Risiken durch Me-
gatrends wie demografi schen Wandel, Klimawandel und 
Digitalisierung berücksichtigt werden. Darüber hinaus 
sollte die Schaff ung zukunftsfähiger kommunaler Struk-
turen im jeweiligen Teilraum zur Aufl age gemacht werden, 
die beispielsweise durch einen Ausbau der interkommu-
nalen Zusammenarbeit oder kommunale Neugliederung 
erfüllt werden kann. Solche Programme könnten beson-
ders wirksam werden, wenn verschiedene Finanztöpfe 
im Kontext einer übergreifenden Anpassungsstrategie 
gemeinsam gedacht werden. Hier wäre beispielsweise an 
eine Kombination von Landesmitteln mit Bundesmitteln 
(z. B. Sondervermögen, Entschuldungshilfen), infrastruk-
turspezifi schen Finanzierungen und europäischen Struk-
tur- und Investitionsfonds zu denken. Auch die bisher nur 
in Teilen umgesetzte Idee einer eigenständigen Bund-
Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Regionale Daseinsvor-
sorge“ sollte weiterverfolgt werden.

Strategisch-strukturelle Voraussetzungen

Kompetenzen und Strategiefähigkeit: Schaff ung und ziel-
gerichtete Nutzung von Handlungsspielräumen setzen 
außer institutionellen Rahmenbedingungen und fi nanziel-
len Ressourcen auch die Existenz relevanter Kompeten-
zen auf kommunaler Ebene voraus. Kommunen und dort 
aktive Schlüsselakteure können ihrer Rolle als change 
agents nur gerecht werden, wenn sie die notwendigen Fä-
higkeiten und Kenntnisse haben. Dies beinhaltet nicht nur 
inhaltliches Wissen zur Diagnose infrastruktureller Anpas-
sungsbedarfe und zu den Auswirkungen aktueller und 
zukünftiger Veränderungen, sondern auch Kompetenzen, 
die die Entwicklung oder Übertragung von Lösungsan-
sätzen auf einen lokalen Kontext begünstigen. Für das 
Erreichen von Strategiefähigkeit ist eine gezielte Verzah-
nung der politisch handelnden Akteure, der Kompetenz 
der Verwaltung und der Einbindung der Bürger:innen 
notwendig. Das Themenfeld „Daseinsvorsorge“ sollte in 
regionalen Entwicklungskonzepten noch stärker betont 
und enger mit Fachplanungen für einzelne Infrastrukturen 
abgestimmt werden. Außerdem benötigen Kommunen, 
wenn sie Veränderungsprozesse anstoßen und steuern 
sollen, Einbindung und Zugriff  auf lokale und überregio-
nale Netzwerke. Nur so kann sichergestellt werden, dass 
relevante Akteure beteiligt und kooperative Lösungen er-
arbeitet werden können.

Kooperationen und Einbindung: Aufgrund der Heteroge-
nität in den Ausprägungen sowie der Schwere und spe-
zifi schen Form von Anpassungen der Daseinsvorsorge, 
die an verschiedenen Orten notwendig werden, sollten 
Kommunen in diesen Prozessen nicht isoliert agieren. 
Zum einen sind gerade in ländlichen Räumen, wo eine 
kritische Masse an Akteuren und Nutzer:innen schneller 
unterschritten wird, kooperative Lösungen im Rahmen in-
terkommunaler Zusammenarbeit weiter zu vertiefen und 
nicht nur auf Stadt-Umland-Räume begrenzt. Zum ande-
ren sind übergeordnete Ebenen sowie die jeweils fachlich 
relevanten Akteure einzubeziehen, um langfristige und 
infrastrukturspezifi sche Lösungen zu erarbeiten. Durch 
die Zusammenarbeit wird auch das gemeinsame Lernen 
auf der Basis von erfolgreichen und gescheiterten Expe-
rimenten sowie die Übertragbarkeit von Innovationen si-
chergestellt.

Schließlich ist die Partizipation von Bürger:innen an die-
sen Prozessen nicht nur für die Akzeptanz von Anpas-
sungsprozessen essenziell. Die Einbindung zivilgesell-
schaftlicher Akteure und bürgerschaftliches Engagement 
können die Erbringung der Daseinsvorsorge selbst aktiv 
unterstützen. Zivilgesellschaftliche Akteure können eben-
falls die Rolle von change agents in der Daseinsvorsor-
ge übernehmen und bei konkreten Themen vor Ort Im-
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pulse setzen. Besonders im Kontext innovativer Ansätze 
für soziale Infrastrukturen wird oft auf die Bedeutung 
des Ehrenamtes hingewiesen. Obwohl dieses zweifels-
frei einen fundamentalen Beitrag zur Sicherung der Da-
seinsvorsorge insbesondere in ländlichen Räumen leistet, 
muss auch beachtet werden, dass das Ziel keine einfache 
Verlagerung von staatlicher Verantwortung an zivilgesell-
schaftliche Akteure sein kann. Im Gegenteil: Besonders 
dort, wo die Versorgung schwierig zu sichern, teuer oder 
anderweitig vulnerabel ist, kann bürgerschaftliches Enga-
gement aufgrund mangelnder Ressourcen und fehlender 
Professionalisierung an seine Grenzen stoßen. Es ist des-
halb wichtig, Engagement zu unterstützen und zu stärken 
ohne dies als eine vermeintliche Alternative für den Rück-
zug des Staates aus seinem eigenen Aufgabengebiet zu 
verstehen.

Fazit

Abschließend ist festzuhalten, dass Kommunen im Be-
reich der Daseinsvorsorge zwar vor schwierigen Heraus-
forderungen stehen, gleichzeitig aber durch ihre dezen-
tralen Strukturen und Nähe zu Bürger:innen auch über 
große Potenziale zur Erarbeitung innovativer und raum-
spezifi scher Lösungsansätze verfügen. Die Nutzung die-
ser Potenziale setzt allerdings voraus, dass den Kommu-
nen Handlungsspielräume eingeräumt und sie ermächtigt 
werden, von diesen Gebrauch zu machen. Obwohl ver-
schiedene institutionelle, fi nanzielle und strategisch-
strukturelle Voraussetzungen identifi ziert wurden, die 
diese Prozesse begünstigen können, bleibt der Erfolg der 
Anpassung von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge ge-
rade in ländlichen Räumen voraussetzungsvoll. Nicht alle 
Innovationsprozesse gelingen, nicht alle Lösungsideen 
können umgesetzt werden und nicht alle Anpassungen 
treff en auf die Zustimmung der Bürger:innen und anderer 
Akteure. Erschwert wird die Umsetzung innovativer An-
sätze außerdem dadurch, dass die Daseinsvorsorge von 
Pfadabhängigkeiten und technologischen, ökonomischen 
und institutionellen Lock-ins gekennzeichnet ist, die nicht 
nur auf der kommunalen Ebene überwunden werden 
müssen.  Ein produktiver Umgang mit Unsicherheit und 

dem möglichen Scheitern, sowie institutionellen Rahmen-
bedingungen, die diese Umstände abfedern und Lock-ins 
lösen können, sind deshalb im Sinne zukunftsgerichteter 
Ansätze der Regionalentwicklung unerlässlich.
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Eine gute Rente ist machbar
Wie hoch sollte ein lebensstandardsicherndes Gesamtversorgungsniveau im Alter sein 
und wie kann es erreicht werden? In diesem Beitrag schlagen wir ein Versorgungsniveau 
von mindestens 75 % des Lebensdurchschnittseinkommens netto nach Steuern vor und 
bestimmen die Versorgungslücke, die gegenwärtig besteht, wenn im Alter allein Einkommen 
aus der gesetzlichen Rente zur Verfügung steht. Es werden zwei Modelle vorgestellt, mit 
denen aufbauend auf den bestehenden Elementen des deutschen Alterssicherungssystems 
die Lücke geschlossen werden kann. Die Gesamtbelastungen fallen nicht höher aus, als 
dies auch heute schon der Fall ist, wenn eine leistungsfähige betriebliche Altersvorsorge 
besteht und/oder im empfohlenen Umfang aus dem Nettoeinkommen der Arbeitnehmenden 
Altersvorsorge betrieben wird.
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Gute Rentenpolitik muss nicht zuletzt zwei Fragen klar 
beantworten:

1. Welches Gesamtversorgungsniveau soll im Alter er-
reicht werden?

2. Welche Vorkehrungen treff en wir, um dieses Ziel – bei 
aller Unsicherheit über die Zukunft – so verlässlich wie 
möglich zu erreichen?

Bleiben Antworten darauf vage oder widersprüchlich, 
schwindet das Vertrauen in die Politik. Die Parteien der 
aktuellen Regierungskoalition stellen sich beiden Fragen. 
Das ist gut so. Im Koalitionsvertrag haben sie verabredet: 
„In einer Rentenkommission werden wir bis zur Mitte der 
Legislatur eine neue Kenngröße für ein Gesamtversor-
gungsniveau über alle drei Rentensäulen prüfen“ (CDU, 
CSU & SPD, 2025). Bis Ende Juni soll die Kommission 
Vorschläge vorlegen.

Auch die Bundesministerin für Arbeit und Soziales spricht 
sich klar für eine Rente aus, die den Lebensstandard si-
chert (siehe z. B. Tagesspiegel, 2026). Damit folgt sie nicht 
den Stimmen einzelner Volkswirt:innen und Jurist:innen, 
die fordern, man solle endlich Schluss machen mit einer 
angeblichen „Lebenslüge“ der Rentenpolitik: Öff entlich 
gewährleistete Lebensstandardsicherung sei unmöglich; 
die gesetzliche Rente solle nur eine Mindestrente knapp 

oberhalb der Grundsicherung bieten. Solche Aussagen 
nähren den Verdruss an Staat und Demokratie: Viele 
Menschen fühlen sich und ihre Lebensleistung nicht aus-
reichend anerkannt – sie erwarten zu Recht mehr.

Die Solidargemeinschaft der Steuerzahler:innen fi nanziert 
die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. 
Arbeitnehmer:innen in sozialversicherungspfl ichtiger 
Beschäftigung sowie ihre Arbeitgeber:innen fi nanzie-
ren die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) zu mehr 
als zwei Dritteln. Wenn sich die gesetzliche Rente im Ni-
veau weiter der Grundsicherung annähert, droht ein Ver-
stoß gegen Artikel 3 Grundgesetz – zumal es keine fl ä-
chendeckenden, substanziellen Zusatzrenten gibt. Denn 
Beitragszahler:innen wären dann trotz Pfl ichtbeiträgen 
kaum besser gestellt als Personen, die nicht der Sozial-
versicherungspfl icht unterliegen.

Wir wollen Antworten auf die beiden Kernfragen formu-
lieren. Wenn diesbezüglich ein allgemeines Verständnis 
erreicht wird, kann Rentenpolitik in Deutschland wieder – 
wie von 1957 bis 1992 – Konsenspolitik sein. Damit wäre 
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sichergestellt: Wer heute plant, kann darauf vertrauen, 
dass die Regeln morgen noch gelten.

Versorgungsniveau

Welche Kenngröße eignet sich, um ein anzustrebendes 
Gesamtversorgungsniveau zu beschreiben: brutto, netto 
vor Steuern oder netto nach Steuern? Wir schlagen „net-
to nach Steuern“ vor – das ist das Einkommen, das im 
Alltag tatsächlich zur Verfügung steht. Und wir schlagen 
vor, wie in der GRV, das Lebensdurchschnittseinkom-
men zugrunde zu legen, nicht das Einkommen kurz vor 
Rentenbeginn. Denn nach dem Senioritätsprinzip steigen 
Einkommen und sind in den letzten Berufsjahren tenden-
ziell am höchsten. Beiträge werden aber während aller 
Erwerbsphasen gezahlt, und vielen Sicherungssystemen 
ist es kaum oder gar nicht möglich, das letzte Erwerbs-
einkommen zuverlässig abzusichern, weil Ansprüche in 
ihnen schrittweise per „Bausteinprinzip“ entstehen. Zwei 
weitere Argumente sprechen dafür, nicht allein auf das 
Einkommen direkt vor Rentenbeginn abzustellen: Ein 
Lebensstandard wird in der Regel nicht in wenigen Jah-
ren, sondern über ein ganzes Erwerbsleben aufgebaut. 
Außerdem können Phasen von Krankheit oder Arbeitslo-
sigkeit direkt vor dem Ruhestand das Einkommen stark 
schmälern.

Wie hoch sollte das systematisch bereitgestellte Gesamt-
versorgungsniveau netto nach Steuern sein? Wir schla-
gen vor: mindestens 75 %, besser 80 % des Lebens-
durchschnittseinkommens. Für Erwerbstätige mit einem 
Lebensdurchschnittseinkommen unterhalb von 80 % des 
Durchschnittseinkommens sollte es etwa 10 Prozent-
punkte höher liegen.

Unser Vorschlag stützt sich auf historische Erfahrungen 
mit der gesetzlichen Rente in Deutschland, auf beste-
hende Versorgungspraxis, auf internationale Vergleiche, 
auf stabile Erwartungen der Bevölkerung – und auf in der 
wirtschaftswissenschaftlichen Literatur diskutierte, empi-
risch fundierte Sicherungsziele:

• Nach Einführung des Umlageverfahrens 1957 lag das 
Nettorentenniveau nach Steuern allein aus der ge-
setzlichen Rente 1976 bis 2002 bei etwa 70 % (Stef-
fen, 2002), was zwar nicht als vollständige, aber als 
weitgehende Lebensstandardsicherung verstanden 
wurde. Für den vollständigen Statuserhalt musste in 
überschaubarem Umfang betrieblich oder privat vor-
gesorgt werden. 2001 wurde dieser Anspruch an die 
GRV aufgegeben.

• Beamt:innen erhalten nach 40 Dienstjahren 71,75 % 
brutto des letzten Einkommens. Netto liegt die Pensi-

on dann über 75 % – bezogen auf das Lebensdurch-
schnittseinkommen wegen des Senioritätsprinzips 
noch höher.

• Nach OECD-Modellrechnungen werden in zwölf von 
22 EU-Staaten auf Grundlage (quasi-)obligatorischer 
Systeme Nettoersatzquoten über 70 % erreicht, in 
zehn Staaten über 75 %; Deutschland liegt mit 53,3 % 
auf Rang 17 (OECD, 2025, S. 169).1 Der Alterssiche-
rungsbericht (Modellhaushalte, 45 Jahre Erwerbstätig-
keit) kommt dagegen zu höheren Werten (BMAS, 2024, 
Teil E, S. 172–190). Allein aus der GRV werden je nach 
Haushalt und Einkommen 60 bis 70 % netto ausgewie-
sen.2 Anzumerken ist, dass selbst langjährig Beschäf-
tigte im Schnitt nur rund 40 Jahre arbeiten, sodass vie-
le diese Werte nicht erreichen.

• Umfragen zeigen stabile Erwartungen: Große Mehr-
heiten wollen einen Sozialstaat mit ausreichender 
Altersversorgung; viele wären zu höheren Beiträgen 
bereit. Anfang 2026 wünschte sich eine Mehrheit zum 
wiederholten Male mindestens 70 % netto (Arbeitneh-
merkammer Bremen et al., 2026, S. 7–8). Gleichzeitig 
ermittelte das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung im für den Gesamtverband der Deutschen Ver-
sicherungs wirt schaft erstellten Gutachten „Zielersatz-
raten in der Alterssicherung“ eine „durchschnittliche 
präferierte Zielersatzrate“ des aktuellen Haushaltsnet-
toeinkommens von durchschnittlich rund 78 % bzw. 76 
% im Median (Geyer et al., 2026, S. 17).

• In einem Übersichtsbeitrag fassen Dudel et al. (2020) 
zusammen: Armutsvermeidung entspricht einer Er-
satzquote von 33 bis 50 %, Lebensstandardsicherung 
einer Ersatzquote von 88 bis 98 % (jeweils gemessen 
am Einkommen vor Rentenbeginn); gesetzliche Renten 
in Deutschland liegen meist dazwischen.

Was bedeutet ein echtes Nettorentenniveau von 75 % 
nach Steuern – und welche Lücke klaff t zur gesetzlichen 
Rente? Zur Orientierung ist in Tabelle 1 eine Beispielrech-
nung für das abgeschlossene Jahr 2025 für einen „Stan-
dardrentner“ mit 45 Beitragsjahren und einem Durch-
schnittsverdienst (monatliche Werte) dargestellt.

1 Dabei ist zu berücksichtigen, dass je nach geltender Gesetzgebung 
zur Altersgrenze unterschiedlich lange Erwerbsverläufe unterstellt 
werden, wodurch die Renten entsprechend abweichen.

2 Der Alterssicherungsbericht ermittelt die Werte nur für Haushalte, die 
im vollen Umfang Riester-Vorsorge treiben und das zusätzliche Ein-
kommen aufgrund des Abbaus der Beitragsbesteuerung ebenfalls in 
einer „privaten Rente“ anlegen. Die hier angegebenen Werte sind da-
raus abgeleitet, indem diese beiden Zusatzkomponenten überschlä-
gig herausgerechnet wurden.
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Achtung: Je nach Haushalt und Einkommen gibt es auf-
grund des Steuer- und Sozialrechts eine große Bandbrei-
te der Werte. Und es gilt, eine Wechselwirkung zu beach-
ten: Die Vorsorgebeiträge der Beschäftigten reduzieren 
ihr regelmäßig verfügbares Netto, sodass eine tatsächlich 
zu schließende Lücke formal betrachtet wiederum ent-
sprechend geringer ausfällt, je höher der von ihnen allein 
gezahlte Anteil der Altersvorsorge ist. Für gute Absiche-
rung eines Lebensstandards, der nicht durch eine einsei-
tig getragene Altersvorsorge reduziert wird, ist also eine 
umfassende Arbeitgeberbeteiligung erforderlich.

Wege zu einer guten Rente

Das sogenannte „Mehrsäulensystem“ für Beschäftigte in 
Deutschland ist in den vergangenen Jahrzehnten nicht 
systematisch vom Ziel einer defi nierten auskömmlichen 
Gesamtversorgung her aufgebaut worden. Die Alterssiche-
rungsberichte zeigen deshalb seit Jahren erhebliche Vorsor-
gelücken: 2023 hatten nur gut 60 % der Arbeitnehmer:innen 
neben der verpfl ichtenden GRV zusätzlich betrieblich oder 
privat vorgesorgt. Weit mehr als jede:r dritte Beschäftigte 
wird im Alter also mit einiger Wahrscheinlichkeit nur auf 
die gesetzliche Rente bauen können; in Ostdeutschland 
gilt dies sogar für mehr als 40 %. Und selbst dort, wo er-
gänzend vorgesorgt wird, sind die Zusatzrenten wegen 
niedriger Beiträge und nicht immer effi  zienter Produkte oft 
absehbar klein. Risiken wie Erwerbsminderung werden auf 

diesen Wegen häufi g gar nicht abgesichert. Die Politik der 
„Eigenverantwortung“ hat zudem Kosten sehr einseitig auf 
Beschäftigte verschoben (Schäfer, 2015).

Insgesamt wird zunehmend anerkannt, dass die dritte 
Säule (Individualvorsorge) nur begrenzt echte Alterssi-
cherung leisten kann. Das zeigt nicht zuletzt die aktuell 
betriebene Reform der Privatvorsorge: Sie soll künftig 
stärker auf Vermögensbildung zielen, statt lebenslan-
ge Renten zu garantieren. Dauerhaft gute Absicherung 
braucht aber Leibrenten bis zum Tod – organisiert in gro-
ßen Kollektiven. Historisch gilt das nicht nur in Deutsch-
land, sondern in allen vergleichbaren Staaten.

Dabei gibt es zwei funktionierende Modelle, an denen 
man sich orientieren könnte. Sie gehen von einem klaren 
Leistungsziel „gute, lebensstandardsichernde Renten“ 
aus und erreichen es systematisch – d. h. zwar nicht in je-
dem Einzelfall, aber für einen realistisch defi nierten Stan-
dardfall.3 Sie bewegen sich damit nicht mehr irgendwo im 
Nirgendwo zwischen niedrigem Rentenniveau, möglichst 
geringen Sozialversicherungsbeiträgen und „freiwilligen“ 
Zusatzrenten. Diese Unbestimmtheit prägt deutsche De-
batten zur Alterssicherung viel zu häufi g.

Modell 1: Starke gesetzliche Rente

Dieses Modell wird beispielsweise in Österreich prakti-
ziert. Insgesamt ist die dortige Rentenversicherung (Blank 
et al., 2016) wegen ihres hohen Leistungsniveaus für alle 
Erwerbstätigen relativ einfach, günstig zu verwalten und 
im Kern fair; zusätzliche Systeme sind für die Lebensstan-
dardsicherung weitgehend entbehrlich. Grundsätzlich 
wäre ein solcher Ansatz auch auf Deutschland übertrag-
bar, auch wenn Anpassungen Zeit und politische Kraft er-
fordern würden. Anders als in Österreich könnte Deutsch-
land zusätzlich eine teilweise Kapitaldeckung innerhalb 
des Sozialversicherungssystems einrichten – ähnlich 
dem, was die „Ampel“-Koalition unter dem Schlagwort 
„Generationenkapital“ plante.

Ganz praktisch zeigt die knappschaftliche Rentenversi-
cherung seit Langem: Ein deutlich höheres Leistungsni-
veau, ein deutlich höherer Arbeitgeberbeitrag und eine 
öff entliche Garantie zum fi nanziellen Lückenschluss ge-
hen auch hierzulande – wenn es politisch gewollt ist. Ei-
ne allgemeine staatliche Defi zithaftung muss man nicht 
zwingend einführen; aber höhere Bundeszuschüsse soll-

3 Ob die bisherige rentenrechtliche Annahme einer Erwerbskarriere mit 
ganzen 45 Beitragsjahren tatsächlich als ein solcher regelmäßig er-
reichbarer Standard unterstellt werden kann, wäre allerdings immer 
wieder kritisch im Lichte der Empirie zu prüfen. Derzeit erreichen die 
langjährig Versicherten im Rentenzugang durchschnittlich nur etwa 
40 Beitragsjahre – Männer dabei mehr als Frauen.

Tabelle 1
Beispielrechnung für 2025: Nettorentenniveau von 

75 % und Rentenlücke

Annahme: „Standardrentner:in“ mit 45 Beitragsjahren und Durchschnitts-
verdienst (Modelltyp 1 im Alterssicherungsbericht), monatliche Werte, 
ledig, ein Kind, durchschnittlicher GKV-Beitrag, keine Kirchensteuer.
¹ GKV 7,3 % + 1,25 %; SPV 1,8 %; RV 9,3 %; ALV 1,3 % = 20,95 %.

Quelle: smart-rechner.de (Stand: 7. April 2026), eigene Berechnung.

Betrag in €

Bruttodurchschnittseinkommen 2025 (vorläufi g, 
nach Rentenrecht) 4.207,75

Abzug Steuern 595,58

Abzug Sozialbeiträge (20,95 %)1 881,53

= Nettodurchschnittseinkommen 2.730,64

Davon 75 % 2.047,98

Bruttostandardrente (2. Halbjahr 2025) 1.835,55

Abzug Einkommensteuer 50,00

Abzug Krankenversicherung 156,94

Abzug Pfl egeversicherung 66,08

= Nettostandardrente 1.562,53

Rentenlücke 485,45
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ten endlich unnötige Beitragsbelastungen vermeiden. Sie 
entstehen, weil der Staat seine Verantwortung für „nicht 
beitragsgedeckte Leistungen“ (Brosig, 2025) bislang 
nicht ausreichend aus Steuermitteln übernimmt.

Was müsste passieren, wenn nicht das österreichische 
Nettoersatzniveau von oft über 90 %, aber zumindest ein 
Rentenniveau von 75 % netto nach Steuern in Deutsch-
land allein durch die GRV erreicht werden soll? Bei einem 
aktuellen GRV-Nettorentenniveau nach Steuern von et-
wa 57 %4 müsste das Bruttoleistungsniveau grob um ein 
Drittel steigen, um die rechnerische Lücke zu schließen 
und die höhere Steuerlast aus höheren Renten mitzutra-
gen. Der Standardrentner (Durchschnittsverdienst, 45 
Jahre) erhielte dann eine Bruttorente von fast 2.500 € pro 
Monat und käme nach Abzug von Beiträgen und Steuern 
auf gut 2.000 € – dies wäre lebensstandardsichernd.

Die jährlichen Mehrkosten für derart bessere Renten lä-
gen überschlägig bei rund 140 Mrd. € (Preise von 2025) 
und müssten über höhere Beiträge (wohl mindestens 
sechs Beitragssatzpunkte, je nach Steuerzuschuss) und/
oder über Bundesmittel fi nanziert werden. Das ist viel 
Geld. Allerdings entspricht die Gesamtbelastung für „gu-
te Renten aus einer Hand“ ungefähr dem Betrag, der im 
Mehrsäulenmodell seit Jahren unterstellt wird. Ratgeber 
für Geldanlagen schlagen sogar vor, zusätzlich zur ver-
pfl ichtenden Vorsorge einen Einkommensanteil von min-
destens 15 % des Netto einzusetzen.5

Das Modell der lebensstandardsichernden gesetzlichen 
Rente würde gegenüber privater „Zusatzvorsorge“ zu 
einem breiteren Leistungskatalog und mindestens pari-
tätischer Finanzierung führen. Analog zu Österreich und 
zur knappschaftlichen Rentenversicherung könnte man 
schließlich auch einen deutlich höheren Arbeitgeberan-
teil diskutieren. In vielen Ländern, die seit vielen Jahren 
mit Altersvorsorgebeiträgen von annähernd oder deutlich 
über 25 % des Bruttolohns zurechtkommen (beispiels-
weise Finnland, Frankreich oder Schweden), ist eine über-
wiegend arbeitgeberfi nanzierte Alterssicherung üblich 
(OECD, 2025, S. 221).

Allerdings würde dieses Modell dort, wo bereits nennens-
werte Zusatzvorsorge besteht (insbesondere betrieblich), 
häufi g zu einer Gesamtversorgung oberhalb von 75 % 

4 Nach obiger Beispielrechnung für 2025: 1.562,53 / 2.730,64 = 57,2 %.
5 Siehe etwa Scharpenberg (2025). Bei der heutigen Rechtslage soll-

ten junge Erwerbstätige danach mindestens 15 % ihres Einkommens, 
40-Jährige und Ältere sogar 20 % zusätzlich für das Alter sparen, 
wenn sie ihren Lebensstandard im Alter halten wollen. Dafür wird eine 
Ersatzrate von 80 % des letzten Netto unterstellt – ein Wert, der in der 
Finanzberatung seit langer Zeit üblich ist (siehe beispielswiese Stif-
tung Warentest, 2007).

führen. Auch deshalb lohnt der Blick auf ein Kombimodell: 
stabile gesetzliche Rente plus gute Betriebsrente „für alle“.

Modell 2: Stabile gesetzliche Rente plus gute Betriebsrente 

für alle

Flächendeckende betriebliche Altersvorsorge (bAV) wür-
de dem Vorbild anderer Staaten folgen, etwa der Schweiz, 
der Niederlande und skandinavischer Länder. Wie dort 
könnte das Ziel durch eine gesetzliche Pfl icht oder durch 
Allgemeinverbindlicherklärung einschlägiger Tarifver-
träge gesichert werden. Diese Form der Kapitaldeckung 
hat klare Vorteile gegenüber Individualprodukten wie der 
Riester-Rente: Sie denkt von der Versorgung her, ist kol-
lektiv organisiert und kann in der Breite verlässlich wirken.

Dafür müssen allerdings zentrale Voraussetzungen erfüllt 
sein:

• Die gesetzliche Rente muss als zentrales Element dau-
erhaft stabil und leistungsstark bleiben, damit GRV und 
bAV im Zusammenspiel das gesetzte Ziel erreichen.

• Zumindest Erwerbsminderung muss auch betrieblich 
abgesichert werden, damit der Lebensstandard in die-
sem häufi gen Ernstfall gehalten werden kann (etwa ein 
Sechstel jedes Jahrgangs ist irgendwann betroff en).

• Betriebsrenten sollten mindestens mit der Preisent-
wicklung steigen, um nicht schleichend an Wert zu ver-
lieren. Um das zu vereinfachen, könnte die bisherige 
1 %-„Auff anglösung“ im Betriebsrentenrecht auf das 
EZB-Infl ationsziel von 2 % angehoben werden.

• Die Finanzierung darf nicht über Entgeltumwandlung 
zulasten des sozialversicherungspfl ichtigen Einkom-
mens geschehen. Sonst wäre es teilweise nur „linke 
Tasche, rechte Tasche“ – und es fehlten Beiträge zur 
Gesamtversorgung.

• Arbeitgeber müssen maßgeblich beitragen, gerechter-
weise mindestens zur Hälfte (in anderen Staaten ist der 
Anteil oft deutlich größer). In Schweden trägt der Ar-
beitgeber die betriebliche Vorsorge beispielsweise al-
lein mit mindestens 4 %; für Einkommen oberhalb der 
Bemessungsgrenze beträgt der Beitrag sogar 30 %.

• Es sollten keine kleinteiligen Insellösungen genutzt 
werden, sondern mindestens branchenweite Struktu-
ren, etwa gemeinschaftlich aufgesetzte und gesteuerte 
„Sozialpartnermodelle“. Das senkt Kosten, ermöglicht 
sozialen Ausgleich und glättet Schwankungen an den 
Kapitalmärkten, die möglichst wenig auf Ansprüche 
und laufende Renten durchschlagen sollten.



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
441

Analysen Rentenpolitik

• Gerade auch mit Blick auf Kleinbetriebe muss das An-
melde- und Beitragszahlungsverfahren einfach sein.

Leistungsfähigkeit der betrieblichen Altersvorsorge

Viele Branchen, Teile der privaten Dienstleister:innen und 
der öff entliche Dienst zeigen schon heute: Auch gute Be-
triebsrenten sind in Deutschland möglich. Der Alters-
sicherungsbericht macht deutlich, dass unter heutigen 
Altersrentner:innen knapp 30 % eine betriebliche Zusatz-
versorgung erhalten (BMAS, 2024, S. 74); zuvor war gut die 
Hälfte von ihnen in der Privatwirtschaft beschäftigt. Die 
Betriebsrenten lagen im Schnitt bei rund 500 € netto im 
Monat – das ist im Prinzip genug, um die oben beschrie-
bene Sicherungslücke zu schließen. Allerdings gibt es gro-
ße Unterschiede: Manche beziehen hohe, viele aber auch 
sehr geringe Betriebsrenten – und viele profi tieren von 
großzügigen „Altsystemen“, die es heute nicht mehr gibt.

Ein Beispiel für eine relativ leistungsstarke bAV ist die 
VBL-Versorgung im öff entlichen Dienst. Sie beruht auf ta-
rifvertraglichen Regelungen und sieht einen Arbeitgeber-
beitrag von 5,49 % in West- und 3,06 % in Ostdeutsch-
land vor. Der Gesamtbeitragssatz von gut 7 % in beiden 
Landesteilen (die jeweilige Diff erenz tragen die Beschäf-
tigten) ermöglicht je nach Lohnentwicklung Zielzusatzren-
ten von überschlägig rund einem Drittel der erreichten ge-
setzlichen Bruttorente; so wird das Zielniveau von 75 % 
netto nach Steuern im Regelfall erreicht. Während die VBL 
in den alten Ländern mit einem modifi zierten Umlagever-
fahren („Abschnittsdeckung“) arbeitet, ist das System in 
den neuen Ländern überwiegend kapitalgedeckt (VBL, 
2026). Wir verkennen nicht, dass auch die VBL aufgrund 
der schwachen Dynamisierung und im Hinblick auf ihre 
Anlagestrategie kritisiert wird. Doch zeigt sie, dass ein 
am Lebensstandard ausgerichtetes Leistungsniveau der 
Altersvorsorge darstellbar ist. Der Gesamtbeitragssatz 
von gut 7 % in beiden Landesteilen erlaubt – zusammen 
mit dem Leistungsniveau – dabei erneut Rückschlüsse: 
Unter etwa 25 % des abzusichernden Bruttolohns geht 
es off enbar kaum. Gute Renten kosten, unabhängig vom 
Durchführungsweg, einfach gutes Geld.

Kurzum: Für nicht wenige Beschäftigte funktioniert das 
Kombimodell aus stabiler gesetzlicher Rente und starker 
betrieblicher Absicherung schon heute. Das sollte letzt-
lich für alle Arbeitnehmer:innen gelten. Dafür braucht es 
kollektive und automatische Lösungen. Überwiegend in-
dividuelle oder freiwillig-betriebliche Ansätze mögen für 
einige Beschäftigte funktionieren, aber eben nicht verläss-
lich in der ganzen Breite. Gerade Menschen mit niedrigen 
Einkommen fallen sonst oft heraus, weil ihnen – häufi g oh-
ne nennenswertes Vermögen und zugleich durch laufende 
Kredite gebunden – die Mittel für freiwillige Vorsorge feh-

len. Hinzu kommt: „Eigenverantwortliche Alterssicherung“ 
ist für viele eben keine freiheitliche Verheißung, sondern 
eher Notwehr bei unzureichendem sozialem Schutz (Ar-
beitnehmerkammer Bremen et al., 2026).

Höheres Versorgungsniveau bei geringem 

Erwerbseinkommen

Schutz ist besonders für Geringverdienende nötig. Für 
armutsvermeidende und zugleich auskömmliche Renten 
sind sie auf ein höheres Ersatzniveau angewiesen. Um 
ihre Absicherung zu verbessern, könnte man die Grund-
rente in der GRV ausbauen und schon kurzfristig eine 
betriebliche Vorsorge durch den Arbeitgeber zur Pfl icht 
machen (zumal es dafür bereits seit einigen Jahren spe-
zielle Förderung aus Steuermitteln gibt). Und nicht zu 
vergessen: Der Großteil der Selbständigen ist bis heute 
nicht zur Altersvorsorge verpfl ichtet, darunter viele mit 
niedrigem Einkommen. Ihr Einbezug in die solidarische 
gesetzliche Rentenversicherung ist dem internationalen 
Beispiel folgend überfällig – schon um Altersarmut bes-
ser zu vermeiden. Da sie naturgemäß keine ergänzende 
Betriebsrente aus eigenen Systemen erwarten können, 
wäre für sie außerdem über ein Andocken an einschlägi-
ge Sozialpartnermodelle oder höhere GRV-Beiträge (und 
entsprechende Leistungen) nachzudenken.

Einführungszeit

Wann kämen Verbesserungen tatsächlich in der Breite an? 
Ein reines Umlagemodell nach dem Muster „starke ge-
setzliche Rente“ kann sofort leistungsverbessernd wirken. 
Zusätzliche Betriebsrenten würden das Gesamtversor-
gungsniveau je nach Aufbaudauer weiter anheben. Kapi-
talbildende Systeme brauchen allerdings naturgemäß Zeit 
– viele Jahre, eher Jahrzehnte. Für viele zu versorgende 
Altersgruppen ist diese Zeit nicht mehr vorhanden. Not-
wendige Finanzierungsbrücken könnten mit Mitteln des 
Bundes gebaut werden, sofern dafür streng nach Leis-
tungsfähigkeit fair erhobene Steuern eingesetzt werden.

Die beiden Modelle und die Verbesserungen bei der 
Grundrente können aufeinander abgestimmt werden. So 
könnte beispielsweise durch eine Anhebung der Beiträge 
um rund 2,5 Beitragspunkte mit der gesetzlichen Rente 
ein Niveaubeitrag von 65 % des Nettoeinkommens sehr 
schnell erreicht werden, während die dann noch verblei-
bende Lücke von 10 % mit einer Betriebsrente für alle mit 
Beiträgen von rund 3,5 % für die heute noch jüngeren 
Erwerbstätigen zunehmend ab Mitte der 2040er-Jahre 
geschlossen werden könnte. Das Ziel eines um etwa 10 
Prozentpunkte höheren Gesamtversorgungsniveaus für 
Erwerbstätige mit einem Lebensdurchschnittseinkom-
men unterhalb von 80 % des Durchschnittseinkommens 
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könnte durch Änderungen bei der Grundrente relativ 
schnell erreicht werden. Schon heute erhöht sie die Ren-
ten bei all denen, die Grundrentenzuschläge erhalten, um 
durchschnittlich 10 %.

Fazit

Eine gute Rente ist möglich, aber sie kostet auch gutes 
Geld. Andere Länder zeigen, dass dies auf verschiedenen 
Wegen machbar ist. Die Wege unterscheiden sich nicht in 
den Gesamtkosten – diese kann man nicht „weg-konzi-
pieren“ –, sondern darin, wer sie trägt.

Der in der Öff entlichkeit breit diskutierte Vorschlag, 
den drei Mitglieder des Sachverständigenrates 2023 
vorstellten (SVR Wirtschaft, 2023, Kapitel 5, S. 284–
387), überlässt die Niveausicherung weitgehend den 
Arbeitnehmer:innen – ohne ein echtes, verlässlich er-
reichbares Gesamtversorgungsziel. Er kann deshalb als 
Vorschlag zur weiteren Teilprivatisierung der Alterssiche-
rung bezeichnet werden. Das Konzept sieht Kürzungen 
im Rentenrecht vor (Volumen etwa 10 %, entsprechend 
ungefähr zwei Beitragssatzpunkte). Zugleich sollen 
Arbeitnehmer:innen nun verpfl ichtet werden, 4 % ihres 
Einkommens in Finanzmarktprodukten anzulegen. Un-
term Strich bedeutet das: Belastung der Erwerbstätigen 
um drei Prozentpunkte, Entlastung der Arbeitgeber um 
einen Prozentpunkt. Formal sinken so Sozialbeiträge, weil 
private Vorsorgebeiträge nicht als solche zählen.

Diese Lastenverschiebung und sprachliche Verschlei-
erung halten wir für falsch. Sie bringt insbesondere 
Arbeitnehmer:innen in Schwierigkeiten, die wegen nied-
riger Einkommen selbst bei Vollzeit keine Sparleistung er-
bringen können – und zugleich besonders auf gesetzliche 
und betriebliche Rente angewiesen sind, weil ihnen ande-
re Quellen der Altersvorsorge (zum Beispiel Vermögens-
erträge) nicht zur Verfügung stehen.

Lösungen liegen auf dem Tisch. Wir haben zwei davon 
skizziert. Es ist machbar, die Rentenlücke auch für künftige 
Generationen zu schließen. Es ist eine politische Entschei-
dung, ob man ein Zielniveau von 75 bis 80 % – wenn nicht 
sofort, dann wenigstens in absehbarer Zukunft – erreichen 

und dafür heute die Weichen stellen möchte. Internationa-
le Vergleiche zeigen: Möglich ist es, wenn man es will. Die 
Volkswirtschaft kann das leisten (Schmachtenberg, 2025).

Gibt es hierfür trotz breiter Mehrheiten für auskömmliche 
Renten keine politische Mehrheit, wäre zumindest Ehr-
lichkeit geboten: Die Sicherungslücke eines dauerhaft 
niedrigen Gesamtversorgungsniveaus müsste viel klarer 
kommuniziert werden, als es heute üblich ist. Dann wäre 
auch der Umfang des privaten Lückenschlusses endlich 
transparent beziff ert.

Literatur

Arbeitnehmerkammer Bremen, Arbeitskammer des Saarlandes & Deut-
scher Gewerkschaftsbund. (2026). sozialstaatsradar 2026: Zentrale 

Ergebnisse.
Blank, F., Logeay, C., Türk, E., Wöss, J. & Zwiener, R. (2016). Alterssi-

cherung in Deutschland und Österreich: Vom Nachbarn lernen? WSI-

Report, 27.
BMAS – Bundesministerium für Arbeit und Soziales. (2024). Alterssiche-

rungsbericht 2024. Ergänzender Bericht der Bundesregierung zum 
Rentenversicherungsbericht 2024 gemäß § 154 Abs. 2 SGB VI.

Brosig, M. (2025). „Versicherungsfremde“ Leistungen in der Sozialversi-
cherung. Wirtschaftsdienst, 105(4), 299–304. 

CDU, CSU & SPD (2025). Verantwortung für Deutschland. Koalitionsvertrag 

zwischen CDU, CSU und SPD, 21. Legislaturperiode.
Dudel, C., Schmied, J. & Werding M. (2020). Sicherungsziel für die Rente – 

empirische Messungen und Ergebnisse. Wirtschaftsdienst, 100(3), 
185–193.

Geyer, J., Haan, P., Krause, K. & Schmacker, R. (2026). Zielersatzraten in 

der Alterssicherung. Gutachten für den Gesamtverband der Versiche-
rungswirtschaft.

OECD – Organisation for Economic Co-operation and Development. 
(2025). Pensions at a Glance 2025. OECD and G20 Indicators.

Schäfer, I. (2015). Die Illusion von der Lebensstandardsicherung. Eine Ana-

lyse der Leistungsfähigkeit des „Drei-Säulen-Modells“. Schriftenreihe 
der Arbeitnehmerkammer Bremen.

Scharpenberg, J. (2025, 9. September). Rentenlücke. So viel Geld 
brauchst Du im Ruhestand jeden Monat. Finanztip.

Schmachtenberg, R. (2025). Internationale Vergleiche zeigen ungenutzte 
Spielräume für höhere Renten. Makroskop.

Steff en, J. (2002). Die Anpassung der Renten in der Rentenversicherung der 

Arbeiter und Angestellten. Von der Rentenreform 1957 bis zum AVmEG.
Stiftung Warentest. (2007, 30. Oktober). Rentenlücke. Wie viel im Alter fehlt.
SVR Wirtschaft – Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-

schaftlichen Entwicklung. (2023). Wachstumsschwäche überwinden – 
In die Zukunft investieren. Jahresgutachten 2023/24.

Tagesspiegel. (2026, 24. Februar). „Für diese Legislaturperiode“: Bas 
schließt Rente mit 70 vorerst aus – und plädiert für Off enheit in der 
SPD. Tagesspiegel.

VBL – Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder. (2026). Finanzie-

rung in der VBLklassik.

Title: A good pension is feasible
Abstract: What constitutes a pension provision level that safeguards living standards, and how can this be achieved? The authors pro-
pose a provision level of at least 75% of average lifetime net income after tax and calculate the pension gap that currently exists when 
income from the statutory pension is the sole source of income in old age. Two models are presented which, building on the existing 
elements of the German old-age pension system, can close this gap. The overall costs would not be higher than they are today, provided 
that an eff ective occupational pension scheme is in place and/or pension provision is funded to the recommended extent from employ-
ees’ net income.



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
443

Analysen Politikberatung

©  Der/die Autor:in 2026. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

DOI: 10.2478/wd-2026-0107

JEL: B41

Wirtschaftsdienst, 2026, 106(6), 443-447

Christian Ochsner, Martin Werding

Langfrist-Projektionen in der ökonomischen 
Politikberatung: Eine Einordnung
Wirtschaftspolitische Entscheidungen entfalten ihre Wirkungen häufi g über Jahrzehnte, 
doch die Zukunft, auf die sie zielen, ist grundlegend unsicher. Langfrist-Projektionen 
haben sich als zentrales Instrument der ökonomischen Politikberatung etabliert, um 
sich in diesem Spannungsfeld zu bewegen – und sind zugleich Gegenstand anhaltender 
Kritik. Der vorliegende Beitrag ordnet solche Projektionen systematisch ein. Er präzisiert 
ihren epistemischen Status, umreißt ihre analytische Leistungsfähigkeit und benennt ihre 
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Wirtschaftspolitische Entscheidungen haben langfristige 
Konsequenzen. In der Finanzpolitik, der Alterssicherung, 
der Gesundheits- und Pfl egefi nanzierung sowie der Kli-
ma- und Energiepolitik binden heutige Entscheidungen 
die Zukunft: Sie begründen langfristige Verpfl ichtungen 
und verteilen Lasten zwischen Generationen um. Gleich-
zeitig herrscht über die demografi schen, ökonomischen 
und institutionellen Bedingungen, unter denen diese Wir-
kungen eintreten werden, erhebliche Unsicherheit.

Langfrist-Projektionen bieten einen Zugang zu diesem 
Spannungsfeld. Sie erlauben es, die langfristigen Konse-
quenzen bestehender Regelwerke strukturiert zu durch-
denken, Reformoptionen vergleichend zu bewerten und 
Risiken frühzeitig zu erkennen. Prominente Beispiele fi n-
den sich in den fi skalischen Tragfähigkeitsberichten der 
Europäischen Kommission, den Projektionen des Sach-
verständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung (SVR Wirtschaft) zur Entwick-
lung der Rentenfi nanzen oder des Produktionspotenzials 
sowie in den klima- und energiepolitischen Szenarien des 
IPCC. Zugleich stehen Langfrist-Projektionen in der Kritik. 
Beanstandet werden die hohe Unsicherheit der Annah-
men, die Sensitivität der Ergebnisse gegenüber einzelnen 

Parametern sowie die Gefahr, dass die Resultate im politi-
schen Raum selektiv rezipiert und zur Legitimation vorab 
festgelegter Reformoptionen instrumentalisiert werden. 
Vor allem aber wird eingewandt, dass Projektionsergeb-
nisse regelmäßig als faktische Vorhersagen kommuniziert 
und aufgefasst werden.

Der vorliegende Beitrag nimmt diese Kritik ernst und ver-
folgt eine klar umrissene Leitfrage: Unter welchen epis-
temischen Voraussetzungen sind Langfrist-Projektionen 
ein wissenschaftlich legitimes Instrument der ökonomi-
schen Politikberatung und nach welchen Kriterien ist ihre 
Qualität angemessen zu beurteilen? Der Beitrag versteht 
sich als Verteidigung, nicht im Sinne eines unkritischen 
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Plädoyers, sondern als präzisierende Klärung des analy-
tischen Anspruchs, den Langfrist-Projektionen erheben 
können und sollten.

Wahrheit und Erkenntnis in der Langfrist-Analyse

Langfrist-Projektionen sind modellbasierte Analyseinst-
rumente, und ihr Erkenntnisziel unterscheidet sich grund-
legend von dem einer Prognose. Sie zielen nicht darauf, 
konkrete zukünftige Zustände vorherzusagen, sondern 
darauf, langfristige Wirkungszusammenhänge unter 
wohldefi nierten Annahmen off enzulegen. Der Wahrheits-
begriff , den sie beanspruchen, ist entsprechend konditio-
nal: Eine Aussage auf Basis einer Langfrist-Projektion ist 
dann wahr, wenn das abgeleitete Ergebnis konsistent aus 
den explizit gesetzten Prämissen folgt. Langfrist-Projekti-
onen stehen damit in der Tradition hypothetisch-dedukti-
ver Erklärung; es werden nicht singuläre Ereignisse antizi-
piert, sondern die dynamischen Implikationen bestimmter 
Konstellationen von Annahmen systematisch entfaltet 
(Popper, 1959; Hausman, 1992).

Mit diesem Wahrheitsbegriff  geht ein spezifi sches Ver-
ständnis ökonomischer Modelle einher. Modelle fun-
gieren in Langfrist-Projektionen nicht als realistische 
Abbilder der Wirklichkeit, sondern als idealisierte Instru-
mente zur Konzentration auf wichtige Phänomene und 
Zusammenhänge: Sie blenden beispielsweise kurzfristige 
Schwankungen und kontingente Schocks gezielt aus, um 
langsame, aber folgenreiche Prozesse – demografi sche 
Verschiebungen, kumulative fi skalische Eff ekte, institu-
tionelle Anpassungen – in den Vordergrund zu rücken. 
Ein Modell repräsentiert seinen Gegenstand insofern, als 
es für eine bestimmte Fragestellung die relevanten Me-
chanismen isoliert und analysierbar macht (Giere, 2004; 
 Mäki, 2009). Auf dieser Grundlage werden aus Annahmen 
zu exogenen Trends, institutionellen Rahmenbedingun-
gen und zentralen ökonomischen Relationen konsistente 
Entwicklungspfade über Jahrzehnte abgeleitet. Der Zeit-
horizont ist dabei kein willkürlicher Parameter, sondern 
funktional bestimmt: Er richtet sich nach der Eigendyna-
mik der untersuchten Prozesse und reicht typischerwei-
se so weit, wie nötig ist, um kumulative Eff ekte und inter-
temporale Konsistenzbedingungen adäquat zu erfassen. 
Entscheidend ist, dass mit längerem Horizont nicht die 
Prognoseunsicherheit im engeren Sinn steigt – da kein 
Prognoseanspruch besteht –, sondern die Abhängigkeit 
der Ergebnisse von den gesetzten Annahmen.

Genau hier liegt die kategoriale Diff erenz zu Prognosen, wie 
sie in der Konjunkturanalyse üblich sind. Prognosen zielen 
auf die wahrscheinlichste zukünftige Entwicklung und im-
plizieren in der Regel einen korrespondenztheoretischen 
Wahrheitsanspruch: Sie werden daran gemessen, ob die 

vorhergesagte Entwicklung tatsächlich eintritt. Langfrist-
Projektionen verzichten bewusst auf diesen Anspruch. Ihr 
analytischer Mehrwert liegt anderswo – in der systemati-
schen Off enlegung von Sensitivitäten, in der Identifi kation 
langfristiger Zielkonfl ikte und in der Prüfung institutioneller 
Tragfähigkeit. Sie sind Instrumente der strukturellen Orien-
tierung, nicht der punktgenauen Vorausschau.

Analytische Leistungsfähigkeit

Der zentrale Erkenntnisbeitrag von Langfrist-Projektio-
nen besteht darin, intertemporale Strukturen sichtbar zu 
machen, die in einer kurzfristig orientierten Betrachtung 
systematisch unberücksichtigt bleiben. Zum Beispiel 
verdeutlichen Langfrist-Projektionen, dass heutige fi -
nanzpolitische Entscheidungen untrennbar mit zukünfti-
gen Einnahmen-, Ausgaben- und Verschuldungspfaden 
verknüpft sind. Die intertemporale Budgetrestriktion, die 
sie dabei off enlegen, ist keine empirisch begründete Pro-
gnose, sondern eine theoretische Konsistenzbedingung: 
Sie formuliert die notwendige Beziehung zwischen ge-
genwärtigem fi skalischem Handeln und der langfristigen 
Tragfähigkeit öff entlicher Finanzen. Projektionen zeigen, 
unter welchen Annahmen bestimmte fi skalische Pfade 
konsistent bleiben und in welchem Ausmaß Anpassungs-
lasten zeitlich verschoben oder implizit zukünftigen Ge-
nerationen aufgebürdet werden.

Eng damit verbunden ist die Frage, ob bestehende institu-
tionelle Arrangements langfristig tragfähig sind. Durch die 
explizite Modellierung von Steuer-, Transfer- und Ausga-
benregimen in Wechselwirkung mit demografi schen und 
makroökonomischen Entwicklungen lassen sich struktu-
relle Ungleichgewichte identifi zieren, die im kurzfristigen 
Horizont noch unsichtbar sind. Langfrist-Projektionen 
testen die Robustheit bestehender Arrangements, ohne 
implizit vorauszusetzen, dass die dafür geltenden Regeln 
dauerhaft stabil oder von selbst anpassungsfähig wären, 
und ermöglichen so die frühzeitige Identifi kation poten-
zieller Reformbedarfe.

Darüber hinaus implizieren viele wirtschafts- und fi nanz-
politische Entscheidungen Umverteilungen zwischen Al-
terskohorten, die zum Zeitpunkt der Entscheidung noch 
nicht voll absehbar sind. Langfrist-Projektionen stellen ei-
nen konsistenten Rahmen bereit, um solche intertempo-
ralen und intergenerationellen Transfers abzubilden. Kon-
zepte wie die Generationenbilanzierung machen implizite 
Verpfl ichtungen explizit und zeigen, in welchem Umfang 
gegenwärtige Politik Lasten auf zukünftige Generationen 
verlagert (Kotlikoff , 1993). Der hier relevante Wahrheits-
anspruch bleibt konditional: Es geht nicht um die Vorher-
sage individueller oder gesellschaftlicher Wohlfahrt, son-
dern um die systematische Analyse der intergenerationel-
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len Verteilungswirkungen, die sich aus gegebenen Regeln 
und demografi schen Strukturen ergeben. Politische Maß-
nahmen können nämlich Entwicklungspfade etablieren, 
die durch Selbstverstärkung, institutionelle Verfestigung 
oder kumulative Budgetwirkungen geprägt sind – und de-
ren spätere Korrektur nur mit erheblichen Kosten möglich 
ist. Solche Kipppunkte lassen sich analytisch nur in ei-
nem dynamischen, langfristig angelegten Modellrahmen 
erfassen, da sie sich nicht aus einzelnen Zuständen, son-
dern aus der zeitlichen Entfaltung von Entscheidungen er-
geben (Arthur, 1989; Pierson, 2004).

Innerhalb dieses Instrumentariums lassen sich unter-
schiedliche Grade empirischer Strenge unterscheiden. 
Besonders belastbar sind beispielsweise Langfrist-Pro-
jektionen, die im Kern allein auf empirischen Analysen 
aufbauen, die ihrerseits durch Modelle gestützt werden, 
mit deren Hilfe die Ausgangslage systematisch in die 
Zukunft verlängert wird. Dies gilt etwa für Vorausschät-
zungen zur Entwicklung des Produktionspotenzials einer 
Volkswirtschaft, die im Regelfall nur als Mittelfrist-Pro-
jektionen für wenige Jahre angestellt werden, fallweise 
aber in die lange Frist verlängert werden (vgl. etwa SVR 
Wirtschaft, 2023, Ziff . 99 ff ., S. 103 ff .; Ochsner et al., 
2024). Langfrist-Projektionen für die Fiscal Sustainabi-
lity Reports der Europäischen Kommission (European 
Commission, 2024) oder die Tragfähigkeitsberichte des 
Bundesministeriums der Finanzen (BMF, 2024; Werding 
et al., 2024) sowie die Rentenprojektionen im Jahres-
gutachten 2023/2024 des Sachverständigenrates (SVR 
Wirtschaft, 2023, Ziff . 359 ff ., S. 286 ff .) erfordern darüber 
hinaus explizite Annahmen zur Entwicklung institutionel-
ler Rahmenbedingungen, die im geltenden Recht nicht 
vollständig vorgegeben werden. Sie unterscheiden sich 
von freieren Szenarioanalysen gleichwohl dadurch, dass 
der Aufsatzpunkt nicht hypothetisch gewählt, sondern 
aus einer empirisch verankerten Schätzung abgeleitet 
wird. Das sichert die Anschlussfähigkeit an die laufende 
wirtschaftspolitische Diskussion und gewährleistet, dass 
die Entfaltung der betrachteten Eff ekte von der einfachen, 
berechenbaren Mechanik gesamtstaatlicher oder pa-
rafi skalischer Budgets getrieben wird. Ähnliches gilt für 
Langfrist-Projektionen zu energie- oder klimapolitischen 
Fragen, die einerseits auf annahmebasierten Verbrauchs- 
oder Emissionspfaden, andererseits auf natur- und inge-
nieurwissenschaftlichen Modellen basieren.

Ohne explizite Modellierung bleiben die Zusammenhänge 
unscharf oder werden systematisch unterschätzt. Lang-
frist-Projektionen schaff en Abhilfe, indem sie kontrafak-
tische Politikoptionen konsistent durchspielen und es 
ermöglichen, Wirkungen eindeutig auf bestimmte Annah-
men oder Interventionen zurückzuführen, statt sie bloß 
deskriptiv zu konstatieren. Sie entsprechen damit dem 

wissenschaftstheoretischen Verständnis von Modellen 
als idealisierten, aber epistemisch fruchtbaren Darstel-
lungen relevanter Strukturen, also Werkzeugen, die durch 
bewusste Abstraktion Einsichten in Zusammenhänge er-
möglichen, die andernfalls verborgen blieben.

Umgang mit Unsicherheit

Die hohe Unsicherheit langfristiger Entwicklungen stellt 
kein spezifi sches Defi zit von Langfrist-Projektionen dar. 
Sie ist eine konstitutive Eigenschaft des Untersuchungs-
gegenstands. Wissenschaftstheoretisch ist Unsicherheit 
daher kein Argument gegen den Einsatz modellbasierter 
Analysen, sondern im Gegenteil der zentrale Grund, sol-
che Instrumente überhaupt zu verwenden: Sie ermögli-
chen unter Bedingungen begrenzten Wissens strukturier-
te Aussagen über Zusammenhänge, ohne den Anspruch 
zu erheben, zukünftige Realisationen zu determinieren 
(Knight, 1921; Popper, 1959). Entscheidend ist nicht die 
Existenz von Unsicherheit, sondern der angemessene 
Umgang mit ihr (Morgan & Henrion, 1990). Seriöse Lang-
frist-Projektionen begegnen Unsicherheit durch deren ex-
plizite Thematisierung: durch Off enlegung der Annahmen, 
Konstruktion alternativer Szenarien und systematische 
Sensitivitätsanalysen. Der Erkenntnisgewinn liegt nicht in 
punktgenauen Zahlenwerten, sondern in der Analyse von 
Robustheiten und Verletzlichkeiten gegenüber Annahme-
änderungen. Unsicherheit wird auf diese Weise nicht be-
seitigt, sondern analytisch handhabbar gemacht.

In bestimmten Anwendungsfeldern lassen sich Unsicher-
heiten auch probabilistisch modellieren, etwa in Form 
stochastischer Projektionen. Auch hierfür stehen die 
Projektionen des Produktionspotenzials des SVR Wirt-
schaft exemplarisch. Deren Anwendbarkeit ist allerdings 
dort begrenzt, wo die stochastischen Eigenschaften der 
relevanten Teilprozesse – demografi scher, institutioneller 
oder politischer Natur – empirisch nur unzureichend be-
kannt sind. In solchen Fällen würde eine formale Stochas-
tisierung eher Scheingenauigkeit erzeugen als zusätzli-
chen Erkenntnisgewinn. Die Arbeit mit expliziten Szena-
rien ist dann epistemisch robuster. Die Szenariotechnik 
erfüllt dabei eine doppelte Funktion. Einerseits macht 
sie die Bandbreite möglicher Entwicklungen transparent: 
Wenn günstige Annahmen zu günstigen Ergebnissen füh-
ren, ungünstige zu ungünstigen, lässt sich daraus keine 
klare strukturelle Botschaft ableiten. Andererseits kann 
gerade die Szenarioanalyse besonders robuste Erkennt-
nisse liefern, nämlich dann, wenn selbst unter stark vari-
ierenden Annahmen qualitativ ähnliche, überwiegend (un)
günstige Ergebnisse auftreten.

Die langfristigen ökonomischen Folgen des ausgeprägten 
demografi schen Wandels sind ein solcher Fall: Negative 
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Eff ekte für Wachstum, Beschäftigung und öff entliche Fi-
nanzen zeigen sich in einer Vielzahl plausibler Szenarien. 
Die Aussagekraft der Projektion ergibt sich hier nicht aus 
der Exaktheit einzelner Zahlen, sondern aus der Kon-
sistenz der Richtung der projizierten Eff ekte über unter-
schiedliche Annahmen hinweg. Langfrist-Projektionen 
sind in diesem Sinne keine Instrumente zur Reduktion von 
Unsicherheit, sondern zu ihrer Strukturierung. Sie über-
führen unübersichtliches Unwissen über die Zukunft in 
explizite, nachvollziehbare und diskutierbare Annahmen-
räume und ermöglichen so ein rationales Abwägen lang-
fristiger Handlungsoptionen.

Einwände und ihre Bewertung

Die gegen Langfrist-Projektionen immer wieder vorge-
brachten Einwände lassen sich analytisch in zwei Katego-
rien einteilen, die in der Debatte häufi g vermischt werden: 
epistemische Kritikpunkte, die den Wahrheitsanspruch 
und die wissenschaftliche Belastbarkeit betreff en, und 
institutionelle Kritikpunkte, die sich auf den Einsatz und 
die Kommunikation von Projektionsergebnissen im politi-
schen Raum richten. Eine angemessene Bewertung setzt 
voraus, beide Ebenen strikt voneinander zu trennen.

Ein erster epistemischer Einwand betriff t die angeblich 
mangelnde Belastbarkeit. Die Kritik, modellbasierte Ana-
lysen über lange Zeithorizonte seien grundsätzlich un-
zuverlässig, speist sich aus unterschiedlichen Quellen. 
Einerseits wird in Verallgemeinerung eines ursprünglich 
auf ökonometrische Konjunkturmodelle bezogenen Argu-
ments darauf verwiesen, dass Verhaltensparameter bei 
Politikänderungen instabil werden, sodass auf vergange-
ne Zusammenhänge gestützte Modelle in die Irre führen 
können (Lucas, 1976). Andererseits wird argumentiert, 
komplexe Langfristmodelle erzeugten eine illusorische 
Präzision, die Entscheidungsträger in falscher Sicherheit 
wiege (Pindyck, 2017). Beide Einwände verdienen Beach-
tung, in ihrer pauschalen Form beruhen sie aber auf einer 
Fehlanwendung prognostischer Bewertungskriterien auf 
ein Instrument, das keinen prognostischen Wahrheits-
anspruch erhebt. Die Qualität von Langfrist-Projektionen 
bemisst sich nicht an ex post überprüfbarer Treff genau-
igkeit, sondern an der Konsistenz der Modellstruktur, der 
theoretischen Fundierung der abgebildeten Zusammen-
hänge und der Transparenz der zugrunde gelegten An-
nahmen.

Ein zweiter epistemischer Einwand zielt auf die vermeint-
lich fehlende Falsifi zierbarkeit. In Anlehnung an das Falsi-
fi kationskriterium (Popper, 1959) wird gelegentlich argu-
mentiert, Aussagen mit sehr langen Zeithorizonten und 
off enem Ausgang ihrer Bewährung könnten keinen wis-
senschaftlichen Status beanspruchen. Dieser Einwand 

beruht auf einer kategorialen Verwechslung. Das Falsifi -
kationskriterium betriff t allgemeine Theorien mit universa-
lem Geltungsanspruch, nicht konditionale Szenarien mit 
explizit begrenztem Geltungsbereich. Langfrist-Projektio-
nen dienen nicht der Überprüfung ökonomischer Geset-
ze, sondern der Analyse von Konsistenzbedingungen und 
Handlungsfolgen unter Unsicherheit. Ihre wissenschaftli-
che Angemessenheit bemisst sich an interner Kohärenz, 
theoretischer Plausibilität und an der Nachvollziehbarkeit 
ihrer Annahmen.

Von diesen epistemischen Einwänden klar zu unterschei-
den ist der institutionelle Vorwurf der politischen Instru-
mentalisierbarkeit. Dass Projektionsergebnisse im poli-
tischen Prozess selektiv rezipiert, strategisch gedeutet 
oder gezielt zur Legitimation bestimmter, oft vorab fest-
gelegter Reformoptionen eingesetzt werden können, ist 
unbestreitbar. Pielke (2007) hat überzeugend beschrie-
ben, wie wissenschaftliche Expertise unter dem Deck-
mantel neutraler Analyse zur Einschränkung politischer 
Handlungsspielräume genutzt werden kann, eine Dyna-
mik, die er als „stealth issue advocacy“ bezeichnet. Die-
ses Risiko betriff t jedoch nicht den Status von Langfrist-
Projektionen als Analyseinstrument, sondern die institu-
tionellen Rahmenbedingungen der Politikberatung. Mo-
delle liefern keine politischen Entscheidungen, sondern 
strukturierte Entscheidungsgrundlagen; ihre mögliche 
Instrumentalisierung ist Ausdruck politischer Selektions- 
und Anreizmechanismen, nicht ein inhärentes Merkmal 
der Methode.

Entscheidend ist: Ein Verzicht auf Langfrist-Projektionen 
würde dieses Risiko nicht verringern, sondern lediglich 
verlagern. Politische Entscheidungen über langfristig 
wirksame Maßnahmen erfordern notwendigerweise An-
nahmen über zukünftige Entwicklungen. Werden diese 
Annahmen nicht explizit modelliert, bleiben sie implizit, 
unsystematisch und einer kritischen Überprüfung weit-
gehend entzogen. Langfrist-Projektionen tragen dazu 
bei, unvermeidliche Zukunftsannahmen off enzulegen 
und ihre Konsequenzen systematisch zu durchdenken. 
Sie ermöglichen damit überhaupt erst eine informierte 
wissenschaftliche und politische Debatte. Gerade die-
se Transparenz stärkt die Qualität wirtschaftspolitischer 
Entscheidungsprozesse, auch wenn sie politische Ausei-
nandersetzungen weder ersetzen noch vor strategischer 
Nutzung schützen kann.

Schlussfolgerungen

Langfrist-Projektionen erheben keinen Anspruch darauf, 
dass ihre Ergebnisse tatsächlich eintreten. Ihr wissen-
schaftlicher Status ergibt sich vielmehr aus ihrer Funk-
tion: Sie sind Instrumente zur systematischen Analyse 
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intertemporaler Zusammenhänge unter Bedingungen 
fundamentaler Unsicherheit. Sie machen langfristige 
Konsistenzbedingungen, kumulative Wirkungen und 
strukturelle Abhängigkeiten sichtbar, die ohne explizi-
te Modellierung notwendig unscharf blieben. Gerade 
die Unvermeidbarkeit von Unsicherheit spricht für ihren 
Einsatz, nicht gegen ihn. Wo politische Entscheidun-
gen langfristige Wirkungen entfalten, ist der Verzicht 
auf explizite Annahmen über die Zukunft keine episte-
misch neutrale Option. Er würde zu impliziten, intrans-
parenten und methodisch unkontrollierten Zukunfts-
vorstellungen führen, die sich einer kritischen Prüfung 
entziehen. Langfrist-Projektionen ersetzen Unsicherheit 
nicht durch Gewissheit. Sie transformieren sie in eine 
strukturierte, nachvollziehbare und kritisierbare Ent-
scheidungsgrundlage. Eine grundsätzliche Ablehnung 
solcher Projektionen lässt sich daher weder mit episte-
mischer Strenge noch mit wissenschaftlicher Vorsicht 
überzeugend begründen. Im Gegenteil: Im Kontext 
langfristig wirksamer wirtschafts- und fi nanzpolitischer 
Entscheidungen wäre der Verzicht auf solche Analysen 
seinerseits wissenschaftstheoretisch problematisch, da 
er implizite Annahmen und methodisch unkontrollierte 
Erwartungen an ihre Auswirkungen an die Stelle einer 
transparenten Analyse setzen würde. Langfrist-Projekti-
onen sind, richtig verstanden und sorgfältig eingesetzt, 
ein unverzichtbares Instrument zur rationalen Orientie-
rung unter Unsicherheit.
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Sackgasse Mitgliedschaft ohne Tarif – zur 
Erosion des Tarifvertragssystems
Die Mitgliedschaft ohne Tarif (OT) erlaubt es Unternehmen, einem Arbeitgeberverband 
beizutreten, ohne an dessen Tarifverträge gebunden zu sein. Was ursprünglich als 
Notlösung zur Mitgliederbindung eingeführt wurde, wird zunehmend zum Regelfall. Diese 
Entwicklung bleibt nicht ohne Folgen für die Tarifbindung in der Metall- und Elektroindustrie, 
wo heute weniger als die Hälfte der Beschäftigten unter einen Flächentarifvertrag fällt. Die 
Arbeitgeberverbände manövrieren sich damit zunehmend in ein strukturelles Dilemma. Denn 
ohne ihre tarifpolitische Kernfunktion verlieren sie ihre gesellschaftliche Daseinsberechtigung. 
Der folgende Beitrag analysiert die Verbreitung von OT-Mitgliedschaften, ihre Folgen für das 
Tarifvertragssystem und diskutiert mögliche Wege aus dieser Sackgasse.
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Seit Anfang 2026 hat der Arbeitgeberverband Gesamt-
metall mit Udo Dinglreiter einen neuen Präsidenten, der 
erstmals in der 135-jährigen Verbandsgeschichte aus 
einem Unternehmen kommt, das nicht tarifgebunden ist 
(Gesamtmetall, 2025). Der bayerische Maschinen- und 
Anlagenbauer „R. Scheuchl GmbH“, dessen Miteigentü-
mer und Geschäftsführer Dinglreiter ist, ist bei Gesamt-
metall ein sogenanntes OT-Mitglied. Dies bedeutet, dass 
das Unternehmen, anders als bei einer normalen tarifge-
bundenen „T-Mitgliedschaft“, nicht automatisch an die 
Verbandstarifverträge von Gesamtmetall gebunden ist. 
Für viele Arbeitgeberverbände ist die Tarifbindung nur 
noch eine Option unter anderen. Eine solche Positionie-
rung hat weitreichende Konsequenzen für das deutsche 
Tarifvertragssystem, das sich seit Jahrzehnten in einem 
schleichenden Erosionsprozess befi ndet. Zugleich führt 
es dazu, dass sich die Arbeitgeberverbände zunehmend 
in eine Sackgasse manövrieren, aus der sie nicht mehr 
ohne Weiteres rauskommen.

Verbreitung von OT-Mitgliedschaften

Noch bis in die 1990er Jahre hinein galt in Deutschland 
der Grundsatz, dass ein Mitgliedsunternehmen eines 
Arbeitgeberverbandes auch automatisch an dessen 
Verbandstarifvertrag gebunden ist. Seither sind immer 
mehr Arbeitgeberverbände dazu übergegangen, durch 
Änderungen ihrer Satzungen die Möglichkeit von OT-Mit-

gliedschaften einzuführen. Dies war im Wesentlichen eine 
Reaktion auf einen anhaltenden Mitgliederverlust vieler 
Verbände, der vor allem auf eine zunehmende Unzufrie-
denheit mit den Tarifabschlüssen zurückgeführt wurde. 
Die OT-Mitgliedschaft sollte Unternehmen die Möglich-
keit eröff nen, weiter die Serviceleistungen der Verbände 
in Anspruch zu nehmen, ohne an deren Tarifabschlüsse 
gebunden zu sein (Behrens, 2011).

Bis heute liegen keine genauen Daten darüber vor, wie 
viele der etwa 700 Arbeitgeberverbände in Deutschland 
eine OT-Mitgliedschaft eingeführt und wie viele Unter-
nehmen diese in Anspruch genommen haben (Deutscher 
Bundestag, 2024). Die ungenaue Datenlage liegt in ers-
ter Linie an der Intransparenz der Arbeitgeberverbände, 
die in der Regel keine Angaben zu ihren Mitgliedern ver-
öff entlichen. Deshalb gibt es lediglich Schätzungen, die 
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Abbildung 1
Anteil Mitgliedsfi rmen von Gesamtmetall mit OT-

Status und deren Beschäftigte, 2007 bis 2024

Quelle: Gesamtmetall (2007-2025).

auf älteren Befragungen beruhen und die davon ausge-
hen, dass mindestens 60 % der Arbeitgeberverbände ih-
ren Unternehmen die Möglichkeit einer OT-Mitgliedschaft 
einräumen (Behrens & Helfen, 2016). Das bedeutet jedoch 
auch, dass es eine relevante Zahl von Arbeitgeberverbän-
den gibt, die sich bewusst gegen OT-Mitgliedschaften 
entschieden haben. Hierzu gehören z. B. die Arbeitge-
berverbände der Bauwirtschaft oder des Bewachungs-
gewerbes, die ein hohes Interesse an branchenweiten 
Tarifstandards haben und hierfür das Instrument der All-
gemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen nutzen.

Der einzige Arbeitgeberverband in Deutschland, der 
transparent mit seinen Mitgliederzahlen umgeht und die-
se öff entlich zur Verfügung stellt, ist der Metallarbeitge-
berverband Gesamtmetall. Für diesen kann relativ genau 
die Entwicklung und Verbreitung von OT-Mitgliedschaften 
nachgezeichnet werden. Bei Gesamtmetall begann diese 
Entwicklung Anfang der 1990er Jahre mit einer heftigen 
internen Kontroverse über das Für und Wider von OT-Mit-
gliedschaften (Glaubitz, 1997; Weishaupt et al., 2021). Seit 
dem Grundsatzbeschluss aus dem Jahr 2005 existieren 
innerhalb von Gesamtmetall nun zwei Modelle von OT-
Mitgliedschaften (Behrens, 2011): In einigen Bundeslän-
dern wie Nordrhein-Westfalen oder Hessen wird die OT-
Mitgliedschaft innerhalb derselben regionalen Mitglieds-
verbände angeboten, während in anderen Bundesländern 
wie Bayern oder Baden-Württemberg parallel formal ei-
genständige T- und OT-Verbände existieren, die jedoch 
beide Mitglied von Gesamtmetall sind und in enger Per-
sonalunion geführt werden. Schließlich gibt es auch noch 
Regionalverbände wie Niedersachsen oder Sachsen, in 
denen lediglich der T-Verband, nicht jedoch der OT-Ver-
band Mitglied von Gesamtmetall ist, obwohl auch hier eine 
enge Verbindung zwischen beiden Verbänden besteht.

Die Einführung der OT-Mitgliedschaft hat die Mitglieder-
entwicklung von Gesamtmetall nachhaltig beeinfl usst. Seit 
Anfang der 1990er Jahre fi el die Zahl der Mitgliedsfi rmen 
um fast 56 % von 9.533 (1991) auf nur noch 4.214 (2006). 
Mit der Eingliederung der OT-Verbände im Jahr 2007 stieg 
die Mitgliedschaft schlagartig wieder auf 6.321 Firmen an 
und ist seither auf 7.335 im Jahr 2024 angewachsen.

Mit der Einführung von OT-Mitgliedschaften konnte Ge-
samtmetall den Mitgliederrückgang stoppen und auf 
einem wieder angestiegenen, relativ hohen Niveau kon-
solidieren. Die Mitgliederzugewinne resultierten jedoch 
ausschließlich aus OT-Mitgliedschaften, während die 
Anzahl tarifgebundener Firmen bis heute rückläufi g ist. 
Lag der Anteil der Firmen mit OT-Mitgliedschaften im 
Jahr 2007 bei etwas mehr als einem Drittel (36,4 %), so 
hatte er bereits 2016 die 50 %-Marke überschritten und 
ist mittlerweile auf 57,3 % im Jahr 2024 angestiegen (Ab-

bildung 1). Wird zudem berücksichtigt, dass in einigen 
Bundesländern die OT-Verbände nicht Mitglied von Ge-
samtmetall sind und folglich auch nicht in dessen Mitglie-
derstatistiken erscheinen, so sind OT-Mitgliedschaften 
in der Metall- und Elektroindustrie sogar noch ein Stück 
bedeutender. Eine immer größer werdende Mehrheit der 
Mitgliedsfi rmen des Metallarbeitgeberverbandes, dessen 
wichtigste Aufgabe darin besteht, Tarifverträge abzu-
schließen, ist demnach gar nicht mehr an diese Tarifver-
träge gebunden.

Die grundlegende Verschiebung in der Mitgliedschaft von 
Gesamtmetall wird auch nicht dadurch relativiert, dass es 
sich bei den OT-Firmen vor allem um kleinere und mittle-
re Unternehmen handelt, sodass die Mehrzahl der durch 
Gesamtmetall-Firmen repräsentierten Beschäftigten nach 
wie vor in Mitgliedsfi rmen mit Tarifvertrag arbeitet. Zwar 
lag der Anteil der Beschäftigten in OT-Mitgliedsfi rmen 
2024 nur bei etwa einem Viertel, jedoch nimmt auch diese 
Zahl kontinuierlich zu (Abbildung 1). Für die politische Aus-
richtung und Positionierung des Verbandes spielt jedoch 
die Zahl der Mitgliedsfi rmen die weit wichtigere Rolle. Dies 
zeigt sich gerade auch an der regional sehr unterschied-
lichen Bedeutung von OT-Mitgliedschaften. So sind z. B. 
in Bayern als dem Heimatverband des neuen Gesamt-
metall-Präsidenten nur noch weniger als 20 % aller Mit-
gliedsfi rmen an den Verbandstarifvertrag von Gesamtme-
tall gebunden (Gesamtmetall 2025).

Tarifbindung in der Metallindustrie

Das Handelsblatt kritisierte 1996 die Einführung von OT-
Mitgliedschaften in Regionalverbänden von Gesamtme-
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tall als „Hilfe zur Tariffl  ucht“ (Mundorf, 1996). Die Prog-
nose, dass OT-Mitgliedschaften Austritte aus dem Flä-
chentarifvertrag begünstigen würden, wurde damals von 
Verbandsseite zurückgewiesen. Tatsächlich hat die OT-
Mitgliedschaft nicht zu einer Stärkung geführt, sondern 
die Erosion der Verbandstarifbindung weiter begünstigt. 
Seit den 1990er Jahren geht die Flächentarifbindung in 
der Metall- und Elektroindustrie kontinuierlich zurück (Ab-
bildung 2). Während 1990 noch fast jedes zweite Unter-
nehmen an die Verbandstarifverträge von Gesamtmetall 
gebunden war, ist es heute gerade einmal jedes zehnte. 
Da die hier ausgewerteten Daten nur Betriebe mit 20 und 
mehr Beschäftigten berücksichtigen, ist das Ausmaß der 
Erosion in der Realität noch größer. Auch bei den Be-
schäftigten der Metallindustrie kommt es zu einem star-
ken Rückgang der Tarifbindung. Arbeiteten 1990 noch 
etwa 70 % in Unternehmen mit Tarifvertrag, so waren es 
2024 gerade einmal noch 46 %. Der wichtigste Flächen-
tarifvertrag in Deutschland erfasst demnach noch nicht 
einmal mehr die Hälfte aller Beschäftigten.

Während der Rückgang Anfang der 1990er Jahre pri-
mär auf den Austritt aus dem Verband zurückzuführen 
war, wird er seit den 2000er Jahren vor allem durch die 
Möglichkeit getrieben, in die OT-Mitgliedschaft zu wech-
seln. Hinzu kommt, dass neu eintretende Unternehmen 
gar nicht mehr mit dem Tarifträgerverband in Berührung 
kommen. Der OT-Verband stellt ihnen alle notwendigen 
Dienstleistungen und Hilfen, von der politischen Inter-
essenvertretung bis zur Personal- und Rechtsberatung, 
bereit, um kollektive Forderungen ihrer Belegschaften 

zurückzuweisen oder im besten Fall in einen Firmentarif-
vertrag münden zu lassen. Insbesondere in ostdeutschen 
Bundesländern spielen Firmentarifverträge in der Me-
tallindustrie eine deutlich größere Rolle im Verhältnis zur 
Flächentarifbindung. Damit entfällt für diese Unterneh-
men der organisatorische und institutionelle Zugang zur 
Branchentarifstruktur und damit ein zentraler Anreiz zur 
Tarifbindung.

Für die Verbreitung von Firmentarifverträgen in der Me-
tallindustrie liegen keine gesicherten Daten vor. Es kann 
jedoch davon ausgegangen werden, dass diese in den 
letzten Jahrzehnten deutlich zugenommen haben. Auch 
viele OT-Firmen verfügen über einen Haustarifvertrag oder 
geben an, sich an den bestehenden Verbandstarifverträ-
gen zu orientieren. Dies wird von den Arbeitgeberverbän-
den oft als Beleg dafür angeführt, dass die OT-Mitglied-
schaft als Stabilisierungsfaktor für die Tarifbindung wirke. 
Übersehen wird dabei, dass sich eine Orientierung am 
Flächentarifvertrag in den meisten Fällen als „Rosinenpi-
ckerei“ erweist, bei dem die Unternehmen die genehmen 
Bestandteile des Tarifvertrags übernehmen, während we-
niger genehme Elemente wegfallen. Verschiedene Unter-
suchungen haben hierbei gezeigt, dass eine Orientierung 
am Tarifvertrag in der Regel nicht eine Übernahme, son-
dern ein mehr oder weniger deutliches Unterschreiten der 
Tarifstandards bedeutet (Bossler, 2018). Wenn nicht-tarif-
gebundene Unternehmen sich an Tarifverträgen orientie-
ren, handelt es sich schließlich stets um ein freiwilliges Zu-
geständnis, das von den Arbeitgebern jederzeit revidiert 
werden kann, da, anders als bei einem Tarifvertrag, kein 
Rechtsanspruch besteht.

Von der Tarifvertragspartei zum allgemeinen 

Lobbyverband

Der starke Zuwachs der OT-Mitgliedschaft ging in den 
Arbeitgeberverbänden der Metall- und Elektroindust-
rie mit einer Reorganisation und einer deutlich stärkeren 
Ausrichtung auf dienstleistungsförmige Angebote einher. 
Eine Auswertung von Organigrammen von Gesamtmetall 
und seinen Regionalverbänden für den Zeitraum 1990 bis 
2025 zeigt, dass sich Strukturen und personelle Kapazitä-
ten erheblich zugunsten betriebsnaher Dienstleistungen 
verschoben haben (Syrovatka, 2024). Insbesondere die 
Bereiche Rechts- und Personalberatung wurden ausge-
baut und personell aufgestockt. Die Betriebsbetreuung 
vor Ort erhielt durch eine Verfeinerung der Bezirksstruk-
turen und stärkere Verankerung der Bezirksarbeit in den 
Regionalverbänden erhöhte Aufmerksamkeit. Damit 
wurde den Bedürfnissen von OT-Mitgliedern Rechnung 
getragen, deren fehlende Flächentarifbindung typischer-
weise mit einem erhöhten individuellen Beratungs- und 
Betreuungsbedarf einhergeht. Parallel dazu professiona-

Abbildung 2
Reichweite der Verbandstarifverträge von 

Gesamtmetall, 1991 bis 20241

1 Gemessen an der Gesamtzahl von Betrieben und Beschäftigten in Be-
trieben mit mindestens 20 Beschäftigten.

Quelle: Gesamtmetall (2007-2025).
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lisierte Gesamtmetall seinen Presse- und Öff entlichkeits-
bereich und seine Lobby- und Medienarbeit. Die Grün-
dung des Instituts Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) 
im Jahr 2000 als kampagnenfähiger Thinktank markierte 
die Institutionalisierung einer neuen Schwerpunktsetzung 
auf Öff entlichkeitsarbeit und Lobbying. Demgegenüber 
wuchsen die unmittelbar fl ächentarifbezogenen Bereiche 
kaum. Wo es gleichwohl zu moderaten Aufstockungen in 
Tarifabteilungen kam, wurde in den Regionalverbänden 
vor allem Expertise für Firmentarifverträge und betrieb-
liche Abweichungen vom Flächentarifvertrag ausgebaut 
(Syrovatka, 2024). Insgesamt erfolgte die Reorganisation 
damit zulasten tarifpolitischer Schwerpunktsetzungen 
und stärkte die Profi lierung als Dienstleistungsverband.

Mit dem Aus- und Umbau der Strukturen ging zugleich 
eine tarifpolitische Neupositionierung einher, die sich ein-
drucksvoll im aktuellen tarifpolitischen Leitbild von Ge-
samtmetall niederschlägt. Darin wird der eigene Flächen-
tarifvertrag als zu komplex und zu unfl exibel beschrieben. 
Die bestehenden Tarifverträge seien nicht hinreichend 
„interessengerecht“ und entsprächen nicht den „Bedürf-
nissen der Betriebe“ (Gesamtmetall, 2026). Zugleich wird 
unter Bezugnahme auf die sogenannte „negative Koaliti-
onsfreiheit“ betont, dass die Tarifbindung stets eine frei-
willige Entscheidung der Unternehmen sei und es auch 
ein Recht gäbe, nicht-tarifgebunden zu sein (zur kont-
roversen Debatte um die „negative Koalitionsfreiheit“; 
Däubler, 2022a). Vor diesem Hintergrund wird die OT-Mit-
gliedschaft der tarifgebundenen Mitgliedschaft gleichge-
stellt. Mehr noch: Sie wird sogar als „notwendiges Kor-
rektiv“ (Gesamtmetall, 2026) gegenüber dem Flächenta-
rifvertrag und als politisches Druckmittel gegenüber den 
Gewerkschaften angesehen. Gesamtmetall wendet sich 
denn auch gegen jegliche Privilegierung tarifgebundener 
Unternehmen, da die OT-Mitgliedschaft „heute ein unver-
zichtbarer Teil des Tarifsystems“ sei (Gesamtmetall, 2026). 
Konsequenterweise positioniert sich Gesamtmetall auch 
gegen nahezu sämtliche politische Initiativen zur Stabili-
sierung von Tarifbindung. Dies gilt sowohl für das von der 
Bundesregierung auf den Weg gebrachte Bundestarif-
treuegesetz als auch für Vorschläge zur Vereinfachung der 
Allgemeinverbindlicherklärung (AVE), die als „Akt staatli-
cher (Zwangs-) Erstreckung […] auf Außenseiter“ betrach-
tet wird. Beides wird von Gesamtmetall vehement abge-
lehnt (Gesamtmetall, 2026). 

Im Gegensatz dazu plädiert Gesamtmetall für eine weit-
gehende Flexibilisierung und Öff nung des Flächenta-
rifvertrags durch eine grundsätzliche „Modularisierung 
der Tarifverträge“ (Gesamtmetall, 2026), bei der sich die 
Unternehmen die für sie passenden „Module“ aussuchen 
können. Auch wenn die konkreten Vorstellungen zur Zu-
kunft des Flächentarifvertrags teils vage bleiben und 

zwischen den Regionalverbänden variieren, deutet sich 
ein verändertes Grundverständnis an: Der Flächentarif-
vertrag erscheint zunehmend als Dienstleistung für die 
eigenen Mitgliedsunternehmen. Konzepte wie der „mo-
dulare Tarifvertrag“ zielen dabei darauf, die unmittelbare 
und zwingende Wirkung fl ächentarifl icher Regelungen 
zu relativieren und ihre Verbindlichkeit grundsätzlich zur 
Disposition zu stellen. In dieser Perspektive würden der 
Flächentarifvertrag und die mit ihm verbundene Friedens-
pfl icht zu einem Leistungsbaustein, der neben Rechts- 
und Personalberatung als Verbandsservice angeboten 
werden könnte. Zuspitzend lässt sich dies als tarifpoli-
tische Zukunftsvision einer Verallgemeinerung der OT-
Mitgliedschaft lesen. Vor diesem Hintergrund wird auch 
plausibel, weshalb sich Gesamtmetall, abweichend vom 
früheren Selbstverständnis als Tarifverband, heute vor-
rangig als „kraftvolle Vertretung der Interessen ihrer Mit-
gliedsunternehmen“ positioniert, und daher den Flächen-
tarifvertrag nur noch nachgeordnet adressiert.

Auswege aus der Sackgasse

Im kollektiven Tarifvertragssystem wirkt die OT-Mitglied-
schaft als strukturelle Anomalie. Der Blick auf die Tarifbin-
dung als Ergebnis einer privaten Entscheidung einzelner 
Unternehmen untergräbt die gesellschaftliche Funktion 
der Tarifautonomie, die Arbeits- und Wirtschaftsbedin-
gungen durch Verhandlungen zwischen den Arbeitge-
berverbänden und Gewerkschaften zu regeln (Syrovatka, 
2025). OT-Mitgliedschaften zielen darauf, sich der norma-
tiven Wirkung von Tarifnormen zu entziehen, und tragen 
damit zur Erosion der tarifl ichen Ordnung bei. Dadurch 
stellen sie mittelbar auch die Legitimation und Existenz-
berechtigung der Arbeitgeberverbände infrage. Deren 
politische Wirkmacht beruht maßgeblich auf der Fähigkeit, 
rechtlich verbindliche Flächentarifverträge abzuschließen 
und damit kollektive Regelungskapazität bereitzustel-
len. Während Personal- und Rechtsberatung auch von 
privaten Dienstleistern angeboten werden, verfügen nur 
Arbeitgeberverbände über das Mandat, Tarifverträge zu 
schließen und so kollektive Steuerungs- und Planungssi-
cherheit für die wirtschaftliche Entwicklung zu erzeugen. 
Der Flächentarifvertrag ist das „Unique Value Proposition“ 
der Arbeitgeberverbände; schwindet diese tarifpolitische 
Rolle, erodiert zugleich ihre politische Legitimität.

Der europäische Vergleich verdeutlicht dieses Struktur-
problem. In vielen westeuropäischen Ländern sind Mit-
glieder von Arbeitgeberverbänden automatisch an die 
von ihrem Verband abgeschlossenen Tarifverträge ge-
bunden, entweder durch direkte Verbandsverpfl ichtung 
oder durch eine breite Nutzung der Allgemeinverbind-
licherklärung. Insofern besteht eine zwingende Kopplung 
zwischen Verbandsmitgliedschaft und Tarifbindung und 
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somit eine Aufrechterhaltung der kollektiven Reglungs-
fähigkeit des Tarifsystems. Die Konstruktion der OT-Mit-
gliedschaft stellt dabei eine deutsche Besonderheit dar, 
die sich so in keinem anderen europäischen Land fi ndet. 
Die sukzessive Abkehr vom Flächentarifvertrag erinnert 
vielmehr stark an die Entwicklung in Großbritannien, wo 
die Arbeitgeberverbände kaum noch als Tarifpartei auf-
treten und dadurch massiv an politischem Einfl uss verlo-
ren haben (Gooberman et al., 2019). Als Dienstleistungs-
verbände stehen sie heute in Konkurrenz mit privaten 
Beratungsfi rmen und Anwaltskanzleien, die oftmals deut-
lich umfangreichere und hochwertigere Dienstleistungen 
anbieten können. Insofern befi nden sich die deutschen 
Arbeitgeberverbände in einer Sackgasse: Die Ausweitung 
der OT-Mitgliedschaft untergräbt ihre tarifpolitische Kern-
funktion und damit ihre Existenzberechtigung. Gleichzei-
tig ist ein Rückzug von OT-Mitgliedschaften angesichts 
des hohen OT-Anteils in den Arbeitgeberverbänden prak-
tisch verunmöglicht und würde die Gefahr erheblicher 
Mitgliederverluste mit sich bringen.

Eine Lösung dieses Dilemmas scheint nur durch exter-
ne Impulse möglich: Zum einen müsste der Gesetzgeber 
Schritte einleiten, um die OT-Mitgliedschaft zurückzu-
drängen und die Tarifautonomie zu stabilisieren. Hierzu 
ist von dem Arbeitsrechtler Wolfgang Däubler (2022b) 
unter anderem eine Änderung des Artikels 3 Tarifver-
tragsgesetz vorgeschlagen worden, wonach zukünftig 
„alle Mitglieder der Tarifvertragsparteien“ tarifgebun-
den sein sollen. Diese Regelung erfasst jedoch nur die 
OT-Mitgliedschaft innerhalb eines Arbeitgeberverban-
des, nicht jedoch die eigenständigen OT-Verbände. De-
ren juristische Zulässigkeit basiert auf einer Auslegung 
der Koalitionsfreiheit, die den Koalitionen die freie Wahl 
lässt, wie sie die Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
gestalten wollen. Demgegenüber sollte im Tarifvertrags-
gesetz klargestellt werden, dass jede Vereinigung von Ar-
beitgebern auch tariff ähig sein muss (Rödl et al., 2024). 
Damit wäre OT-Mitgliedschaften der gesetzliche Boden 
entzogen. Eine solche Reform des Tarifvertragsgesetzes 
müsste zugleich mit einer institutionellen Stärkung der 
Allgemeinverbindlicherklärung (AVE) von Tarifverträgen 
einhergehen. Auf diese Weise könnte verhindert werden, 
dass eine Abkehr von der OT-Mitgliedschaft zu massiven 

Mitgliederverlusten bei den Arbeitgeberverbänden führt. 
Wenn die Möglichkeit einer Tariffl  ucht durch die AVE aus-
geschlossen wird, entfällt auch der Grund für einen po-
tenziellen Verbandsaustritt. Es entsteht im Gegenteil ein 
Anreiz, sich verstärkt in Arbeitgeberverbänden zu enga-
gieren und auf die Tarifnormsetzung Einfl uss zu nehmen. 
Insofern würde das aktuelle Dilemma der Arbeitgeberver-
bände aufgelöst und die Tarifbindung könnte in Deutsch-
land wieder nachhaltig gestärkt werden.

Literatur

Behrens, M. (2011). Das Paradox der Arbeitgeberverbände: von der 

Schwierigkeit, durchsetzungsstarke Unternehmensinteressen kollektiv 

zu vertreten. edition sigma.
Behrens, M. & Helfen, M. (2016). Sachzwang oder Programm? Tarifpoliti-

sche Orientierungen und OT-Mitgliedschaft bei deutschen Arbeitge-
berverbänden. WSI-Mitteilungen, 69(6), 452–459.

Bossler, M. (2018). The Rise in Orientation at Collective Bargaining With-
out a Formal Contract. Industrial Relations: A Journal Of Economy And 

Society, 58(1), 17–45.
Däubler, W. (2022a). Tarifvertragsgesetz (5. Aufl ). Nomos.
Däubler, W. (2022b). Rechtliche Aspekte eines Verbots von Mitgliedschaf-

ten ohne Tarifbindung (OT) in Arbeitgeberverbänden.
Deutscher Bundestag. (2024). Verbreitung von OT-Mitgliedschaften in 

Arbeitgeberverbänden, Bericht des wissenschaftlichen Dienst. WD 6 - 
3000 - 033/24, 03.06.2024.

Gesamtmetall. (2007-2025). Die Metall- und Elektroindustrie der Bundesre-

publik Deutschland in Zahlen. Laufende Jahrgänge. 
Gesamtmetall. (2025, 10. Dezember). Dr. Udo Dinglreiter ist neuer Gesamt-

metall-Präsident [Pressemitteilung].
Gesamtmetall. (2026, 2. Februar). Tarifpolitisches Leitbild.
Glaubitz, W. (1997). Zur Frage der Tariff ähigkeit des Arbeitgeberverban-

des mit tarifgebundenen und nicht tarifgebundenen Mitgliedern. In 
Arbeitsrecht aus Arbeitgebersicht (39-48). Dt. Inst. -Verl.

Gooberman, L., Hauptmeier, M. & Heery, E. (2019). The decline of Em-
ployers’ Associations in the UK, 1976–2014. Journal of Industrial Rela-

tions, 61(1), 11–32.
Mundorf, H. (1996, 21. März). Reform der Arbeitgeberverbände: Eine 

Kernspaltung. Handelsblatt, S. 2.
Rödl, F., Syrovatka, F. & Wolff , J. (2024). Zukunft der Tarifautonomie: Ak-

tionsplan für eine Rückkehr zu fl ächendeckender Tarifbindung. Zeit-

schrift für Rechtspolitik, 57(1), 5–8.
Syrovatka, F. (2024). Precarious Associational Power: Refl ections on the 

power resources of employers‘ associations illustrated by the examp-
le of German metal and electrical industry. Global Labour Journal, 
15(1), 21–39.

Syrovatka, F. (2025). Tarifbürgerschaft: Zur demokratischen Essenz der 
Tarifautonomie. In F. Rödl & F. Syrovatka (Hrsg.), Tarifbürgerschaft: Die 

Tarifautonomie in der modernen Demokratie (S. 9–31). Campus.
Weishaupt, J. T., Schneider, H., Vogel, S. & Weckwerth, J. (2021). OT-

Verbände & OT-Mitgliedschaften in der Metall- und Elektrobranche: 
Stabilisierung des Tarifsystems auf tönernen Füßen? Industrielle Be-

ziehungen, 28(1), 3–30.

Title: A dead end: membership without collective agreements – the erosion of the collective bargaining system
Abstract: OT membership allows companies to join an employers’ association without being bound by its collective agreements. What 
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Nach dem EuGH-Urteil: Plädoyer für ein neues 
Trassenpreissystem
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat im März dieses Jahres zum deutschen 
Trassenpreissystem geurteilt und die sogenannte Trassenpreisbremse in ihrer aktuellen Form 
verworfen, weil sie den Personennahverkehr gegenüber dem Fern- und Güterverkehr einseitig 
bevorzugt und die unternehmerische Unabhängigkeit des Infrastrukturbetreibers einschränkt. 
Das Urteil hat weitreichende Auswirkungen auf die Praxis der Schienenpreisgestaltung in 
Deutschland und könnte zu einer Neuausrichtung der Finanzierung und der Preisbildung im 
deutschen Bahnverkehr führen. Angesichts rechtlicher, methodischer und verkehrspolitischer 
Schwächen des bestehenden Vollkostensystems und der zugrunde liegenden 
Markttragfähigkeitslogik plädieren die Autoren für ein neues, transparentes und EU-konformes 
Trassenpreissystem auf Basis unmittelbar zurechenbarer Kosten.
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Am 19. März 2026 hat der Europäische Gerichtshof ( EuGH) 
in dem Vorabentscheidungsersuchen DB  InfraGO  AG 
gegen die Bundesrepublik Deutschland (Rechtssache 
C-770/24, DB InfraGO) die gesetzlich geregelte Trassen-
preisbremse für den Schienenpersonennahverkehr als 
zu unfl exibel und mit der Unabhängigkeit der Geschäfts-
führung des Betreibers der Schienenwege unvereinbar 
verworfen. Was dieses Urteil für die Praxis des Schienen-
personennahverkehrs bedeuten kann und wie sich das 
dem deutschen Trassenpreissystem zugrunde liegende 
Vollkostenprinzip reformieren ließe, ist Gegenstand dieses 
Beitrags.

Hintergrund der Klage ist eine Regelung in § 37 des Ei-
senbahnregulierungsgesetzes (ERegG). Diese sogenann-
te „Trassenpreisbremse“ legt fest, dass die Trassenpreise 
für den Regionalverkehr nicht stärker steigen dürfen als 
die Mittel, die der Bund den Ländern für den Regional-
verkehr zur Verfügung stellt. Da die DB InfraGo aus den 
Trassenerlösen ihre gesamten Kosten decken muss, führt 
die Reduzierung des Trassenpreisanstiegs im Regional-
verkehr zu einem überproportionalen Anstieg der Tras-
senentgelte im Fernverkehr (SPFV) und im Güterverkehr 
(SGV). In den Jahren von 2020 bis 2024 sind die Trassen-
preise im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) um 11 % 
gestiegen, im SPFV und im SGV jeweils um 19,9 % (Bun-
desnetzagentur, 2025, S. 97). Insbesondere die beiden 

letztgenannten Sparten befi nden sich jedoch im Wettbe-
werb mit anderen Verkehrsträgern. Das Verwaltungsge-
richt (VG) Köln teilte off ensichtlich die Bedenken der DB 
InfraGo zur Europarechtskonformität des ERegG und hat 
daher den EuGH angerufen. Als Folge des Urteils wird der 
SPNV künftig einen höheren Anteil der Trassenentgelte 
zahlen müssen. Die Länder sehen sich nicht in der Lage, 
die Mehrkosten zu tragen, und verlangen deshalb vom 
Bund, dass er diese übernimmt. Andernfalls drohen mas-
sive Zugstreichungen im Nahverkehr. Bisher hat der Bund 
jedoch keine Verhandlungsbereitschaft erkennen lassen, 
und verweist auf die für den Sommer 2026 angekündigte 
Reform des Trassenpreissystems.

Das Urteil des EuGH

Mit seiner sogenannten Vorlagefrage hat das VG Köln 
beim EuGH angefragt, ob es mit der EU-Richtlinie 2012/34 
vereinbar ist, dass für die Trassenpreise im Regionalver-
kehr die Preisermittlung durch eine „mathematische For-
mel“ erfolgt. Damit ist die Limitierung der Trassenpreis-
anstiege im Regionalverkehr gemeint, die per Gesetz aus 
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dem Anstieg der Regionalisierungsmittel bestimmt wird, 
die der Bund an die Länder zahlt.

Die Vierte Kammer des EuGH hat den in Art. 4 dieser 
Richtlinie verankerten Grundsatz der Unabhängigkeit des 
Betreibers der Eisenbahninfrastruktur insofern präzisiert, 
als dass dieser in Bezug auf die „wesentlichen Funktio-
nen“ organisatorisch und in seinen Entscheidungen un-
abhängig zu sein hat.

Der Begriff  „wesentliche Funktionen“ (gemeint ist der 
Infrastrukturbetrieb) erfasst dabei unter anderem Ent-
scheidungen über die Wegeentgelte, einschließlich der 
Festlegung ihrer Höhe und ihrer Erhebung. Vor diesem 
Hintergrund ergibt sich nach Auff assung des EuGH aus 
Art. 29 Abs.1 Unterabs.1 und 4 der Richtlinie zum einen, 
dass die Mitgliedstaaten die dort beschriebene Un-
abhängigkeit der Geschäftsführung zu wahren haben, 
wenn sie eine Entgeltrahmenregelung schaff en, und zum 
anderen, dass der Betreiber der Eisenbahninfrastruktur 
die Berechnung des Entgelts entsprechend unabhängig 
vorzunehmen hat. 

Das aktuelle Urteil verlangt keine Änderungen am Ver-
fahren zur Ermittlung der Markttragfähigkeiten. Danach 
dürfen die Mitgliedstaaten solche Aufschläge erheben, 
um eine volle Deckung der dem Infrastrukturbetreiber 
entstehenden Kosten zu erhalten. Diese müssen aller-
dings auf der Grundlage effi  zienter, transparenter und 
nichtdiskriminierender Grundsätze erhoben werden, 
wobei die bestmögliche Wettbewerbsfähigkeit der Seg-
mente des Eisenbahnmarkts zu gewährleisten ist. Als 
einer von wenigen EU-Staaten hat sich Deutschland für 
diesen Weg entschieden.

Für solche Vollkostenzuschläge legt die EU-Richtlinie 
in Verbindung mit der Durchführungsverordnung (EU) 
2015/909 und der Auslegungsleitlinie (C-2025/2606) 
weitreichende Regeln vor:

• So schreibt die EU bei der Erhebung von Vollkosten-
zuschlägen vor, dass diese unter Berücksichtigung 
der Markttragfähigkeit der jeweiligen Verkehrsseg-
mente festzulegen sind. Darüber hinaus dürfen Seg-
mente, die mindestens die unmittelbaren Kosten des 
Zugbetriebs (uKdZ)1 tragen können, nicht von der 
Nutzung ausgeschlossen werden.

• Bei der Ermittlung der Trassenpreise sind mindestens 
drei Segmente zu bilden, für Güterverkehr, für bezu-
schussten und für sonstigen Personenverkehr. Wei-

1 Die Defi nition der uKdZ entspricht – bis auf Details – dem ökonomi-
schen Grenzkostenbegriff . 

terhin sind bestimmte, vorgegebene Segmente hin-
sichtlich ihrer Tragfähigkeit zu prüfen.

• Bei der Festlegung der Segmente sind jedoch die in 
der Richtlinie genannten Oberziele und Vorgaben zu 
berücksichtigen. Oberziel ist die effi  ziente Nutzung 
der Fahrwegkapazität, weitere Vorgaben sind die Un-
abhängigkeit der Geschäftsführung und die Führung 
des Eisenbahninfrastrukturunternehmens (EIU) nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen.

Die Berechnung der Trassenentgelte im SPNV als „mathe-
matische Formel ohne Einfl uss des Betreibers der Schie-
nenwege“, also nur durch gesetzliche Festlegung, stellt 
nach Auff assung der Vierten Kammer eine Verletzung 
der europarechtlich gebotenen Unabhängigkeit der Ge-
schäftsführung dar. Zur Begründung verweist der  EuGH 
darauf, dass im vorliegenden Fall der SPNV mehr als 
die Hälfte der gezahlten Gesamtentgelte ausmache und 
dass selbst im SPFV und im SGV der Spielraum durch die 
gesetzliche Pfl icht beschränkt sei, wonach das Gesam-
tentgelt die Gesamtkosten des Schienennetzbetreibers 
decken müsse. Mit anderen Worten: Da die Netzentgelte 
aus dem SPNV aufgrund der Regelungen in § 37 ERegG 
nicht ausreichen, würden die Infrastrukturbetreiber fak-
tisch dazu gezwungen, das festgestellte Defi zit auf die 
im SPFV und im SGV anwendbaren Entgelte abzuwälzen. 
Damit würde der Spielraum für die Schieneninfrastruktur-
betreiber erheblich eingeschränkt.

Interessant dürfte der Hinweis des EuGH sein, dass auch 
die Tatsache, dass der SPNV hauptsächlich, wenn nicht 
ausschließlich, durch öff entliche Gelder fi nanziert werde, 
nicht rechtfertigt, „dass dem Betreiber der Eisenbahninf-
rastruktur in diesem Bereich jeder Spielraum bei der Be-
rechnung der Höhe der Wegeentgelte genommen wird“.

Der von der Bundesnetzagentur beantragten Wirkung 
des Urteils nur für die Zukunft („ex nunc“) folgt der EuGH 
explizit nicht. Vielmehr gehe Art. 267 AEUV grundsätz-
lich von einer Wirksamkeit ex tunc (also rückwirkend) 
aus. Vor diesem Hintergrund hat die Bundesnetzagentur 
bereits ein Verfahren zur Rücknahme und Neubeschei-
dung des Trassenpreissystems 2025 in die Wege geleitet 
(BK 10-26-0047_E). Eine darüber hinausgehende Rück-
forderung dürfte unwahrscheinlich sein, da die Beschei-
de bereits rechtswirksam ergangen sind und die Entgel-
te bereits gezahlt wurden.

Das VG Köln wird voraussichtlich im Sommer dieses Jah-
res im Licht der Entscheidung des EuGH über das Tras-
senpreissystem 2026 entscheiden. In der Folge geht die 
Branche nach dem Urteil davon aus, dass die Trassen-
entgelte vor 2025 Bestand haben werden. Die Entgelte für 
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2025 und 2026 werden neu berechnet; die Länder werden 
für diese beiden Jahre Nachzahlungen leisten müssen; 
der SPFV und der SGV dürften entlastet werden. Je nach 
Neufestsetzung könnte das Umverteilungsvolumen in der 
Größenordnung von bis zu 1 Mrd. € liegen.

Kritik und Reformbedarf des bestehenden 

Trassenpreissystems

Aus dem EuGH-Urteil zur Trassenpreisbremse ergeben 
sich für die Eisenbahnbranche zwei wichtige, kurzfristig 
durch die Politik zu klärende Handlungsbedarfe: 

1. Die Länder verlangen vom Bund einen Ausgleich der 
zusätzlichen Ausgaben, die durch die rückwirkende 
Aufhebung und Neufestlegung der Trassenentgelte 
entstehen werden. 

2. Es wird ein neues Trassenpreissystem benötigt, das 
die Entscheidung des EuGH berücksichtigt.

Der Bundesverkehrsminister hat für das Jahr 2027 ein 
neues Trassenpreissystem in Aussicht gestellt (Bundes-
ministerium für Verkehr, 2025, S. 30). Vor diesem Hinter-
grund werden im Folgenden die zentralen Schwächen 
des bestehenden Systems analysiert und ein Reformvor-
schlag entwickelt. Der Reformbedarf ergibt sich nicht al-
lein aus dem EuGH-Urteil vom 19. März 2026, das eine 
Revision des deutschen Trassenpreissystems erzwingt; 
vielmehr wurde das bestehende System bereits zuvor 
aus unterschiedlichen verkehrspolitischen, methodischen 
und rechtlichen Gründen kritisiert.

Praktische und verkehrspolitische Defi zite

Das bestehende Trassenpreissystem ist zum einen Ursa-
che vieler praktischer Probleme, die den Bahnsektor in 
Deutschland behindern:

• Die Trassenpreise sind in den letzten Jahren stark an-
gestiegen; eine Effi  zienzkontrolle ist nicht vorgesehen. 
Die DB InfraGO hat Anspruch auf Erstattung ihrer Kos-
ten sowie auf die „kapitalmarktadäquate“ Verzinsung 
des Eigenkapitals. Diese wurde zwar (wie oben be-
schrieben) reduziert, besteht jedoch weiterhin.

• Die Folgen der jetzt für rechtswidrig befundenen Tras-
senpreisbremse: Der Regionalverkehr musste bisher 
steigende Kosten nicht vollständig mittragen; die Tras-
senpreise für den Fern- und den Güterverkehr stiegen 
überproportional.

• Die Bestimmungen zur Ermittlung der Trassenpreise 
sind zu komplex und kaum noch verständlich. Bei-

spielsweise wurde 2020 das Gesetz zur Regionalisie-
rung des öff entlichen Personennahverkehrs (Regionali-
sierungsgesetz – RegG) geändert, um den Ländern zu-
sätzliche Mittel zukommen zu lassen. Die komplizierte 
Mittelverteilung hätte dazu geführt, dass nur die Hälfte 
der Mittel tatsächlich bei den Ländern angekommen 
wäre. Der Fehler musste kurzfristig durch eine weitere 
Gesetzesänderung korrigiert werden (5. RegGÄndG v. 
6.3.2020, BGBl. I, S. 445; Lok Report, 2020). 2022 wäre 
der gleiche Fehler fast erneut unterlaufen, der Gesetz-
entwurf wurde in letzter Minute noch geändert (FAZ, 
2022).

Die ständigen Änderungen der Bestimmungen, Korrek-
turen und Subventionen, die von der Haushaltslage ab-
hängen, führen zu instabilen Trassenpreisen. Ein Beispiel 
dafür ist die kurzfristige Reduktion des Eigenkapital-Zins-
satzes nach § 26 ERegG auf 1,9 % Ende 2025 (BT-Drs. 
21/2787). Der Bund hat 2024 und 20252 die Zuschüsse 
an die DB AG für Neubau durch Eigenkapitalerhöhungen 
ersetzt; damit drohte ein massiver Anstieg der Trassen-
preise. Mit der Gesetzesänderung wurde der Anstieg der 
Trassenpreise gedämpft; es ist aber eine Ad-hoc Maß-
nahme, die im Widerspruch zu der Forderung nach stabi-
len Rahmenbedingungen steht (Gramlich & Mietzsch, im 
Erscheinen).

Methodische Kritik

Darüber hinaus gibt es an dem bestehenden Trassen-
preissystem mit Vollkostenzuschlägen zahlreiche metho-
dische Kritikpunkte:

• Die EU-Richtlinie 2012/14 verlangt im Fall der Erhe-
bung von Vollkostenzuschlägen die Bildung von Seg-
menten, für die jeweils Tragfähigkeiten zu ermitteln 
sind. Die Eisenbahninfrastrukturunternehmen haben 
große Freiheiten in der Segmentbildung, an einzelnen 
Stellen sind diese jedoch eingeschränkt.

• Durch das Urteil des EuGH zur österreichischen West-
bahn (C538/23, EU:C:2025:367) bestehen Zweifel, ob 
Vollkostenzuschläge grundsätzlich dazu führen dürfen, 
dass das Eisenbahninfrastrukturunternehmen Gewin-
ne erzielt (Mietzsch, 2025, S. 542–545). Das schließt je-
doch nicht aus, dass in einzelnen Segmenten Gewinne 
erwirtschaftet werden.

• Die Vorgaben zur Ermittlung der Tragfähigkeit erzwin-
gen faktisch ein bestimmtes empirisches Verfahren, 
das erhebliche methodische Unsicherheiten aufweist: 
Nach dem Ramsey-Boiteux-Ansatz sollen diejenigen 

2 TraEntgBG, Art. 1, Ziff er 2b
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Marktsegmente höhere Trassenpreisaufschläge zah-
len, die weniger empfi ndlich auf Preissteigerungen re-
agieren. Um diese Belastbarkeit zu bestimmen, müs-
sen Preiselastizitäten der Nachfrage mithilfe komplexer 
Befragungs- und Statistikverfahren geschätzt werden. 
Die empirische Erhebung hat sich als äußerst kompli-
ziert herausgestellt. Bei unterschiedlichen Untersu-
chungen schwanken die ermittelten Elastizitäten stark 
(KCW et al., 2018, Güterverkehr S. 79 f. und Personen-
verkehr S. 137 f.).

• Ein weiteres Methodenproblem ist die Identifi zierung 
der zu befragenden Endkunden. Im SPNV treten die 
Länder als Besteller auf und defi nieren das Angebot; 
die Fahrgäste sind nur Nutzende. Und im Segment 
„Kombinierter Verkehr“ im SGV werden Leistungen 
häufi g über mehrere Ebenen untervergeben; die Ver-
lader wissen oft gar nicht, mit welchem Verkehrsträger 
ihr Container befördert wird. Der Endkunde ist also 
häufi g nicht aussagefähig.

• Ebenfalls methodisch problematisch ist die empirische 
Ermittlung der Preiselastizität der Endkundennachfra-
ge, da Nachfrageentscheidungen je nach Verkehrs-
segment unterschiedlichen zeitlichen Horizonten fol-
gen. Im Fernverkehr beispielsweise haben Nutzer oft 
kurzfristig Wahlalternativen; im SPNV ist dies oft nicht 
der Fall (z. B. Wohnort, Führerschein, PKW-Verfügbar-
keit). Im Güterverkehr hingegen bestehen für die meis-
ten Segmente keine kurzfristigen Transportmittelalter-
nativen. Die Elastizitätswerte zwischen Personen- und 
Güterverkehr sind folglich nicht miteinander vergleich-
bar. Die Daten beruhen schlicht auf unterschiedlichen 
zeitlichen Horizonten.

• Auch das Verfahren zur Ermittlung der Tragfähigkeit je 
Zugfahrt ist mit erheblichen methodischen Unsicherhei-
ten verbunden. Denn die Ermittlung der Tragfähigkeit je 
Zugfahrt erfordert zunächst eine zusätzliche Abschät-
zung der Elastizitäten im Personenverkehr. In einem 
zweiten Schritt muss für die einzelnen Züge ein Mix der 
Reiseanlässe abgeschätzt und daraus die Elastizität 
der Zugfahrten berechnet werden.

• Im Güterverkehr ergibt sich ein weiteres methodisches 
Problem durch geringe Größen einzelner Segmente. 
Etliche Segmente in Deutschland (z. B. Autofabriken, 
Raffi  nerien, Stahlwerke) bestehen nur aus wenigen Un-
ternehmen. Bei weniger als 30 Stichprobenwerten ist 
nicht von einer Normalverteilung der Ergebnisse auszu-
gehen. Deshalb sind für Segmente mit wenigen Betrie-
ben keine zuverlässigen Messungen möglich; dennoch 
werden in vielen Untersuchungen Tragfähigkeiten abge-
schätzt.

• Methodische Unsicherheiten bestehen ebenfalls hin-
sichtlich der Bestimmung des Durchschnittspreisni-
veaus. Für die statistische Berechnung der Elastizi-
täten muss eine Absatzfunktion geschätzt werden, 
für die das Marktpreisniveau ein zentraler Inputwert 
ist. Dessen Ermittlung ist im Personenverkehr jedoch 
problematisch, da weder Pkw-Nutzer:innen noch 
Zeitkarteninhaber:innen des SPNV über realistische 
Preisvorstellungen verfügen.

Die dargestellten Befunde verdeutlichen, dass Vollkos-
tensysteme zur Trassenpreisbildung erhebliche rechtli-
che, methodische und verkehrspolitische Probleme auf-
weisen. Insbesondere die Ermittlung von Markttragfähig-
keiten erfordert komplexe empirische Schätzungen von 
Elastizitäten für zahlreiche Segmente, deren Ergebnisse 
mit erheblichen Unsicherheiten verbunden sind. 

Alternative Verfahren zur Ermittlung von Vollkosten-

zuschlägen?

Die EU-Auslegungsleitlinie C/2025/2606 (S. 12) nennt als 
Alternativen zum Ramsey-Boiteux-Verfahren die „Markt-
rentabilitätsanalyse“ und „zweigliedrige Tarife“. Dabei 
verweist die EU auf eine Übersicht der in Europa verwen-
deten Methoden. In dieser Übersicht werden jedoch nur 
zwei Länder genannt, die Markttragfähigkeiten mit an-
deren Verfahren als Ramsey-Boiteux ermitteln. Die be-
schriebenen Verfahren im britischen Schienengüterver-
kehr und im spanischen Hochgeschwindigkeitsverkehr 
sind allerdings nur sehr knapp dargestellt und deshalb 
kaum als Vorbild für den deutschen Markt geeignet.

Weder die in der Auslegungsleitlinie noch die vom Ver-
band der europäischen Eisenbahn-Regulierungsstellen   
genannten alternativen Verfahren3 stellen bei näherer 
Betrachtung funktionsfähige, praktisch umsetzbare Me-
thoden zur Ermittlung von Tragfähigkeiten für Schienenin-
frastruktur dar. Die Marktrentabilitätsanalyse wäre nur ex-
post möglich; zudem müssten dafür ebenfalls Segmente 
gebildet werden, bei deren Bildung die bereits zuvor be-
schriebenen methodischen Probleme erneut auftreten 
würden. Auch die als mögliche Alternative benannten 
„zweigliedrigen Tarife“ sind methodisch nicht ausgeführt.

Reformbedarf des bestehenden Trassenpreissystems

Es ergeben sich folgende Gründe für den dringenden Re-
formbedarf des bestehenden Trassenpreissystems:

• Trassenpreisbremse für den SPNV ist europarechts-
widrig (EuGH, Urteil vom 19. März 2026, C-770/24).

3 EU Auslegungsleitlinie C72025/2606, S. 12, IRG-Rail 2021.
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• Vollkostenzuschläge zur Gewinnerzielung sind unions-
rechtlich zweifelhaft (siehe Ziff er 4.1.3 b des EuGH-Ur-
teils).

• Anspruch der DB InfraGO auf „kapitalmarktadäquate“ 
Verzinsung hat die Trassenpreise zuletzt stark anstei-
gen lassen.

• Hohe Volatilität der Trassenpreise (inklusive Subventi-
onen) und geringe Planungssicherheit, was ein Markt-
hemmnis darstellt.

• Die Regelungen zur Trassenpreisbildung sind hoch-
komplex und nur eingeschränkt nachvollziehbar.

• Das bestehende Vollkostensystem ist verkehrspoli-
tisch (wohlfahrtsökonomisch) nicht sinnvoll.

• Das Ramsey-Boiteux-Verfahren zur Ermittlung der 
Markttragfähigkeiten ist konzeptionell zweifelhaft und 
empirisch nicht zuverlässig.

• Segmentbildung und Tragfähigkeitsermittlung erfor-
dern erheblichen empirischen Aufwand.

Eckpunkte eines neuen Trassenpreissystems

Der Lösungsraum für eine Reform des Trassenpreissys-
tems ist durch die zuvor benannten EU-Richtlinien und 
EuGH-Urteile, sowie verkehrspolitische und methodische 
Probleme begrenzt. Aufgrund der konzeptionellen Pro-
bleme und methodischen Unsicherheiten scheint eine 
Abkehr vom jetzigen System geboten. Nachfolgend wird 
ein Umstieg auf ein Trassenentgeltsystem auf Basis der 
unmittelbaren Kosten des Zugbetrieb vorgeschlagen. Es 
soll betont werden, dass ein „Grenzkostensystem“ nicht 
zwingend einen zusätzlichen Subventionsbedarf bedeu-
tet. 

Das künftige System der Trassenentgelte sollte auf dem 
uKdZ– Ansatz gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 
2015/909 beruhen. Das heutige Verfahren zur Ermittlung 
der Vollkostenzuschläge und der Segmentbildung könn-
te entfallen, ebenso der damit verbundene regulatori-
sche und administrative Aufwand sowie die jahrelangen 
Rechtsstreitigkeiten, die zu erheblichen Unsicherheiten 
bei den Marktakteuren führen. Ein solcher Systemum-
stieg würde zunächst Einnahmeausfälle bei der DB Inf-
raGO in Höhe der heutigen Vollkostenzuschläge verur-
sachen. Für das Jahr 2025 wären das ungefähr folgende 
Beträge (Trampisch, 2024, S. 12):

SPNV  3,6 Mrd. €
Fernverkehr 1,4 Mrd. €
Güterverkehr 0,6 Mrd. €
Summe  5,6 Mrd. €

Die 3,6 Mrd. €-Zuschläge des SPNV werden heute vom 
Bund getragen, aber über die Länder an die DB InfraGO 
ausgereicht. Diese Mittel könnten direkt vom Bund an 

DB  InfraGo gezahlt werden, die bisherige Umwegfi nan-
zierung könnte entfallen.

Zur Deckung der fehlenden 2,0 Mrd. € stehen folgende 
Instrumente zur Verfügung:

• Trassenpreisförderung: Im Bundeshaushalt sind knapp 
0,5 Mrd. € hierfür vorgesehen.

• Erhöhung der Grenzkosten: Die Durchführungsverord-
nung (EU) 2015/909 nennt Obergrenzen für die uKdZ, 
bei deren Unterschreitung eine vereinfachte Prüfung 
zulässig ist. In Deutschland werden diese Obergrenzen 
bislang weit unterschritten; die uKdZ könnten also er-
höht werden.

• Die EU-Richtlinie gestattet zwei weitere Entgeltbau-
steine zur Lenkung bei Knappheit und zur Berücksich-
tigung von Umweltkosten (insbesondere Lärm). Für 
Knappheitsentgelte wird verlangt, dass der entspre-
chende Abschnitt als überlastet erklärt wird, ein Plan 
zur Beseitigung der Knappheit vorliegt und Fortschritte 
bei der Umsetzung bestehen. Zudem müssen die Er-
träge aus diesen Knappheitsentgelten zur Beseitigung 
der entsprechenden Engpässe eingesetzt werden. Bei 
Umweltzuschlägen besteht die Eingrenzung, dass die-
se nur zulässig sind, wenn auch der Straßengüterver-
kehr entsprechend belastet wird.

• Gemäß Richtlinie 2012/34/EU, Artikel 32, Ziff er 3, kön-
nen Zuschläge für spezifi sche Investitionsvorhaben er-
hoben werden, die nach 1988 beendet wurden. Sämtli-
che deutsche Hochgeschwindigkeitsverkehr-Strecken 
und Ausbauprojekte fallen in diese Kategorie.

Mit einer Kombination dieser Instrumente könnte ein neu-
es, EU-konformes Trassenpreissystem auf uKdZ-Basis 
geschaff en werden. Es lässt sich so  auslegen, dass der 
Bundeshaushalt nicht zusätzlich belastet wird und alle 
drei Verkehrsdienste in gleicher Höhe belastet würden 
wie heute. Damit ließe sich die Diskussion um ein neu-
es Trassenpreissystem entkoppeln von der notwendigen 
Debatte um die künftige Finanzierung des SPNV durch 
den Bund.

Umsetzungshürden und politischer Handlungsbedarf

Umwidmung der Vollkostenzuschläge des SPNV

Heute enthalten die Regionalisierungsmittel, die der Bund 
den Ländern zur Verfügung stellt, Vollkostenzuschläge  in 
Höhe von rund 3,6 Mrd. €. Im Rahmen der Neuordnung 
auf ein uKdZ-basiertes Trassenpreissystem müsste der 
Bund die Zuweisung an die Länder um diesen Betrag re-
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duzieren und den entsprechenden Betrag künftig über 
eine modifi zierte Leistungsvereinbarung der DB InfraGO 
zur Verfügung stellen. Für die Länder wäre diese Ver-
schiebung aufkommensneutral, allerdings würde dieser 
Betrag künftig nicht mehr über ihre Haushalte laufen. 
Brancheninsider haben Zweifel daran, ob die Länder eine 
solche Änderung mittragen; andererseits besteht ein gro-
ßer Leidensdruck und entsprechend vielleicht auch die 
Bereitschaft zur Einigung. Mit einer Umstellung auf uKdZ 
würde das Grundproblem der Trassenpreisbremse nicht 
vollständig gelöst: Trassenpreise könnten weiterhin stär-
ker steigen als die Mittel nach dem Regionalisierungsge-
setz (RegG). Die Belastung wäre jedoch deutlich geringer 
als heute. Eine Trassenpreiserhöhung um beispielsweise 
1 % würde den SPNV derzeit um 41 Mio. € zusätzlich be-
lasten, im uKdZ-System hingegen nur um 5,5 Mio. €.

Steuerbarkeit der DB InfraGO AG

Bisher fi nanziert sich die DB InfraGO weitgehend über 
Trassenpreise, die für jede durchgeführte Zugfahrt an-
fallen. Bei Nichtleistung entfällt die Zahlung. Dadurch 
haben die Kunden (Eisenbahnverkehrsunternehmen und 
Aufgabenträger) gegenüber der DB InfraGO ein gewis-
ses Druckpotenzial. Wenn künftig die InfraGO einen er-
heblichen Teil der Mittel direkt als vertraglich festgeleg-
ten Festzuschuss erhält, könnte der Anreiz der InfraGO, 
gute Leistungen zu erbringen, schwächer werden. Aller-
dings hat auch das bestehende System bislang nicht zu 
einer stabilen Infrastrukturqualität geführt. Deshalb wäre 
in einem neuen System eine stärkere Qualitätskontrolle 
durch den Bund erforderlich.

Wählerperspektive

Das Prinzip der Grenzkostenfi nanzierung für Eisenbahn-
infrastruktur könnte bei den Wähler:innen, insbesondere 
entlang verkehrlich stark belasteter Korridore, für Verär-
gerung sorgen. In diesem System werden Bau und Erneu-
erung von Bahnstrecken von den Steuerzahlern getragen; 
die Nutzung steht jedoch jedem europäischen Unterneh-
men off en. Im Extremfall könnten demnächst Regeln zur 
Kapazitätsvergabe dazu führen, dass die von den Anwoh-
nern gewünschten SPNV-Verbindungen in die nächste 
Großstadt nicht angeboten werden können, weil die ent-
sprechenden Trassen für quer durch Europa verkehrende 

Containerzüge bereitgestellt werden müssen. Diese brin-
gen den Anwohnern keinen Nutzen, sondern nur Lärm. 
Dies könnte zur Verdrossenheit gegenüber der Politik im 
Allgemeinen und der EU insbesondere beitragen.

Gesamtfi nanzierung des Systems stabilisieren

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Eisenbahn in 
Deutschland derzeit nicht stabil fi nanziert ist. Aufgrund 
des EuGH-Urteils sehen die Länder die Finanzierung 
des SPNV gefährdet. Neben den Mehrkosten durch 
die Infl ation kommen nun auch die Auswirkungen des 
 EuGH-Urteils zur Trassenpreisbremse im SPNV hinzu. 
Der Regionalverkehr leidet unter der schlechten Betriebs-
qualität, die Einnahmeausfälle der Verkehrsunternehmen 
durch das Deutschlandticket sind nicht komplett ge-
genfi nanziert. Der vorgelegte Reformvorschlag ist aus-
drücklich auf Kostenneutralität ausgerichtet und enthält 
keine Überlegungen zur künftigen SPNV-Finanzierung. 
Im Schienengüterverkehr ist besonders der Kombinierte 
Verkehr aufgrund der schlechten Betriebsqualität aktuell 
von einer Rückverlagerung auf die Straße bedroht. Auch 
hier besteht politischer Handlungsbedarf.
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Deutschland effi  zienter verteidigen: Mit welchen 
Partnern?
Deutschlands massiv steigende Verteidigungsausgaben wären effi  zienter eingesetzt, wenn die 
Rüstungsgüter innerhalb Europas stärker vereinheitlicht würden. Eine EU-weite Lösung scheint 
derzeit unrealistisch. Abkommen für einzelne Produkte, wie Kampffl  ugzeuge, bleiben zwar 
wichtig, aber punktuell. Eine Zwischenlösung könnte die enge Kooperation einiger Länder 
sein, um die Beschaff ung und Produktion von Rüstungsgütern zu vereinheitlichen. Das setzt 
Bereitschaft zu hohen Verteidigungsausgaben und zu einem gewissen Verzicht auf nationale 
Souveränität voraus. Verschiedene Indikatoren zeigen, dass diese Bereitschaft am ehesten 
auf nordeuropäische Länder und die Niederlande zutriff t. Die Effi  zienzgewinne für Deutschland 
allein könnten einige Milliarden Euro jährlich betragen.
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In einer Welt, in der zwischenstaatliche Konfl ikte nicht 
nach den Regeln der Vereinten Nationen, sondern mit 
der Macht des Stärkeren geklärt werden, ist eine starke 
Verteidigung unerlässlich. Deutschland erhöht dafür sei-
ne Verteidigungsausgaben beträchtlich, von unter 1,5 % 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) vor wenigen Jahren auf 
3,5 % des BIP bis 2029. Dies erfordert hohe Ausgaben für 
Ausrüstung, wobei um die 80 % dieser Ausgaben bisher 
bei Firmen in Deutschland erfolgte (Wolff  et al., 2025). Al-
lerdings reichen die Skalenerträge in der deutschen Rüs-
tungsproduktion nicht aus, um effi  zient zu produzieren 
(Dorn, 2024); dies triff t auch generell auf die fragmentierte 
europäische Rüstungsindustrie zu. Würde es zu konse-
quenter Kooperation und Vereinheitlichung kommen, lie-
ßen sich allein in Deutschland jährlich hohe Milliardenbe-
träge sparen.

Deutschland ist derzeit erpressbar

Die Glaubwürdigkeit einer Abschreckung durch die  NATO, 
jedenfalls bei einem potenziellen Gegner vom Kaliber 
Russlands, steht und fällt derzeit mit der Haltung der Ver-
einigten Staaten. Diese Haltung hat sich aber in den letz-
ten Jahren, vor allem mit der Präsidentschaft von Donald 
Trump ab Januar 2025, fundamental geändert. Selbst 
wenn die Bereitschaft, alle Mitgliedsländer mit allen Mit-

teln zu verteidigen, nicht offi  ziell in Frage gestellt wird, so 
hat das Vertrauen in die Verlässlichkeit des Schutzver-
sprechens doch stark abgenommen. Schlimmer noch, es 
könnte sein, dass dieses Schutzversprechen in Zukunft 
noch stärker ausgenutzt wird, um auf anderen Feldern 
Vorteile auszuhandeln. Nüchtern konstatiert war Euro-
pa immer schon erpressbar, nur haben die USA davon 
nicht wirklich Gebrauch gemacht; das ändert sich gerade 
(Kempin et al., 2026).

Um mittelfristig also nicht als Vasall der USA, als Beu-
te Russlands oder als Opfer anderer erpresserischer 
Staaten zu enden, wird die Frage virulent, mit welchen 
Partnern Deutschland seine Verteidigung schnell und 
wirksam stärken könnte. Neben hohen Ausgaben kann 
auch eine gesteigerte Effi  zienz der Ausgaben durch en-
ge Partnerschaft mit Nachbarländern in der Ausrüstung 
der Streitkräfte die Lage verbessern. Diese Partnerschaft 
würde bedeuten, die Ausrüstung der Streitkräfte generell 
und unbefristet gemeinsam zu beschaff en, bevorzugt bei 
Firmen der beteiligten Länder. Eine Konsequenz ist der 
Verzicht auf nationale Selbstständigkeit in der Produktion 
zahlreicher Rüstungsgüter. Dies erfordert zwischen den 
beteiligten Ländern eine hohe langfristige Gleichheit der 
Verteidigungsbereitschaft und gesellschaftlichen Grund-
überzeugungen.
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Grundlegende Überlegungen

Solch eine Partnerschaft bei der Beschaff ung und zuneh-
mend auch bei der Produktion von Rüstungsgütern ist kei-
ne Konkurrenz zu bestehenden Institutionen. NATO und EU 
mit ihren Aufgaben und Institutionen bleiben unberührt. Es 
spricht auch nichts gegen Versuche die Verteidigungsan-
strengungen in Europa zu harmonisieren oder die Vision ge-
meinsamer EU-Streitkräfte anzustreben (Wolff  et al., 2025; 
Kempin et al., 2026). Die untersuchte Partnerschaft ist eine 
spezielle Koalition von Willigen, die auf ein Ziel – Steigerung 
der Effi  zienz ihrer Verteidigungsausgaben – begrenzt ist. 
Der folgende Beitrag geht von drei Überlegungen aus:

• Erstens soll sich die Prüfung geeigneter Partner auf Län-
der in geografi scher Nähe zu Deutschland konzentrieren,
um die Logistik einfach und im Krisenfall robust zu halten.

• Zweitens soll die Prüfung geeigneter Partner auf Indika-
toren beruhen, die möglichst die durch ihr Handeln zum
Ausdruck gebrachten Präferenzen potenzieller Partner
anzeigen und nicht formale Erklärungen.

• Drittens sollen solche Indikatoren möglichst empirisch
messbar sein, um die Prüfung und letztlich die Auswahl
geeigneter Partner transparent zu machen.

Nicht auf EU-Entscheidungen warten

Es ist naheliegend, die Partner deutscher Verteidigung im 
Rahmen der schon bestehenden Institutionen der EU  zu su-
chen. Allerdings, wie bereits oft festgestellt, ist die EU außen- 
und verteidigungspolitisch nicht angemessen handlungsfä-
hig (früh beispielsweise Schäuble & Lamers, 1994). Das liegt 
an ihrem Mandat, an den heterogenen Interessen der Mit-
gliedsländer und an den langsamen Entscheidungsprozes-
sen. Der ehemalige Außenminister Joschka Fischer (2025) 
formulierte bezogen auf die Entscheidungsfähigkeit der EU 
sehr drastisch: „Diese Bla-Bla-Institutionen – sie machen 
mich krank. Sie sind ein Zeichen von Schwäche.“ Man hät-
te vielleicht erwarten können, dass der Angriff skrieg Russ-
lands auf ein Nachbarland die Situation ändert, indem er zu 
einer starken Solidarisierung innerhalb der EU führt (Gehring, 
2022, mit Bezug auf den russischen Angriff  2014). Solch eine 
Solidarisierung könnte die Präferenzen in der EU harmonisie-
ren und Entscheidungen erleichtern. Leider ist davon wenig 
zu erkennen, wie auch die folgenden Indikatoren zeigen, die 
über Verteidigungsbereitschaft und gesellschaftliche Grund-
überzeugungen empirisch informieren.

Vorauswahl möglicher Partnerländer

Welche Länder in geografi scher Nähe zu Deutschland en-
gagieren sich wie stark für die Verteidigung? Um dies zu 

beurteilen, werden drei Indikatoren herangezogen: (1) die 
aktuellen Verteidigungsausgaben relativ zur Wirtschafts-
kraft, (2) das Tempo, mit dem diese erhöht werden sollen, 
sowie (3) die Ausgaben zur Unterstützung der Ukraine bei 
ihrer Verteidigung, wieder im Verhältnis zur eigenen Wirt-
schaftskraft gemessen. Grundsätzlich werden alle EU-
Staaten berücksichtigt. Allerdings werden Malta und Zy-
pern wegen ihrer entfernten Insellage außer Acht gelassen; 
Österreich wird wegen seiner Neutralität nicht berücksich-
tigt. Irland verbleibt in der Gruppe potenzieller Partnerlän-
der, wegen seiner Abkommen mit der NATO. Jenseits der 
EU werden die NATO-Mitglieder Großbritannien und Nor-
wegen berücksichtigt, während die Schweiz wegen ihrer 
Neutralität nicht in Betracht kommt. Damit verbleiben 25 
potenzielle Partnerländer.

Verlässliches Verteidigungsinteresse

Off enbarte Präferenzen einzelner Länder für eine starke 
Verteidigung sind eine gute Basis für Partnerschaft, weil 
es dann ein gleich gerichtetes Interesse gibt. Obwohl sich 
die NATO-Mitglieder längst auf ein Ziel für die nationalen 
Verteidigungsausgaben von jährlich 2 % des BIP geeinigt 
hatten und im Jahr 2025 beschlossen haben, dieses auf 
3,5 % (plus 1,5 % Ausgaben für weitere verteidigungs- 
und sicherheitsrelevante Bereiche) bis zum Jahr 2035 zu 
erhöhen, gehen die Länder sehr unterschiedlich damit 
um. Spalte (1) in Tabelle 1 gibt für alle potenziellen Part-
nerländer in Europa den Anteil der Verteidigungsausga-
ben am BIP für das Jahr 2025 an, wobei die Länder alpha-
betisch angeordnet sind. Deutschland liegt im Mittelfeld. 
Die östlichen und nördlichen Länder geben tendenziell 
mehr für Verteidigung aus, vermutlich auch deshalb, weil 
sie geografi sch näher an Russland liegen (Wolff  et al., 
2025, S. 8).

Neben dem Status quo ist die Dynamik von Interes-
se. Wie schnell wollen die Länder das hohe Ziel im Jahr 
2035 erreichen? Deutschland strebt die volle Umsetzung 
beispielsweise bereits bis 2029 an. Hier messen wir der 
Einfachheit halber die vermiedene Verzögerung in Jahren 
seit dem Beschluss in 2025, sodass hohe Werte vorteil-
haft sind. Polen z. B. hat das Ziel bereits 2025 erreicht und 
vermeidet so 10 Jahre Verzögerung, bekommt also den 
maximalen Wert 1 zugewiesen. Deutschland will das Ziel 
2029 erreichen, vermeidet demnach 6 Jahre Verzögerung 
(Wert von 0,6), während manche Länder unklar über ihren 
Pfad der Zielerreichung bleiben, sodass eine Realisierung 
erst für 2035 angenommen wird. Demnach beträgt die 
vermiedene Verzögerung 0. Die Werte der betrachteten 
Länder sind in Spalte (2) von Tabelle 1 abgetragen. 

Ein dritter Indikator ist die Bereitschaft, die Ukraine in ih-
rem Abwehrkampf materiell zu unterstützen. Dies zeigt 
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Tabelle 1
Sechs Indikatoren zu Verteidigungsbereitschaft und Grundüberzeugungen potenzieller EU-Partnerländer

1 Verteidigungsausgaben 2025 (% des BIP), Quelle: NATO (2025); SIPRI (2025). 2 Vermiedene Verzögerung bis das Ziel von 3,5 % Verteidigungsausgaben 
erreicht ist, Werte: 1 (> 3 % 2025), < 1 (2035 – Jahr des geplanten Erreichens), Quelle: eigene Recherche. 3 Gesamtbetrag bilaterale Zuweisungen an 
die Ukraine 2022 bis 2025 (% des BIP 2021), Quelle: Trebesch et al. (2023). 4 Voice and Accountability Index der Weltbank 2021, Quelle: Ballon & Albur-
queque (2024). 5 WVS Cultural Map Index 2017 bis 2020 (-5 traditionell/Überlebenswerte, +5 säkular-rational/Selbstverwirklichung), Quelle: World Values 
Survey (2023), The Inglehart-Welzel World Cultural Map; Belgien: Mittelwert aus FR und NL, Irland: Wert von GB, Luxemburg: Mittelwert aus BE und NL. 
6 Wertschätzung der EU in der Bevölkerung 2024, Quelle: European Commission (2018, 2024); die Werte für Großbritannien und Norwegen sind nicht 
verfügbar, sondern werden angenommen. 7 steht hier für das Vereinigte Königreich.

Quelle: eigene Darstellung.

Land

(1)
aktuelle 
Verteidi-
gungs-

ausgaben 
relativ zum 

eigenen 
BIP1 

(2)
Dynamik, 

mit der die 
Verteidi-
gungs-

ausgaben 
erhöht 
werden 
sollen2

(3)
Ausgaben 
zur Unter-
stützung 

der Ukraine 
bei ihrer 
Verteidi-

gung relativ 
zum eige-
nen BIP3

Summe 
Spalte 
(1)-(3)

(4)
Werte des 
Voice and 
Accounta-
bility Index4

(5)
Wertege-

rüst 5 

(6)
Zustim-

mung der 
jeweiligen 

Bevölkerung
zur EU-

Mitglied-
schaft 6 Summe 

Spalte 
(4)-(6)

BE Belgien 2,0 0 0,7 2,7 1,3 2,8 2,8 6,9

BG Bulgarien 2,1 0 0,3 2,4 0,3 0,1 2,7 3,1

DK Dänemark 3,2 1,0 3,0 7,2 1,6 3,9 3,5 9,0

DE Deutschland 2,1 0,6 0,7 3,4 1,4 3,1 3,2 7,6

EE Estland 3,4 1,0 2,8 7,2 1,2 1,6 3,1 5,9

FI Finnland 2,8 0 1,3 4,1 1,6 3,2 3,4 8,2

FR Frankreich 2,0 0 0,3 2,3 1,1 2,4 2,8 6,3

GR Griechenland 2,8 0 0,1 2,9 1,0 -0,0 2,9 3,8

GB Großbritannien7 2,4 0 0,7 3,1 1,3 2,7 2,0 6,0

IE Irland 0,2 0 0,1 0,3 1,4 2,7 3,2 7,3

IT Italien 2,0 0 0,1 2,1 1,1 1,1 2,6 4,8

HR Kroatien 2,0 0 0,6 2,6 0,6 0,2 2,6 3,4

LV Lettland 3,7 1,0 1,8 6,6 0,9 0,8 3,1 4,8

LT Litauen 4,0 1,0 2,3 7,3 1,0 0,7 3,3 5,0

LU Luxemburg 2,0 0 0,4 2,4 1,5 3,6 3,2 8,3

NL Niederlande 2,5 0 1,1 3,6 1,5 3,2 3,4 8,1

NO Norwegen 3,4 1,0 1,7 6,1 1,8 4,0 2,0 7,7

PL Polen 4,5 1,0 0,9 6,4 0,6 0,2 2,6 3,3

PT Portugal 2,0 0 0,2 2,2 1,3 0,1 3,0 4,4

RO Rumänien 2,3 0,5 0,2 3,0 0,6 -1,2 2,7 2,1

SE Schweden 2,5 0,3 1,6 4,4 1,5 4,2 3,2 8,9

SK Slowakei 2,0 0 0,7 2,7 0,9 1,1 3,0 5,0

SI Slowenien 2,0 0 0,2 2,2 0,9 2,0 2,8 5,7

ES Spanien 2,0 0 0,1 2,1 1,0 2,0 3,1 6,2

CZ Tschechien 2,0 0 0,3 2,3 1,0 2,2 2,8 6,0

HU Ungarn 2,1 0 0,0 2,1 0,4 0,6 2,9 3,9

zweierlei: Zum einen wird die militärische Verteidigung 
materiell unterstützt, zum anderen zeigt sich ein gewisses 
Maß an Solidarität neben unzweifelhaftem Eigeninteres-
se. Die kumulierten Leistungen relativ zum BIP werden 
in Spalte (3) von Tabelle 1 abgetragen. Wieder geht die 
räumliche Nähe zu Russland mit stärkerer Unterstützung 
einher, obwohl dieselben Länder bereits mehr in die eige-
ne Verteidigung investieren.

Ähnliche Grundüberzeugungen

Neben der off enbarten Verteidigungsbereitschaft geht es 
auch um ähnliche Grundüberzeugungen zwischen poten-
ziellen Partnerländern. Da eine gemeinsame Verteidigung 
ein Unterfangen gleichsam auf Leben und Tod ist, und Ver-
teidigungsverträge gleich welcher Art unvollständig sind, 
ist es notwendig, dass nicht nur gemeinsame Interessen, 
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sondern auch gemeinsame Grundüberzeugungen geteilt 
werden. Ansonsten ist die Gefahr nicht von der Hand zu 
weisen, dass die Partner bei entsprechenden Abwerbe-
versuchen ausscheren oder im schlimmsten Fall die Seite 
wechseln könnten. Solche Grundüberzeugungen werden 
hier über drei Dimensionen erfasst. 

Startpunkt der Überlegungen ist aus deutscher Sicht eine 
Ähnlichkeit der Partner hinsichtlich der deutschen „freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung“. Diese Grundordnung 
ist komplex, und man kann nicht erwarten, dass jedes Land 
exakt dieselben Institutionen teilt. Dennoch sollte die Demo-
kratie der Partnerländer ähnliche Züge haben; eine Partner-
schaft z. B. mit einer illiberalen Demokratie scheint schwer 
vorstellbar. Um diese Grundordnung zu erfassen, wird der 
breit gefasste „Voice and Accountability“-Index der Welt-
bank herangezogen, der auf einer Vielzahl populärer Demo-
kratieindizes aufbaut. Die Werte dieses Index für europäi-
sche Länder werden in Spalte (4) von Tabelle 1 dargestellt. 
Innerhalb der EU gibt es beträchtliche Diff erenzen, wobei 
Deutschland mit nordeuropäischen Ländern am oberen 
Rand liegt. 

Vielleicht grundsätzlicher als die Art demokratischer Insti-
tutionen ist das dahinterstehende Wertegerüst. Inglehart 
und Welzel (2005) haben aus den Angaben der Befragten 
aus den rund 90 teilnehmenden Ländern des World Values 
Survey zwei Dimensionen an Werten extrahiert, um Kulturen 
zu charakterisieren: erstens die Dimension „traditionelle vs. 
säkular-rationale“ Werte und zweitens die Dimension „Über-
leben vs. Selbstverwirklichung“ als Werte.1 Beide Dimen-
sionen sind positiv miteinander verbunden, sodass im Fol-
genden die Werte der Einfachheit halber addiert werden, um 
zu einem eindimensionalen Index zu gelangen (Menkhoff , 
2023). Die Kombination aus säkular-rational und Selbstver-
wirklichung entspricht demnach tendenziell deutschen Wer-
ten. Die konkreten Werteangaben der europäischen Länder 
sind in Spalte (5) von Tabelle 1 abgetragen.

Zustimmung zur EU-Mitgliedschaft

Ein weiterer Gesichtspunkt, der eine belastbare Verteidi-
gungskooperation signalisiert, ist die generelle Bereitschaft 
eines Landes zur Kooperation mit anderen Ländern. Als In-
dikator dient die Zustimmung der jeweiligen Bevölkerung zur 
EU-Mitgliedschaft. Die Ergebnisse dieser Antworten aus der 
Befragung Eurobarometer für das Jahr 2024 sind in Spalte 
(6) von Tabelle 1 abgetragen. Für die beiden Nicht-Mitglieder
Großbritannien und Norwegen setzen wir einen Wert von 2,0 
an, das ist auf der Skala von 1 bis 4 (Mitgliedschaft schlecht
bis gut) deutlich unter den tiefsten Werten für Polen (2,56)

1 Beide Dimensionen werden jeweils über fünf Befragungs-Items er-
fasst, die dann mittels einer Faktoranalyse verdichtet werden.

und Kroatien (2,65). Über die zehn Jahre von 2014 bis 2024 
betrachtet sind die Zustimmungswerte recht konstant ge-
blieben. Über die gesamte EU hinweg gesehen hat sich die 
Zustimmung leicht erhöht, wie Abbildung 1 zeigt, allerdings 
nicht in einem Ausmaß, dass man von einer großen Solidari-
sierungswelle sprechen könnte.

Synthese der Indikatoren

Zur Integration der Information aus den sehr verschiedenar-
tigen Quellen mit ihren jeweils eigenen Dimensionen werden 
nun Gesamtwerte getrennt für Verteidigungsbereitschaft 
und Grundüberzeugungen gebildet. Um das Verfahren ein-
fach und möglichst transparent zu gestalten, werden die 
Werte der jeweils drei Indikatoren addiert. Für Deutschland 
ergibt dies einen Gesamtwert für Verteidigungsbereitschaft 
von 3,38 (2,12 + 0,6 + 0,66) und bei den Grundüberzeugun-
gen von 7,65 (1,43 + 3,06 + 3,16). Die Werte aller weiteren 
berücksichtigten Länder ergeben sich in gleicher Weise 
aus den Daten der Tabelle 1. Eine grafi sche Darstellung der 
Synthese der sechs Indikatoren in zwei Dimensionen liefert 
Abbildung 2. Auf der x-Achse sind die Werte für die Vertei-
digungsbereitschaft abgetragen, auf der y-Achse die Werte 

Abbildung 1
Veränderung der Wertschätzung der EU in der 

jeweiligen Bevölkerung (2024 vs. 2014)

Frage: „Könnte das Land (XY) außerhalb der EU besser für die Zukunft 
aufgestellt sein?“ Werte: 1 (Stimme zu), 4 (Stimme nicht zu). Wert für Nor-
wegen (NO) 2014 ist nicht verfügbar und wird deshalb mit 2,0 angenom-
men.

Lesebeispiel: Für Deutschland (DE) lag der Befragungswert der Zustim-
mung der Bevölkerung zur EU-Mitgliedschaft im Jahr 2014 bei 3,15 und 
2024 bei 3,16. Die leicht positive Veränderung (+ 0,01) ist hier dargestellt. 

Quelle: European Commission (2018, 2024), eigene Darstellung.
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für Grundüberzeugungen. Alle Länder, die in der Nähe von 
Deutschland liegen, zeigen ähnliche Werte bei Verteidi-
gungsbereitschaft und Grundüberzeugungen und sind da-
her präferierte Verteidigungspartner.

Mögliche Partnerländer

Die Analyse mittels verschiedener Indikatoren für geeigne-
te EU-Partnerländer Deutschlands im Verteidigungsbereich 
deutet darauf hin, dass die naheliegendsten Partner die 
nordischen Länder sind: Dänemark, Finnland, Norwegen 
und Schweden geben anteilig am BIP noch mehr für Vertei-
digung aus als Deutschland und sind in ihren gesellschaft-
lichen Grundüberzeugungen sehr ähnlich zu Deutschland. 
Auch die Niederlande zählen zu den naheliegendsten Part-
nern, da ihre Positionierung der von Deutschland nahezu 
entspricht. Rein rechnerisch würden alle genannten Staaten 
zusammen die deutsche Wirtschaftskraft und Bevölkerung 
um rund 60 % erweitern (siehe Tabelle 2, Partner BIP (1)). 
Das ist zwar beträchtlich, aber kein Durchbruch. Für höhe-
re gemeinsame Skalenerträge müsste wohl zusätzlich ein 
großer europäischer Staat dabei sein; in dieser Analyse vor 
allem Großbritannien. Mit ihm zusammen ergäbe sich eine 
Bevölkerung von 198,5 Mio. Menschen mit einem BIP von 
10,5 Bio. € (Partner BIP (2)). Natürlich wäre eine enge Zu-
sammenarbeit mit Frankreich (zudem Belgien und Luxem-
burg) wünschenswert, aber hier gehen die Präferenzen für 
Verteidigungsausgaben schon weiter auseinander; noch 
stärker gilt dies für Italien und Spanien. Anders gelagert ist 
der Fall der baltischen Staaten, wo die Grundüberzeugun-

Abbildung 2
Länderwerte für Verteidigungsbereitschaft und 

Grundüberzeugungen

Berechnung: Verteidigungsbereitschaft (Summe Spalte (1)-(3) aus Tabel-
le 1), Grundüberzeugungen (Summe Spalte (4)-(6) aus Tabelle 1).

Quelle: eigene Berechnungen.

Tabelle 2
Mögliche Kooperationen

Land
BIP 

(Mrd. €)1
Bevölke-

rung (Mio)2

Partner 
BIP (1)

Partner 
BIP (2)

Partner 
BIP (3)

Deutschland 4.329,0 83,5 ✔ ✔ ✔
Dänemark 392,4 6,0 ✔ ✔ ✔
Finnland 276,0 5,6 ✔ ✔ ✔
Norwegen 446,9 5,6 ✔ ✔ ✔
Schweden 558,7 10,6 ✔ ✔ ✔
Niederlande 1.122,5 18,0 ✔ ✔ ✔
Großbritannien 3.405,4 69,2 ✔
Frankreich 2.919,9 68,6 ✔
Belgien 620,3 11,9 ✔
Luxemburg 86,2 0,7 ✔
EU 18.016,2 450,2

USA  27.100,0 340,1

China 17.316,9 1.409,0

Summe 7.125 10.531 10.752

1 nom. BIP 2024 in Euro; USA, GB, China: BIP geteilt durch Wechselkurs. 
2 Bevölkerung 2024.

Quelle: World Bank (2024a, 2024b); ECB (2024).

gen gegenüber Deutschland deutlich abweichen; noch stär-
ker triff t dies auf Polen zu.

Weitere Aspekte

Die vorgestellten Indikatoren bilden einen Vorschlag, der 
durch weitere Gesichtspunkte modifi ziert werden kann. Er-
stens lassen sich die konkret gewählten Indikatoren in ver-
schiedener Weise ergänzen oder ersetzen. Konkret könnte 
sich anbieten, die bestehenden Kapazitäten der Rüstungs-
industrie zu berücksichtigen. Zweitens kann man Indikato-
ren unterschiedlich gewichten. Im konkreten Fall spielt für 
die zweite Summe der kulturelle Index (Spalte 5 in Tabelle 1) 
aufgrund seiner Varianz eine große Rolle. Würde man diesen 
Wert z. B. nur zur Hälfte berücksichtigen, würde Frankreich 
wieder ein wenig näher bei Deutschland liegen. Drittens gibt 
es weitere qualitative Gesichtspunkte, die bei einer Ent-
scheidung eine Rolle spielen, wie konkrete Beispiele zeigen: 
Deutschland und Frankreich schaff en es bisher nicht, sich 
über die Modalitäten bei der Ausrüstung mit einem vollkom-
men neuen Kampffl  ugzeug zu einigen, sodass die hier vor-
geschlagene Kooperation bereits scheitert. Ferner besteht 
die Sorge, dass bei einer rechtspopulistischen Mehrheit in 
Frankreich eine enge Zusammenarbeit im hier angedachten 
Sinn unmöglich wird, weil Frankreichs nationale Souverä-
nität nicht eingeschränkt werden soll. Italien wiederum war 
zuletzt häufi g ein „einfacherer“ Partner als Frankreich, zu-
gleich bestehen Sorgen über die Ausrichtung der dortigen 
Regierung. Die Liste lässt sich verlängern.
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Title: Defending Germany more effi  ciently: with which partners?
Abstract: Germany’s rapidly rising defence spending would be put to more effi  cient use if defence equipment were standardised more 
widely across Europe. An EU-wide solution currently seems unrealistic. Agreements on individual products remain important, but are 
limited in scope. An interim solution could be close cooperation between a number of countries to standardise the procurement and 
production of defence equipment. This requires a willingness to incur high defence expenditure, and to relinquish a certain degree of 
national sovereignty. Various indicators suggest that this willingness is most likely to be found in Northern European countries and the 
Netherlands. The effi  ciency gains for Germany alone could amount to several billion euros annually.

Mögliche Kostenersparnisse

Neben einer entschlossenen und verlässlichen Verteidi-
gung geht es bei der untersuchten Verteidigungspartner-
schaft insbesondere um Einsparungsmöglichkeiten. Die 
gesamten Verteidigungsausgaben betragen in wenigen 
Jahren 3,5 % des BIP bzw. rund 250 Mrd. € in heutigen 
Preisen, wenn man von einer kleinen Gruppe an Partnerlän-
dern ausgeht (nordische Länder plus Niederlande). Davon 
könnten in der anhaltenden Ausrüstungsphase weiterhin 
rund 30 % auf Ausrüstung entfallen (Burilkov et al., 2025, S. 
12). Die dort erreichbaren Skaleneff ekte werden in verschie-
denen Untersuchungen geschätzt, am klarsten vielleicht bei 
Wolff  et al. (2025), die für die EU von rund 50 % Ersparnissen 
durch einheitliche Ausrüstung und entsprechende Skalie-
rung ausgehen.2 Wenn man also – auf eine kleinere Grup-
pe als die gesamte EU bezogen – die Skaleneff ekte mit der 
Hälfte, d. h. 25 % ansetzt, ergäben sich immer noch jährli-
che Einsparungen von 21 Mrd. €. Diese können jedes Jahr 
realisiert werden, es gibt keine Qualitätsabstriche und in der 
gegenwärtigen Situation angespannter öff entlicher Haus-
halte kann die Neuverschuldung leichter begrenzt werden. 
Möglicherweise könnten auch zusätzliche positive dynami-
sche Eff ekte entstehen, wenn Skalenerträge die preisliche 
Wettbewerbsfähigkeit der Anbieter stärken, sodass sie in-
ternational weitere Marktanteile gewinnen und nochmals 
günstiger produzieren. Zugleich könnte die Konsolidierung 
der Rüstungsindustrie ihre Innovationsfähigkeit verbessern 
und positive Eff ekte auf den Privatsektor sowie die Gesamt-
wirtschaft entfalten.

Schlussfolgerung

Bei jeder ernsthaften Form europäischer Zusammenarbeit 
sind dicke Bretter zu bohren, denn die nationalen Interessen 
sind unverändert stark. In einer Zeit allerdings, in der es letzt-
lich um den Fortbestand eines souveränen demokratischen 
Europas geht, könnte die Kompromissbereitschaft zuguns-
ten besserer Verteidigungsfähigkeit größer als zuvor sein. 
Allerdings deuten alle Indizien darauf hin, dass dies nicht auf 
die gesamte EU zutriff t, in der die nationalen Beharrungs-
kräfte wohl zu stark sind. Von daher wäre es vermutlich illu-

2 In einem Beispiel geben Burilkov et al. (2025, S. 88) an, dass ein deut-
sches Produkt dreimal so teuer ist wie ein – gleichwertiges – US-ame-
rikanisches Produkt.

sorisch zum jetzigen Zeitpunkt auf die Bildung gemeinsamer 
Streitkräfte zwischen souveränen europäischen Staaten zu 
setzen. Vielleicht kann aber eine Verteidigungspartnerschaft 
freiwilliger Mitglieder, die sich auf Einkauf und Rüstung kon-
zentriert, funktionieren und mittelfristig Integrationseff ekte 
fördern. Die Bedeutung dieser Integration könnte steigen, 
indem sich weitere Staaten anschließen oder indem eine be-
stehende Partnerschaft vertieft wird.

Literatur

Ballon, P. & Alburqueque, O. (2024). Social Sustainability Global Database 

2.0: A leap forward in data disaggregation. The World Bank Group.
Burilkov, A., Bushnell, K., Mejino-López, J., Morgan, T. & Wolff , G. B. 

(2025). Fit for war by 2030? European rearmament eff orts vis-à-vis 
Russia. Kiel Report, Nr. 3.

Dorn, F. (2024). Verteidigungsausgaben für die Sicherheit Europas – wie 
viel ist genug? ifo Schnelldienst, 77(9), 43–50.

ECB – European Central Bank. (2024). Statistical Data Warehouse (SDW): 

Exchange rates – Spot, annual frequency, USD/EUR.
European Commission. (2018). Eurobarometer 81.4 (2014). (ZA5948; Versi-

on 3.0.0) [Data set], (Question: QA19a_3). GESIS.
European Commission. (2024). Eurobarometer 101.3 (2024). (ZA8843; 

Version 1.0.0) [Data set], (Question: QA11_2). GESIS. 
Fischer, J. (2025, 11. November). Zitiert nach Sophia Belliveau: „Machen 

mich krank“ – Joschka Fischer spricht über die größte Schwäche der 
EU. Merkur.de.

Gehring, K. (2022). Can external threats foster a European Union iden-
tity? Evidence from Russia’s invasion of Ukraine. Economic Journal, 
132(644), 1489–1516.

Inglehart, R. & Welzel, C. (2005). Modernization, Cultural Change and Demo-

cracy: The Human Development Sequence. Cambridge University Press.
Kempin, R., Lang, K.-O. & von Ondarza, N. (2026). Koalitionen überall – 

Führung nirgends? Europas Verteidigung im Wildwuchs fl exibler For-
mate. In B. Lippert & S. Mair (Hrsg.), Mit, ohne, gegen Washington: Die 

Neubestimmung der Beziehungen Europas zu den USA (SWP-Studie 3, 
S. 18–22). Stiftung Wissenschaft und Politik.

Menkhoff , L. (2023). Fremde Welt: Nur eine Minderheit teilt Deutschlands 
„Werte“. Wirtschaftsdienst, 103(8), 546–552.

NATO. (2025). Defence expenditure of NATO countries (2014-2025).
Schäuble, W. & Lamers, K. (1994). Überlegungen zur europäischen Politik. 

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, mimeo.
SIPRI – Stockholm International Peace Research Institute. (2025). Mili-

tary expenditure by country as percentage of gross domestic product. 
SIPRI Military Expenditure Database.

Trebesch, C., Antezza, A., Bomprezzi, P., Bushnell, K., Dyussimbinov, Y., 
Frank, A., Frank, P., Franz, L., Kharitonov, I., Kumar, B., Nishikawa, 
T., Rebinskaya, E., Schramm, S., Weiser, L. & Schade, C. (2023). The 
Ukraine Support Tracker. Which Countries Help Ukraine and How? 
Kiel Working Paper, Nr. 2218.

Wolff , G., Steinbach, A. & Zettelmeyer, J. (2025). The governance and fun-
ding of European rearmament. Bruegel Policy Brief, Nr. 15/25.

World Bank. (2024a). World Development Indicators – GDP (current US-$)

World Bank. (2024b). World Development Indicators – Population, total.
World Values Survey. (2023). The Inglehart-Welzel World Cultural Map – 

World Values Survey 7 [Abbildung].



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
465

Ökonomische Trends

phasen bis hin zu einer Steigerung der Arbeitsproduktivi-
tät durch eine effi  zientere Nutzung vorhandener Techno-
logien und Wissensbestände.

In dem vorliegenden Beitrag diskutieren wir die poten-
ziellen gesamtwirtschaftlichen Eff ekte des demogra-
fi schen Wandels auf den deutschen Arbeitsmarkt. Die 
Simulationsergebnisse wurden mit dem HWWI-eigenen 
CGE (Computable General Equilibrium)-Modell herge-
leitet. Als Grundlage dienen die vom Statistischen Bun-
desamt (Destatis) veröff entlichten Projektionen zur Ent-
wicklung des Erwerbspersonenpotenzials auf Basis der 
16. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung.1 Im
Fokus stehen Personen im Erwerbsalter von 20 bis 66
Jahren. Unter Berücksichtigung von Varianten zur Net-
tozuwanderung, d. h. unterschiedlichen Wanderungssal-
den, identifi ziert Destatis vier mögliche Szenarien (W0 bis
W3) zur Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials im
Zeitraum 2024 bis 2035 (Stand: 11. Dezember 2025).

Im Szenario W3 (hoher Wanderungssaldo) wird ein Rück-
gang um 3,2 Mio. Erwerbspersonen erwartet, in W2 (mo-
derater Wanderungssaldo) um 4,0 Mio., in W1 (niedriger 
Wanderungssaldo) um 4,9 Mio. und in W0 (ohne Netto-
zuwanderung) um 6,2 Mio. Ausgehend von 51,2 Mio. Er-
werbspersonen im Jahr 2024 ergeben sich damit Projek-
tionen für den Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials 
bis 2035 von 6,25 % (W3), 7,81 % (W2), 9,57 % (W1) und 
12,11 % (W0). Diese Werte dienen der Kalibrierung des 
im CGE-Modell zu berücksichtigenden angebotsseitigen 
Schocks, d. h. der Reduktion der aggregierten Beschäfti-
gung auf Bundesebene.

Abbildung 1 zeigt die möglichen langfristigen Eff ekte auf 
das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP), die private Konsum- 
und Investitionsgüternachfrage, den aggregierten Kapi-
talstock, den durchschnittlichen Reallohn sowie die Infl a-
tionsrate. Dargestellt sind die prozentualen Änderungsra-
ten für die vier Szenarien für Deutschland bis 2035.

1 Annahmen und Ergebnisse der 16. koordinierten Bevölkerungsvor-
ausberechnung können direkt über den Internetauftritt des Statisti-
schen Bundesamtes abgerufen werden.

Die ökonomische Entwicklung einer Volkswirtschaft 
hängt unter anderem von dem verfügbaren Arbeitskräf-
tepotenzial ab. Dieses trägt im Zusammenspiel mit dem 
Kapitaleinsatz und der Produktivität der Inputfaktoren 
maßgeblich zur Bruttowertschöpfung und damit lang-
fristig zum Wirtschaftswachstum bei. Der demografi sche 
Wandel, verstanden als Veränderung der Bevölkerungs-
struktur, ist (neben niedrigen Geburtenraten und Migra-
tion) insbesondere durch eine alternde Gesellschaft ge-
prägt. Dieser Tatbestand bleibt nicht ohne Folgen für den 
deutschen Arbeitsmarkt, da die geburtenstarken Jahr-
gänge von 1954 bis 1969 schrittweise in den Ruhestand 
eintreten. Der sich zugleich abzeichnende Mangel an jun-
gen Arbeitskräften infolge einer niedrigen Geburtenrate in 
Deutschland, die derzeit bei 1,35 Kindern je Frau liegt, be-
lastet insbesondere die Renten- und Gesundheitssyste-
me erheblich. Verstärkt wird dieser Eff ekt durch die hohe 
Lebenserwartung bei Geburt, die im Jahr 2025 bei 83,4 
Jahren für Frauen und 78,5 Jahren für Männer lag. Ab-
mildernde Eff ekte durch Zuwanderung hängen hingegen 
vom Qualifi kationsniveau und damit von den Integrations-
möglichkeiten in den deutschen Arbeitsmarkt ab.

Der Austritt vieler erfahrener Beschäftigter aus dem Er-
werbsleben bei gleichzeitig sinkendem Nachwuchs an 
potenziellen Arbeitskräften schmälert die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit, da off ene Stellen aufgrund der Ange-
botslücke am Arbeitsmarkt länger unbesetzt bleiben. Das 
Zusammenspiel aus Arbeit und Kapital sowie technolo-
gischem Fortschritt wird dadurch begrenzt; in der Folge 
kann die Bruttowertschöpfung zurückgehen. Substanziell 
positive Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts sind 
unter diesen Bedingungen schwer zu realisieren. Politi-
sche Stellschrauben zur Abmilderung der ökonomischen 
Auswirkungen des demografi schen Wandels reichen von 
einer höheren Erwerbsbeteiligung und einer gezielten 
Zuwanderung qualifi zierter Erwerbspersonen in arbeits-
marktrelevanten Altersgruppen über längere Erwerbs-

©  Der/die Autor:in 2026. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.
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Anstieg der Infl ationsrate um 1,7 bis 3,6 Prozentpunkte 
möglich.

Die hier dargestellten Simulationsergebnisse in Abhängig-
keit vom prognostizierten Ausmaß der Nettozuwanderung 
deuten auf potenziell schwerwiegende stagfl ationäre Ent-
wicklungen hin, die sich in einem Rückgang des BIP bei 
gleichzeitig steigender Infl ationsrate äußern. Selbst im 
günstigen Fall eines Rückgangs des Erwerbspersonen-
potenzials bis 2035 um „nur“ 3,2 Mio. Personen verdeut-
lichen die Ergebnisse, dass im Szenario W3 ein Rückgang 
der Wertschöpfung um 6,0 % erheblich ausfällt. Der Ein-
bruch resultiert dabei nicht aus einer Schwäche der ge-
samtwirtschaftlichen Nachfrage, sondern aus der durch 
den demografi schen Wandel induzierten Absenkung des 
Produktionspotenzials. Der sich abzeichnende Arbeitsan-
gebotsengpass verteuert den Faktor Arbeit und dämpft die 
Investitionstätigkeit. Politische Handlungsempfehlungen 
sollten daher nicht primär auf kurzfristige, fi skalpolitisch 
induzierte Nachfrageimpulse zielen, sondern auf die Stabi-
lisierung und eff ektivere Nutzung des Arbeitsangebots, die 
Beschleunigung von Produktivitätsfortschritten sowie die 
Schaff ung von Rahmenbedingungen, die Investitionen und 
die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen stärken.

PD Dr. Stephen Sacht

Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut (HWWI)

Aufgrund des negativen Arbeitsangebotsschocks können 
Unternehmen weniger Arbeitskräfte einsetzen, sodass 
die gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung sinkt. Die Si-
mulationsergebnisse weisen einen möglichen Rückgang 
des BIP zwischen 6,0 % (W3) und 11,6 % (W0) aus. Da 
der vorhandene Kapitalstock bei geringerem Arbeitsein-
satz weniger produktiv genutzt werden kann, wird er teil-
weise obsolet; der Kapitalstock könnte entsprechend um 
6,1 % bis 11,9 % zurückgehen. Aufgrund der sinkenden 
Grenzerträge zusätzlicher Maschinen, Anlagen und Inf-
rastruktur nimmt der Investitionsanreiz der Unternehmen 
ab. Der Rückgang der Investitionsgüternachfrage könn-
te dabei zwischen 6,8 % und 13,2 % liegen. Trotz eines 
möglichen Anstiegs des durchschnittlichen Reallohns 
zwischen 2,1 % und 4,3 % als Folge des Wettbewerbs um 
die verbleibenden Arbeitskräfte wird ein Rückgang der 
privaten Konsumnachfrage zwischen 4,4 % und 8,5 % er-
wartet. Der Grund liegt in der Reduktion des verfügbaren 
Einkommens als Produkt aus Arbeitseinsatz und Entloh-
nung: Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene überwiegt der 
Rückgang der geleisteten Arbeitsstunden den Reallohn-
anstieg, sodass die Lohnsumme sinkt und weniger kon-
sumiert werden kann. Höhere Reallöhne erhöhen zudem 
die Stückkosten und wirken sich über steigende Güter-
preise aus, da Unternehmen diese Kosten weitergeben 
und sich der Preisdruck über Lieferketten und Vorleistun-
gen sektorübergreifend fortpfl anzt. In der Folge wäre ein 

Abbildung 1
Prognostizierte Änderungsraten der makroökonomischen Indikatoren in Deutschland von 2024 bis 2035 für die 

vier Szenarien W0 bis W3

in % bzw. *Prozentpunkten

Szenarien zur Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials im Zeitraum 2024 bis 2035 gemäß Destatis: W0 (ohne Nettozuwanderung), W1 (niedriger Wan-
derungssaldo), W2 (moderater Wanderungssaldo) und W3 (hoher Wanderungssaldo); siehe Text.

Quelle: eigene Berechnungen.
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